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A Graffiti in Berlin-Neukölln 


Auf den vier Schwerpunktseiten dieser Ausgabe 
werden lokale Beispiele der Zusammenarbeit 
mit Flüchtlingen vorgestellt. Nach anfänglicher 
matrieller Unterstützung geht es um Teilhabe. 


VON ULRIKE KUMPE, REDAKTION BERLIN@Eintref- 
fenden Flüchtlingen wird auf Lampedusa oft die 
Frage gestellt: »Was ist dir passiert?« Dies ist 
eine menschliche Reaktion, die Interesse, Offen- 
heit und eine Willkommenskultur ausdrückt. 
Um diese Haltung zu unterstützen wurde der 
Bürgermeisterin von Lampedusa Giusi Nicoli- 
ni der 11. Stuttgarter Friedenspreis der Anstif- 
ter verliehen. Peter Streiff berichtet hierüber 
auf Seite elf. Da Giusi Nicolini nicht selbst zur 
Preisverleihung kommen konnte sandte sie einen 
Brief, der ebenfalls auf Seite elf abgedruckt ist. In 


SPANISCHE GENERALWAHLEN 2015 


Die spanischen Parlaments- und Senatswahlen 
fanden am 20. Dezember 2015 statt. Die 
neugewählten Kammern treten am 13. Januar 2016 
zu ihren konstituierenden Sitzungen zusammen. 
Wie wird die neue spanische Regierung aussehen? 


VON EVA SEMPERE, REDAKTION MADRID@Die bisher 
regierende konservative Partei Partido Popular 
(PP) verlor bei den spanischen Wahlen vom 20. 
Dezember deutlich ihre absolute Mehrheit. Das 
Wahlergebnis war eine Katastrophe für die alten 
Parteien, aber nicht deren Ende. Wegen diverser 
Bereicherungs- und Korruptionsskandale hatten 
viele deren Zusammenbruch erwartet. 

Neu ist, dass die aus der Protestbewegung entstan- 
denen Gruppierungen, die linke Podemos und die 
rechts-liberale Ciudadanos in der spanischen Poli- 
tiklandschaft nun Platz drei beziehungsweise vier 
einnehmen. Sie spielen jetzt eine wichtige Rolle. 

In keiner der bisherigen Legislaturperioden 
hatte die drittstärkste Kraft im Abgeordneten- 
haus je mehr als 23 Abgeordnete gestellt. Bei 
der Wahl 2015 hingegen wurde diese Schwelle 
sowohl von der drittstärksten Partei Podemos 
mit 69 Mandaten und der viertstärksten Kraft 
Ciudadanos, mit 40 Sitzen überwunden. 

Dennoch bedeutet ihr Sieg nicht gleich die Revolu- 
tion, die viele AnhängerInnen Podemos’ sich erträumt 


GELEBTE SOLIDARITÄT MIT FLÜCHTLINGEN 


diesem schreibt sie auch über die Politik unserer 
Regierungen, die vor allem Stacheldraht, Grenz- 
kontrollen und Isolation für die Flüchtlinge übrig 
haben. Diese Politiker bezeichnen ihren politi- 
schen Unwillen als Flüchtlingskrise. Sie verwei- 
gern diesen Menschen die Unterstützung auf 
ihrem Weg. Zurecht mahnt deshalb Costantino 
Baratta, der als Vertreter für Lampedusa nach 
Stuttgart gereist war: »Es sind unsere Gesetze, 
die die Menschen ins Meer werfen«. Ein großer 
Teil der hiesigen Zivilgesellschaft hat, jenseits 
der Gesetze, eine andere Entscheidung getrof- 
fen. Viele Projekte der Flüchtlingssolidarität 
sind entstanden, mit, von und durch Flüchtlinge 
und ihre UnterstützerInnen. Die Frage, die auch 
zukünftig relevant ist, lautet: »Was nun tun?« Die 
Antwort darauf muss wohl lauten: »Weiterma- 


hatten. Das Zweiparteiensystem ist nicht tot, es ist nur 
angeschlagen. PP und Partido Socialista Obrero Espa- 
nol (PSOE) kommen nach wie vor eine Schlüsselrol- 
le bei der Regierungsbildung zu. Aber nicht alles ist 
verloren gegangen: Spaniens Politik muss nun eine 
Kultur der Allianzen entwickeln. Im Senat behält 
allerdings die PP die absolute Mehrheit. 

Das Bild wäre besser gewesen, wenn Unidad 
Popular (Einigung von Izquierda Unida und 
anderen linken Gruppen) und Podemos sich 
zusammen präsentiert hätten. Obwohl die Links- 
parteien im Internet zunächst als klare Sieger 
erschienen, hat sich dies im Wahlergebnis nicht 
nicht niedergeschlagen. 

Einer der signifikantesten Daten ist die Stimmen- 
enthaltung von 9 Mio. WählerInnen. Vor allem weil 
PP, die nach wie vor stimmenstärkste Partei ist und 
nicht mehr als 7 Mio. Stimmen gewinnen konnte, was 
etwa 30 Prozent der WählerInnen sind. Die Mehrheit 
bilden aktuell in Spanien die NichtwählerInnen. 

Hinzu kommt, dass 93,89 Prozent der im 
Ausland lebenden Spanier nicht gewählt haben. 
Wegen der Wahlrechtsreform von 2011 müssen sie 
ihr Wahlrecht beim spanischen Konsulat persön- 
lich erbitten. Mit der weltweit geführten Kampa- 
gne »Marea Granate«, was die weinrote Farbe 
der spanischen Reisepässe bezeichnet, versuch- 
ten im Ausland lebende SpanierInnen Druck auf 
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chen!« Wie etwa das Bonner Projekt »Ausbildung 
statt Abschiebung«, oder das Cafe ohne Grenzen 
in Köln, die sich auf Seite dreizehn und vierzehn 
vorstellen. Oder wie die Kommune Longo Mai, 
die ihren Weg und den ihres Dorfes mit einhei- 
mischen Rassisten und den Flüchtlingen auf 
Seite zwölf beschreibt. Einen wiederum anderen 
Zugang hat das Forum Stadtpark in Graz bekom- 
men. Der Protest der Flüchtlinge gegen behörd- 
liche Willkür und Nichtinformation fand genau 
vor ihrer Tür statt. Ihre Erfahrungen schildern 
sie auf Seite vierzehn. Heidrun Primas, Leite- 
rin des Forums Stadtpark kommt im Interview 
zu dem Schluss, dass wir stabilisierende Räume 
brauchen, wo Menschen Beziehungen zueinan- 
der aufbauen können. Räume also in denen die 
Frage: »Was ist dir passiert?« Platz hat.@ 


Beginnt jetzt in Spanien echt eine neue Epoche? 


die spanische Regierung zu machen, damit diese 
Reform zurückgenommen wird. Viele von ihnen 
mussten Spanien auf Grund der wirtschaftlichen 
Lage verlassen und haben weiterhin starkes Inte- 
resse am politischen Geschehen in Spanien. Die 
auf bürokratischem Wege verhinderte Teilnah- 
me an den Wahlen sehen sie als Einschränkung 
ihrer demokratischen Grundrechte an. Ihre vier 
Forderungen gehen aber über den Zugang zu den 
spanischen Wahlen hinaus. Sie setzen sich für den 
gleichen und kostenlosen Zugang zum Gesund- 
heitssystem für alle, für die Abschaffung prekärer 
Arbeitsverhältnisse und eine tatsächliche bedin- 
gungslose innereuropäische Bewegungsfreiheit 
für alle Menschen ein. 

Ein weiterer Grund für die geringe Wahlbetei- 
ligung ist, dass die Mehrheit derjenigen, die es 
schafften ihre Briefwahlunterlagen zu beantragen, 
diese erst nach der Wahl erhielten, was schon bei 
der Wahl zum Europaparlament und den spani- 
schen Regionalwahlen vorgekommen war. 

Nach der Spanischen Verfassung und des Wahl- 
gesetzes gehören dem Kongress 350 Abgeordnete 
an, die provinzweise gewählt werden. Dabei steht 
jeder Provinz ein Minimum von zwei Abgeordne- 
ten, den Städten Ceuta und Melilla je ein Abge- 
ordneter zu. Die restlichen 248 Abgeordneten 
werden den Provinzen nach dem Verhältnis ihrer 
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AUS DEM INHALT: 


ICH BIN ARM, ICH BIN REICH 


Was gehört mir? Sagt mein Kontostand mir was 
ich habe? Wenn ich von unserer solidarischen 
Ökonomie erzähle, werde ich oft gefragt: »Und 
da zahlst du alles ein?« Niemand fragt: »Was 
bekommst du?« 

Seite 


COOPERATIVAS INTEGRALES 


Seit 2010 organisieren sich selbstverwaltete 
Gruppen in ganz Spanien in Cooperativas Inte- 
grales, Genossenschaften, die als Netzwerke 
der gesellschaftlichen Transformation dienen 
sollen. 


Seite 4 


BARCELONA IN BEWEGUNG 


Mit einer Vielzahl von Veranstaltungen und 
Projekten fand im Oktober 2015 eine Messe für 
Solidarische Ökonomie unter dem Motto »Eignen 
wir uns das Leben an« in Barcelona statt. 

Seite 5 


LEIH- UND UMSONSTLADEN „LUULA“ 


In Heidelberg eröffnet der Leih- und Umsonstla- 
den »Luula«. Sie stellen sich vor. 
Seite 6 


NEUE ALLMENDE 


Biobetriebe werden am Bodenmarkt zuneh- 
mend verdrängt. Dieser Entwicklung will eine 
neue Genossenschaftsgründung, die Kultur- 
land eG entgegenwirken. Die Gründungsiniti- 
atoren sind angetreten, um Biobauern bei der 
Sicherung ihrer Acker- und Grünlandflächen zu 
unterstützen. 

Seite 7 


AKTIV GEGEN KRIEG UND MILITARISIE- 
alte 


Zwei Kriegsdienstverweiger*innen aus Israel 
tourten im November durch die Bundesrepub- 
lik und berichteten, was sie zu diesem Schritt 
bewogen hat. 

Seite 9 


VENEZUELA IN DER ÖL-KRISE 


Kooperativen sollen zukünftig in Venezuela so 
hohe Steuern zahlen, dass ihre Existenz gefähr- 
det ist. 


Seite 9 
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Einwohnerzahlen zugeteilt. Die Wahl erfolgt in 
den Provinzen nach geschlossenen Listen, wobei 
die Sitze auf die Listen jeweils nach dem D’Hondt- 
Verfahren zugeteilt werden. Das in Spanien gülti- 
ge Wahlsystem privilegiert damit vor allem die 
regionalen sowie die großen Parteien. 

Ein Abgeordneter in Ävila erreicht sein Mandat 
mit vier mal weniger Stimmen, als einer in 
Madrid. Dies führt dazu, dass es Parteien gibt, die 
mit mehr Stimmen im gesamten Land weniger 
Abgeordnete erreichen als andere, die nur in einer 
autonomen Region zur Wahl antreten. Während 
die PNV, die Baskische Nationalistische Partei, 
mit 301.585 sechs Abgeordnete stellt, benötigte 
Unidad Popular-Izquierda Unida (Volkseinheit- 
Vereinigte Linke), mehr als 400.000 Stimmen für 
jeden seiner beiden Parlamentssitze. 

Bis jetzt will niemand mit PP koalieren, um sie 
wieder in der Regierung zu haben. Die Einigung 
der Linken ist unsicher und hängt vor allem an 
der Haltung der Parteien zum Prozess der katala- 
nischen Loslösung vom spanischen Staat ab. 

Falls keine Regierung gebildet wird, würden in 
neun Monaten Neuwahlen stattfinden. Vielleicht 
sollte man darauf hoffen, dass keine Regierung 
gebildet wird und dies wie in Belgien, als sie mehr 
als 500 Tage ohne Regierung waren, zu sinkender 
Arbeitslosigkeit und höheren Mindestlohn führte.® 
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Liebe Leser*innen, 


dieses winterliche Bild fiel mir trotz des warmen 
Dezembers zur Situation bei den Spenden ein. 
Wieder sind gut 500 Euro eingegangen, genau 
531,00 Euro. Wenn jetzt noch zehn Mal diese 
Summe reinschneit, dann haben wir für 2016 
gut Schlitten fahren. Also bitte dran bleiben, jede 
Spende hilft - und jedes Abo, E-Papier-Abo oder 
Fördermitgliedschaft ebenso. Bei letzterer geht 
der Staat bei seiner Steuerkassierung sogar leer 
aus. Mit insgesamt 1.231,88 Euro haben wir 19 
Prozent unseres Spendenzieles der Aktion 2016 
erreicht. Vielen Dank allen. 

Wir von der CONTRASTE-Redaktion wollen 
euren Rückenwind nutzen, neben Bewährtem 
weiterhin neue Einblicke zu geben. Diesmal 
ist Spannendes aus Spanien zu lesen. Wer hat 
Vorschläge, wer Bekannte und Freund*innen, die 
ihr Wissen für uns aufschreiben wollen? Nur zu. 
Nehmt Kontakt mit unseren Redaktionen vor Ort 
oder über unsere Hausadresse info@contraste.org 
auf. Möge unsere Zeitung noch vielfältiger und 
durchaus noch kontroverser werden. 


INTERNE NACHRICHTEN 
MU IE HE EEE IE IE HE HE HE HE LEE HEN 


Leise rieselt der Schnee 


N.K. 50,00 
SR 100,00 
Ingrid Teufel, Weissach 5,00 
M.P. 100,00 
K.B. 7,00 
B.H. 30,00 
Veranstaltung Stuttgart 15,00 
Christoph Lang, Berlin 10,00 
G.R. 5,00 
D.B. 9,00 
Reinard Bach, Koblenz 50,00 
S.K. 50,00 
Karl-Heinz Bächstädt, Berlin 100,00 


Gerne würdigen wir unsere Spender*innen 
durch Namensnennung, schreibt dazu bitte in 
den Verwendungszweck »Name ja« oder sendet 
eine E-Mail. 

Unsere Abozahlen: 3 neue Abos, davon zwei 
digital. Aber auch 3 Kündigungen. Eine Förder- 
mitgliedschaft endet aus Altersgründen. 


Aus der CGONTRASTE-Redaktion grüßt 
Heinz Weinhausen 


SPENDEN FÜR CONTRASTE 
CONTRASTE E.V. 


SCHNUPPERABO: 3 AUSGABEN 7,50 EURO 


Online-Bestellung unter: =» www.contraste.org 

oder einfach das Geld, in Form von Briefmar- 
ken oder einem Schein, mit Anschrift und Stich- 
wort »Schnupperabo« an CONTRASTE e.V., 
Schönfelder Straße 41A, 34121 Kassel. Liefe- 
rungen ins europäische Ausland kosten 10 Euro 
Das Schnupperabo ist befristet und läuft automa- 
tisch aus. 


Kontonummer: 515 124 05 

BLZ 508 900 00 

Volksbank Darmstadt eG 

IBAN DE02508900000051512405 


BIC GENODEF1VBD 


CHANGE OF ADDRESS! 


Neue Adresse oder Bankverbindung? 


Leider erreichen uns immer wieder Rekla- 
mationen von Leuten, die CONTRASTE trotz 
Nachsendeauftrag nicht mehr erhalten. Der 
Postzeitungsvertrieb ist nicht Bestandteil des 
Nachsendeauftrags, wir erfahren auch nicht, 
dass die Zeitung nicht zustellbar ist. Die 
Zustellerin entsorgt diese Monat für Monat, bis 
sich unsere LeserIn mit einer neuen Anschrift 
meldet. Deshalb ist es wichtig, uns bei eurem 
Umzug sofort Eure neue Anschrift mitzutei- 
len! TeilnehmerInnen am Lastschriftverfahren 
bitten wir bei der Änderung der Bankverbin- 
dung gleichfalls um eine Nachricht, damit die 
bei einer geplatzten Lastschrift anfallenden 
Bankgebühren vermieden werden können. Die 
beteiligten Banken belasten unser Konto mit 
Gebühren in Höhe von mindestens 5,50 Euro. 


NEU: Änderungen bitte an: abos@contraste.org 
senden. 


NEUE ABO- UND FÖRDERMÖGLICHKEITEN 


CONTRASTE als Digitale Ausgabe bestellbar 


Das diesjährige Sommerplenum einigte sich auf neue Abo- und Fördermöglichkeiten, die ab 
sofort gelten. Wichtigste Neuerung: CONTRASTE-Digital. Unsere Zeitung für Selbstorganisation 
ist nun auch als PDF-Ausgabe bestellbar und abonnierbar. Da wir finanziell zur Zeit null Spielraum 
haben, kostet sie das Gleiche wie die Print-Ausgabe, nämlich 4,50 Euro für eine einzelne Ausgabe 
und 45 Euro für's Abo. Trotzdem günstig, weil wir aus betriebswirtschaftlicher Sicht 7 Euro je 
Ausgabe nehmen müssten, um finanziell bestehen zu können. Dabei bezahlen wir schon (leider) 
sehr bescheidene Honorare für Koordination, Aboverwaltung und Layout, während das Journalis- 
tische von allen freiwillig eingebracht wird. Um über die Runden zu kommen, sind wir daher auf 
Spenden und Fördermitgliedschaften angewiesen. Die PDF-Ausgabe darf übrigens nicht an Dritte 
weitergegeben werden, wobei wir auf eure Fairness unserem Projekt gegenüber vertrauen. Dies 
sind die weiteren Änderungen: 


- Kombi-Abo (Print+PDF) zu 60 Euro jährlich, 

- Kollektiv-Abo (5 Exemplare) zu 100 Euro jährlich 

- Fördermitgliedschaft mindestens 70 Euro jährlich, für juristische Personen wie Betriebe, Verei- 
ne usw. mindestens160 Euro (Fördermitglieder können auch mehrere Exemplare sowie die PDF- 
Ausgabe beziehen.) Der Förderbetrag kann steuerlich geltend gemacht werden. Wir bitten um 
Erhöhung der bestehenden Fördermitgliedschaften, was aber nicht zwingend ist. 


Wir hoffen auf einen kleinen Aufschwung, dass die CONTRASTE nun noch mehr gelesen werde. 


Bestellungen bitte an: abos@contraste.org 


Januar 2016 


BLICK VOM MAULWURFSHÜGEL 


VON BRIGITTE KRATZWALD, REDAKTION GRAZ UND 
ULI FRANK, FACHREDAKTION KRITIK DER GELDLOGIK® 
»Leben ohne Geld« -als Heidemarie Schwermer 
das vor 15 Jahren zu ihrem Leitmotiv erklärte, 
schaffte sie es in fast alle Talk-Shows, so skurril 
erschien dies den Journalisten. Inzwischen 
stößt ein solcher Versuch offenbar auf immer 
größeres und echtes Interesse. Die allgemeine 
Unzufriedenheit mit dem herrschenden 
Wirtschaftssystem hat sicher dazu beigetragen, 
dass auch radikale Ideen nicht mehr einfach als 
absurd abgetan werden. 

Heute gibt es - vereinfacht ausgedrückt — zwei 
unterschiedliche Ansätze und Begründungen für 
diese Praxis. Die eine beschreibt das »Leben ohne 
Geld« als individuelle Erfahrung, oft spirituell 
fundiert, als moralische, heroische Entscheidung 
zum Ausstieg aus dem »Konsumwahn«, der 
herrschenden Ungerechtigkeit und ökologischen 
Verantwortungslosigkeit. Die Botschaft besteht 
in der Herausbildung eines neuen Lebensstils: 
teilen, Ressourcen schützen, auf Verschwendung 
verzichten, mit gutem Beispiel vorangehen. Oft 
halten die VertreterInnen dieser Position es sogar 
für wichtig und verdienstvoll, selbst überhaupt 
kein Geld in die Hand zu nehmen, so, als hafte 
dem Geld selber etwas Unreines oder Böses an. 
Das kann manchmal zu absurden Situationen 
führen. So muss sie etwa immer jemand zum 
Bahnhof begleiten, weil sie kein Ticket kaufen 
»können«. Es reicht nicht, ihnen Geld für einen 
Fahrschein zu geben, sondern es muss ihn jemand 
anderer aus dem Automaten holen, was aber an 
der Situation nichts ändert, dass jemand anderer 
für sie bezahlt hat. 

Auch wenn ihre Praxis demonstrativen 
Charakter habt und alte Denkgewohnheiten 
überwinden helfen soll, verdeckt ihre Botschaft 
typische Ambivalenzen, etwa, dass sie eine Nische 
nutzen, die andere Menschen möglich machen, 
gerade indem sie weiterhin der Geldlogik folgen. 


Das schmälert die Verdienste der Pioniere um die 
Herausforderung eingefahrener Denkstrukturen 
nicht, blendet aber einen wichtigen Aspekt aus: in 
unserer heutigen Gesellschaft ist es einfach nicht 
möglich, durch einen einseitigen Willensakt und 
individuell Geldverzicht zu üben, weil alles, was 
wir zum Leben brauchen, durch Geld produziert 
und vermittelt wird. 

Genau von dieser Gesellschaftsanalyse geht 
der zweite Ansatz aus: seine VertreterInnen 
propagieren nicht das individuelle »Leben ohne 
Geld«, sondern erforschen und organisieren 
Strukturen, die jenseits der Logik des Geldes 
schon bestehen oder neu entwickelt werden 
müssen. Dabei geht es nicht um das Geld selber, 
sondern die gesellschaftliche Logik, die sich im 
Geldgebrauch ausdrückt, sowie um Alternativen 
dazu. Deswegen kritisieren diese Menschen zwar 
das Geld, haben aber keine Berührungsängste. 
Sie versuchen möglichst genau den funktionalen 
Kern unseres modernen Weltsystems zu 
beschreiben und Bedingungen zu formulieren, 
unter denen Geld überflüssig wird. 

Die Voraussetzung für das Funktionieren 
der Geldlogik ist die erzwungene Isolierung 
der Menschen voneinander. Nicht ihre 
Bedürfnisse, sondern die betriebswirtschaftlichen 
Gewinnchancen regeln Produktion und Konsum. 
Das geht über Geld am besten - und macht Geld 
alternativlos: eine Abschaffung des Geldes würde 
nur alles umständlicher machen. Deshalb lenkt 
diese Praxis den Blick auf Formen kollektiver 
Selbstorganisation jenseits von Markt und Staat. 
Sie lässt sich dabei einerseits von den zahlreichen 
traditionellen Lösungen inspirieren, schließlich 
ist die Geldlogik ein ganz neues Phänomen in der 
Geschichte der Menschheit. Sie schaut aber ganz 
besonders auf neue Formen, die gesellschaftlich 
zunehmend relevant werden, wie Freie Software, 
Commoning, Sharing-Plattformen oder Open- 
Source-Hardware-Projekte.® 


SPENDENTICKER »AKTION 2016« 
Das Zeitungsprojekt CONTRASTE benötigt noch 5268,12 Euro. 


NEUES VOM CONTRASTE-PLENUM 


Im Strandkorb am Rhein 


4 SSM-Strandkörbe mit CONTRASTE-Füllung: V.l.n.r.: Eva Schmitt, Ulrike Kumpe, Uli Frank, Brigitte Kratzwald, 


Uwe Ciesla, Heinz Weinhausen, Kai Böhne, Eva Sempere, Ariane Dettloff, Hans Wieser. 


VON ARIANE DETTLOFF, REDAKTION KÖLN@Das Grup- 
penfoto trügt, ein Strandurlaub war es nicht, 
unser Winterplenum am Rhein. Dennoch war es 
ein angenehmes Wochenende bei unserem Kölner 
Gastgeber »Sozialistische Selbsthilfe Mülheim« 
(SSM). Vertreten waren die Städte Achim, Berlin, 
Göttingen, Graz, Kassel, Klagenfurt, Köln, Madrid 
und Sprockhövel. Kurzes Fazit: Das CONTRASTE- 
Projekt hat sich weiter stabilisiert. Die Abozahlen 
sind gleich geblieben, dank der vielen Spenden 
blicken wir zuversichtlich ins neue Jahr. 

Zu tun bleibt allerhand. Wir verabschiedeten 
einen Fahrplan für das neue CONTRASTE-Layout. 
Layouterin Eva Sempere stellte ihre Entwürfe 
vor, die viel Zustimmung fanden. Im März wird 
ein Entwicklungswochenende von Layout- und 
Konzept-AG sich eingehender damit befassen. 
Im September soll die CONTRASTE sich dann im 


Foto: CONTRASTE 


neuen Gewande präsentieren. 

Unsere Homepage soll funktionaler und leben- 
diger werden. Dazu brauchen wir ein neues 
Grundgerüst. Gerne würden wir für alle Contras- 
te-Ausgaben ein digitales Archiv einrichten. Hans 
Wieser wird sich darum kümmern. Wir ergänzten 
die Schwerpunktplanung für 2016. Unser Twit- 
tern entwickelt sich zufriedenstellend, gerade 
hat sich »Le monde diplomatique« als Follower 
hinzugesellt. Kai Böhne konnte neue Austau- 
schanzeigen gewinnen und will sich hier weiter 
engagieren. Heinz Weinhausen wird als weiteres 
Mitglied den CONTRASTE-Vorstand verstärken. 

Unser Sommerplenum und die Mitgliederver- 
sammlung des Contraste-Vereines finden vom 
8. - 10. Juli bei Uli Frank in Hiddinghausen statt. 
Wir laden herzlich ein.® 


2016 sanuar 
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Ich bin arm, ich bin reich 


2 er Ne 


Kontostand: 2.756,25 EURO. Gehört aber nicht 
mir. Oder doch? Teilweise? Eigentlich alles? 


VON THERESA KRISTINA STÖCKL, »HOFKOLLEKTIV 
ZWETSCHKE«®@ Wenn ich von unserer solidarischen Ökono- 
mie erzähle, werde ich oft gefragt: »Und da zahlst 
du alles ein?« Woraufhin ich erkläre, ja alles, es 
gibt gar nichts »anderes« wofür oder wo ich sonst 
»einzahlen«< würde. Dann werde ich meistens 
gefragt, was ich davon alles bezahle. Alles? Ja, 
wirklich alles. Ja, auch wenn ich auf Urlaub fahre 
oder einen neuen Computer brauche. Die Frage- 
stellung geht fast immer davon aus, dass ich alles 
»hergebe«. Ich glaube, noch nie hat mich jemand 
dahingehend gefragt, was ich alles »bekomme«, 
also alle Einnahmen, die von anderen meiner 
Gruppe auf dem Konto landen. Ist die Angst 
immer schneller als das Vertrauen? 

Was gehört dann also mir? Wir berechnen 
keine Anteile, es gibt keine fixen Beträge oder 
Einteilungen. Wenn mir nichts gehört, gehört 
mir genauso gut alles. Wie ich das nun sehe? Es 
ist mir eigentlich total egal. Die Besitzfrage stellt 
sich in diesem Sinn nicht. Vielleicht ist es das, 
was wir mit den schönen Schlagwörtern »solida- 
risch«, »hierarchiefrei« und »bedürfnisorientiert« 
meinen: Geld bekommt erst dadurch einen Wert, 
dass ich es benutze, dass ich dafür etwas bekom- 
me, was ich brauche oder mag. Anspruch unserer 
Gruppe ist es, das für jede/n Einzelne/n von uns 
zu ermöglichen - alle sollen haben, was sie brau- 
chen. Dazu ist es äußerst hilfreich, aus »meinem«, 
»ihrem« und »deinem« Geld einfach »unser« Geld 
zu machen. Schon allein deshalb, weil viele von 
meinen Bedürfnissen auch unsere sind. 


Mehr oder weniger? 


Es geht also genau nicht darum, mehr oder 
weniger zu haben oder zu besitzen. Vielleicht 
eher darum, genug zu haben. Dabei fragen wir 
uns aber nicht jede/r für sich, hab ich genug, 
sondern wir fragen uns zusammen, haben wir 
genug, hat jede/r genug. Genug, dass wir alles 
bezahlen können, was wir gerne tun würden 
oder brauchen. Haben wir genug, sodass sich alle 
wohl und sicher fühlen mit der Zahl am Konto- 
auszug. Wir können diese Fragen nicht immer 
mit ja beantworten, durchaus nicht. Aber wir 
versuchen, im Rahmen all unserer Möglichkeiten, 
dahin zu kommen. 

So beziehe ich auch die Frage nach »viel« oder 
»wenig« nicht auf mich alleine. Letztes Jahr habe 
ich sehr viel Lohnarbeit gemacht, nie vorher 
hatte ich selbst, für mich allein gerechnet, mehr 
Einkommen. Gleichzeitig war unser Gesamtkon- 
tostand oft sehr niedrig und knapp, mehrmals 
Richtung Null tendierend. Null ist wenig für eine 
Person, für acht Personen auch. Während ich viel 
Einkommen hatte, hatte ich also meistens gleich- 
zeitig das Gefühl, sehr sparsam leben zu müssen. 
Heuer mache ich weniger Lohnarbeit, habe einen 
niedrigeren Verdienst, gleichzeitig ist die finanzi- 
elle Gesamtsituation der Gruppe entspannter. Ich 
kann sogar leichter mal auf Urlaub fahren, Work- 
shops machen, Bücher kaufen oder essen gehen, 
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obwohl mein Einkommen nun geringer ist. Ja, ich 
habe mich damals auch öfter mal geärgert, dass 
ich »nix davon habe«, mehr Geld zu bekommen. 
Ja, ich genieße es jetzt, mich trotz geringerem 
Einkommen sicher fühlen zu können. 

Was soll ich von alldem halten? Ist das nicht 
verwirrend? 

Mir war immer klar, wofür ich mich entschie- 
den habe und ich habe nie daran gezweifelt. Im 
Endeffekt hängt vieles, oder alles, damit zusam- 
men, dass ich auf einem Hof lebe, der mich durch 
seine Schönheit bezaubert, und das in einer 
liebevollen Gruppe, die mich ebenso bezaubert, 
verwirrt, begeistert und fordert und ohne die so 
vieles niemals möglich wäre, was ich wirklich will 
und mir lange gewünscht habe. Sagen wir also 
so: es gehört alles irgendwie dazu, und ich möch- 
te nichts davon missen, egal ob gerade mehr oder 
weniger (Geld, Stress, Arbeit, Spaß,...) dabei 
rauskommt. 


Blick ins Chaos 


Gibt es denn so etwas wie Überblick, wie viel 
Geld überhaupt da ist? Wie viel zum Beispiel für 
diesen Monat noch zur Verfügung steht? Oder 
was davon wofür ausgegeben werden kann/soll/ 
darf? 

Wir versuchen es, all das ist durchwoben von 
verschiedenen Strukturen. Doch immer wieder 
passiert es, dass plötzlich ganz wenig, viel zu 
wenig, kein Geld da ist. Oder umgekehrt, mehre- 
re Gehälter sind noch nicht eingetroffen, es gab 
Mehrausgaben, trotzdem ist der Kontostand 
ungewöhnlich hoch. Warum? Um das zu verste- 
hen, müssten wir wohl sehr genau rechnen. Will 
ich das? Nein, genau das eigentlich nicht. Für 
mich ist das sogar ein Grund unter vielen, warum 
ich mir ein Gemeinschaftsleben ohne Solidaröko- 
nomie nicht vorstellen kann - bei jeder Ausgabe 
müsste genau gerechnet und vor allem entschie- 
den werden, wer wieviel wovon bezahlt. Abgese- 
hen von einem unglaublichen Mehraufwand, wie 
sollte ich da jemals zu einer Bewertung gelangen, 
die mir gerecht erscheint? Ein gleicher Betrag 
oder gleicher Anteil ist nicht unbedingt gleich, 
wenn der Hintergrund, die Möglichkeiten und die 
Bedürfnisse ungleich sind. 


emeinsame Kasse oder 
olidarökonomie? 


»Nur« 


Zugegeben, als ich in die solidarökonomische 
Gruppe eingestiegen bin, hat es mich ein bisschen 
nervös gemacht, keinen so klaren Überblick mehr 
über die Finanzen zu haben, wie ich ihn alleine 
mit einem einzelnen Konto hatte. Ich habe gern 
Kontrolle und Klarheit über solche Dinge. Nun 
frag ich mich selbst, wohin ist die Nervosität gewi- 
chen? Hab ich sie vergessen, weil es so viel Spaß 
macht, für andere Leute Geld abzuheben oder bei 
einem gemeinsamen Abendessen im Restaurant 
die Rechnung nicht nach »wer hatte was« aufzu- 
teilen, sondern nach »wer hat wie viel dabei«? 
Oder ein Geschenk für jemanden zu besorgen, 
die/der es genauso gut selbst vom gleichen Geld 


kaufen könnte, aber sich dann niemals so drüber 
freuen würde? Vielleicht all das. Stattdessen hat 
sich jedenfalls ein anderes Gefühl sehr stark breit 
gemacht: Vertrauen. 

Wir haben nicht nur gemeinsame Finanzen, wir 
sind auch gemeinsam. Es ist nicht nur mein Prob- 
lem, dass meine Stelle von einem Tag auf den 
anderen um die Hälfte gekürzt wurde. Nicht nur 
das, ich weiß nicht ob es überhaupt so ein großes 
Problem ist; es verursacht jedenfalls keine akute 
Finanzkrise. 

Vielleicht habe ich keinen Überblick und verste- 
he auch nicht immer, wieso gerade wenig oder 
viel Geld da ist, aber ich fühle mich trotzdem 
sicher. Sogar viel sicherer, als ich es allein, mit 
mehr Überblick getan hab, nämlich irgendwie... 
langfristiger, dauerhafter. Egal was ist, ich werde 
nicht allein damit umgehen müssen. Ich muss 
zugeben, ich habe mich nie groß finanziell sorgen 
müssen. Ich bin viele Jahre mit sehr wenig Geld 
ausgekommen, zumindest im gesellschaftlichen 
Vergleich gesehen, per Definition hab ich wahr- 
scheinlich noch nie über der Armutsgrenze gelebt. 
Ich habe mich aber immer sicher gefühlt, nicht 
nur, weil ich einen Überblick hatte und gut kalku- 
liert habe, sondern weil ich immer wusste, dass 
es Menschen gab, die hinter mir standen, und die 
mich stützen würden, wenn ich es bräuchte. 

So gesehen waren es immer schon Menschen 
und das Vertrauen in sie, die mir finanzielle 
Sicherheit gaben, egal wie wenig oder viel Geld 
ich tatsächlich hatte. Das gemeinsame Wirtschaf- 
ten in einer Gruppe, das Teilen unserer Einnah- 
men und Ausgaben, unserer Bedürfnisse und 
Ängste, unserer Kapazitäten, Fähigkeiten und 
Ressourcen, ist so gesehen eine Vertiefung, eine 
Weiterführung, eine bewusste Entscheidung und 
Schaffung von Strukturen für gegenseitige Soli- 
darität. 

Ökonomische Solidarität muss aber nicht auf so 
klaren Strukturen basieren wie bei uns. Ich kann 
mich erinnern, einer Freundin vor langer Zeit 
einmal Geld geborgt zu haben, als sie es brauch- 
te. Ich brauchte es nie zurück. Ich kenne einige 
Menschen, die anderen einfach Geld schenken, 
wenn sie denken, dass die anderen es besser brau- 
chen können. Ich habe Freunde, die immer die 
Rechnung bezahlen, wenn ich mit ihnen wohin 
gehe was trinken, weil wir alle wissen, dass sie 
viel mehr Geld haben als ich, und dass Geld dazu 
da ist, ausgegeben zu werden. 

Eine Freundin lebt in einer Gemeinschaft im 
Senegal und hat mir vor kurzem davon erzählt. 
Es gibt dort keine gemeinsame Kasse oder Konto. 
Die Menschen haben auch sehr unterschiedlich 
hohe Einnahmen. Gleichzeitig braucht niemand 
Geld zu haben oder mitzubringen, um dort leben 
zu können. Wer keines hat, bittet jemand anders 
darum, oder gleich um die Gegenstände, die sie 
sonst damit kaufen würden. Es entsteht ein offe- 
nes Tauschen, Borgen, Schenken, Weitergeben, 
das auch meine Freundin nicht ganz durchschaut. 
Manchmal scheint es Hierarchien zu geben, 
manchmal nicht. Auch hier ist es ein Netzwerk 
aus Menschen, das Sicherheit gewährt. 

Aber wo sind die Grenzen eines solchen Netz- 
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werks? Warum sind wir innerhalb unserer Grup- 
pe solidarisch und grenzen uns nach außen hin 
genauso ab? Tun wir das überhaupt oder sind wir 
offen? Natürlich hat das viel mit Organisation, 
Überschaubarkeit und unseren Wahrnehmungs- 
grenzen zu tun, die ja auch das gegenseitige 
Vertrauen und damit die Sicherheit bedingen. 
Dennoch beschäftigt es mich manchmal, ich frage 
mich, was könnten wir »nach außen« tragen, ich 
wünsche mir, ich wünsche allen, ich wünschte es 
gäbe mehr... Vertrauensnetzwerke... Unterstüt- 
zung... dadurch Erweiterungen des Möglichkeits- 
horizonts... und vielleicht könnte das das gegen- 
seitige Vertrauen und den Blick auf das wirklich 
Wesentliche und Wichtige stärken, sodass die 
Angst etwas weicht, die Angst vor den Anderen, 
vor dem Fremden, vor dem Verlieren, vor dem 
Wegnehmen. So, jetzt bin ich träumerisch, nost- 
algisch, vielleicht utopisch abgebogen in meinen 
Gedanken. Das tut auch manchmal einfach gut, 
neben all der alltäglichen Selbstverständlichkeit 
in einer bedürfnisorientierten Solidarökonomie.® 

EEWTFAER 
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»Hofkollektiv Zwetschke« 


Ort: 

eine alte Holzmühle an der Zwettl/NÖ 
Einzug und Start: 

Jahreswechsel 2013/14 

Gruppe: 

sieben Erwachsene und verschie- 

dene Kleintiere 

Werte: aufeinander einlassen, Vertrauen, 
bedürfnisorientiert, hierachiefrei & solida- 
risch, ökologische und soziale Nachhaltigkeit 
Stärken: 

gemeinsame Ökonomie, lachen 

können, Finanzierung über Direkt- 

kredite (ohne Banken) 

Ziele: 

den Hof dem Kapitalmarkt dauer- 

haft entziehen, wandelbar bleiben, 

mit Alternativen experimentieren 

Kontakt: 
«=»http://www.hofkollektiv-zwetschke.net« 


4 coNTRASTE 


EUROPA 
MU IE HE EEE IE HE HE HE HE HE HE HEN 


COOPERATIVAS INTEGRALES - SPANISCHE NETZWERKE 


Januar 2016 


Die Gesellschaft verändern 


Selbstverwaltete Projekte und kollektive Betrie- 
be befinden sich oft in einer gesellschaftlich 
isolierten Position, die eine Integration ins 
lokale Umfeld erschwert. Gleichzeitig ist es oft 
schwierig zusätzlich zu internen Herausforde- 
rungen gleichzeitig nachhaltige Netzwerke der 
Kooperation und gegenseitigen Hilfe zu etablie- 
ren. Seit 2010 organisieren sich selbstverwal- 
tete Gruppen in ganz Spanien in Cooperativas 
Integrales, ganzheitliche Genossenschaften, 
die als Netzwerke zur gesellschaftlichen Trans- 
formation dienen sollen. 


VON RICHARD SONNTAG, BARCELONA ®@Die Idee ist 
einfach. Um einen nachhaltigen gesellschaft- 
lichen Wandel zu vollziehen, bedarf es einer 
Veränderung in allen Teilbereichen des Lebens. 
Kollektive Betriebe, Kommunen, Ökodörfer, 
Besetzungen oder Hausprojekte sollen nicht mehr 
nur punktuell und auf sich allein gestellt leben 
und arbeiten, sondern sich als solidarisches Netz- 
werk wirtschaftlich organisieren und sozial und 
politisch auf lokaler Ebene an einer gesellschaftli- 
chen Transformation zusammenarbeiten. 


Plattform der gegenseitigen 
Unterstützung 


Entscheidend ist dabei der Prozess der gemein- 
samen Konsolidierung innerhalb von Cooperati- 
vas Integrales (CD), einer Plattform der gegensei- 
tigen Unterstützung in der rechtlichen Form einer 
Genossenschaft. Es geht dabei um eine neue Art 
der lokalen und regionalen Vernetzung. 

Die tägliche Umsetzung von Idealen und 
Werten im gemeinsamen Miteinander sollen 
reflektiert und herausgebildet werden. Außerdem 
sollen sich lokale Arbeits-und Umverteilungspro- 
zesse in vorhandene soziale Strukturen (basie- 
rend auf Vertrauen und Solidarität) einbetten. 
Die CIs sollen darüber hinaus das Gemeinwohl 
sowie das Wohlbefinden jede_r Einzelnen stär- 
ken. Neue Projekte sollen auf all diesen Ebenen, 
wirtschaftlich, rechtlich und emotional gefördert 
werden. Kurz: es geht um eine Umgestaltung 
gesellschaftlichen Zusammenlebens. 

Mitglieder der CI nutzen die rechtliche Orga- 
nisationsform der Genossenschaft, um bürokrati- 
schen Aufwand zu minimieren und wirtschaftli- 
che, soziale und politische Organisationsformen 
miteinander zu verbinden. 

Zum ersten Mal wurde die in Assoziation mit 
der Degrowth-Bewegung entstandene Idee der 
CI in der Flugschrift »jPodemos!« im Jahr 2009 
veröffentlicht. Im Jahr 2010 wurde die Cooperati- 
va Integral Catalana (CIC) als erste ganzheitliche 
Genossenschaft gegründet, deren Arbeitsweise 
und Organisationsform diesem Artikel zu Grunde 
liegt und als Vorbild für die später entstandenen 
CI dient. 


Organisationsweise einer CI 


CI versuchen sich gemäß ihren libertären Idea- 
len möglichst horizontal und dezentral nach dem 
obersten Prinzip der offenen Versammlung zu 
organisieren. Fine ständige Versammlung aller 
Mitglieder ist oberstes Entscheidungsorgan, das 
zwei Mal im Monat zusammen kommt. 

Große Themenbereiche werden in »Knotenpunk- 
ten« (nodos) selbstständig innerhalb des Netz- 
werks CI bearbeitet, die wiederum aus verschie- 
denen Kommissionen und Arbeitsgruppen zu 
spezifischen Themen bestehen. Die Knotenpunk- 
te beinhalten die Themenbereiche Verwaltung, 
Information, Organisation, Wirtschaftssystem und 
öffentliches Genossenschaftswesen. Besonders 
die beiden Knotenpunkte Wirtschaftswesen und 
öffentliches Genossenschaftssystem sollen zu einer 
GemeinwoHhl orientierten gesellschaftlichen Trans- 
formation führen. 


Möglichkeiten durch CI 


Mitgliedern einer CI ist es so zum Beispiel 
möglich, sich über die Genossenschaft für einen 
geringen Mitgliedsbeitrag selbstständig zu 
machen und bürokratische, rechtliche und steuer- 
liche Hürden und Barrieren zu umgehen. Weiter- 
hin bietet eine CI Werkzeuge für Selbstständige 
und Kollektive, sich untereinander zu vernetzen 
und Produkte und Dienstleistungen innerhalb der 
lokalen Netzwerke (ecoredes) zu verbreiten. Die 
Nutzung einer lokalen oder regionalen sozialen 
Währung innerhalb des international verbreite- 
ten Comunity Exchange System (CES) ermöglicht 
zudem den Zugang zu wirtschaftlichen Tätig- 


Inhaltliche Strukturierung der Cl als Genossenschaft 


keiten, die verschuldeten oder privatinsolven- 
ten Menschen nicht möglich sind. Um sich von 
aktuellen kapitalistischen Finanzierungs- und 
Wirtschaftssystem zu lösen, rufen die CI zum 
»wirtschaftlichen Ungehorsam« auf. Darunter 
verstehen sie unter anderem die Verweigerung 
von Steuerzahlungen oder den bewussten Weg in 
die Privatinsolvenz. Das alles soll nicht individua- 
lisiert, sondern in organisierter Form geschehen, 
wie beispielsweise durch Selbsthilfegruppen für 
Menschen mit Zwangsräumungsverfahren. CI 
informieren hierüber über »Büros des ökonomi- 
schen Ungehorsams« und über ein eigens heraus- 
gegebenes »Handbuch zum ökonomischen Unge- 
horsam«. 

Ein weiterer Beitrag zu ökonomischer Unab- 
hängigkeit des aktuellen Finanzsystems bietet die 
Bankgenossenschaft für Selbstfinanzierung, die 
zinslos und transparent nach ökologischen und 
festgelegten ethischen Kriterien Kredite an die 
Genossenschaftsmitglieder vergibt. 


Cooperativa Integral Catalana 


Als ganzheitliche Genossenschaft widmen sich 
CI den Grundbedürfnissen der Menschen, im 
Falle der CIC der Ernährung, Bildung, Gesund- 
heit, dem Wohnungswesen, Transport und der 
Technologie und Wissenschaft. 

Beispiele für Werkzeuge der CIC in Katalonien 
sind die lokalen Produktions- und Konsumgrup- 
pen (rebostes, dt. »Vorratskammern«), die von 
Kerngruppen lokaler Selbstverwaltung (nücleos 
de autogestiön) organisiert werden. Deren 
Produkte werden über eine regionale Verteilung 
und Zulieferung durch die CIC zwischen diesen 
getauscht beziehungsweise gegenseitig erwor- 
ben. Die CIC dient hier als Vermittlerin und 
Förderin dieser Art des Wirtschaftens. Sie identi- 
fiziert Produzent innen und koordiniert Informa- 
tionsfluss, Warenverteilung und Lagerung. 

Weiterhin unterstützt die CIC freie und selbst- 
organisierte Schulen und alternative Pädagogik 
über ihr Bildungsbüro. Das Büro für Wohnungs- 
wesen fördert die Besetzung leerstehender 
Gebäude und Wohnungen, den Bau von Ökohäu- 
sern, die Wiederbelebung verlassener Dörfer 
und bietet Beratung und Hilfe für von Zwangs- 
räumung betroffene Menschen. Ein öffentliches 
genossenschaftliches Gesundheitswesens soll 
eine Alternative für die immer prekärer werdende 
warenförmige Gesundheitsversorgung bilden, in 
der Menschen aktiv und vorbeugend eine selbst- 
bestimmte Gesundheitsversorgung mitkreieren, 
unabhängig von pharmazeutischen Konzernen 
und einer auf Krankheiten fokussierten Medi- 
zin. Weiterhin sollen selbstverwalteter Transport 
und Technologie zu mehr Selbstständigkeit und 
Unabhängigkeit von marktwirtschaftlich agieren- 
den Unternehmen und unökologischen Ressour- 
cen führen. Ein daraus resultierender Effekt soll 
mehr Bewusstsein für Transport und Technik und 
deren Vergesellschaftung sein. 

Diese ambitionierten Vorhaben brauchen Zeit 
und Engagement, weshalb die meisten Projekte 
der CIC sich noch in der Versuchsphase befinden. 
Die ökonomische Vernetzung konnte mittlerweile 
am weitesten ausgebaut werden. 
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Ausbau lokaler und regionaler 
Netzwerke 


Grundlage einer flächendeckenden territoria- 
len Organisationsform einer CI sind die lokalen 
Netzwerke, die sogenannten ecoredes. Diese 
bestehen aus autonomen Projekten wie Hauspro- 
jekten, selbstverwalteten Höfen, Besetzungen 
oder Kollektivbetrieben und Einzelpersonen. 
Im Idealfall schließen sie sich in Kerngruppen 
lokaler Selbstverwaltung (nücleos de autogesti- 
on local) zusammen. Die Kerngruppen sollen 
gegenseitige Hilfe und nachbarschaftliche Bezie- 
hungen stärken, gemeinsam Lösungen für lokale 
Probleme finden, Ressourcen wie Gratisläden, 
Bibliotheken oder soziale Zentren gemeinsam 
nutzen und betreiben. Außerdem sollen sie Güter 
und Dienstleistungen tauschen, soziale Währun- 
gen oder Tauschbeziehungsnetzwerke grün- 
den und Kontakte zu lokalen Produzent innen 
und Dienstleistungsanbieter innen suchen. Der 
Zusammenschluss der Kerngruppen in einem 
ecored vergrößert hierbei die Handlungsspielräu- 
me. So entstehen auf regionaler Ebene autono- 
me Konsumgenossenschaften, die regional und 
ökologisch konsumieren oder ihre Produkte darü- 
ber vertreiben. Gleichzeitig können sie auf das 
zentrale Versorgungsnetz einer CI zurückgreifen, 
und so Produkte verschiedener ecoredes oder gar 
anderer CI umverteilen. Gemeinsame Aktionen 
wie das Auftreten auf lokalen Märkten, eigene 
Versammlungen, solidarische Arbeit innerhalb 
von jornadas (Arbeitstage) und verschiedene 
Arten des Wissenstransfers sind weitere Beispiele 
der Selbstverwaltung und des Ausbaus der Unab- 
hängigkeit zu einem als unmenschlich empfunde- 
nen marktwirtschaftlichen Beziehungssystem. 

Die einzelnen CI sind untereinander wiederum 
im Netzwerk der ganzheitlichen Kooperativen 
zusammengeschlossen, das in jährlichen Tref- 
fen gemeinsame Ziele ausarbeitet und bisherige 
Erfahrungen reflektiert. In diesem Jahr wurde 
dabei eine gemeinsame Identität formuliert, die 
auf Ideen einer ganzheitlichen Revolution (revo- 
luciön integral) basiert. 


Eine ganzheitliche Revolution 


CI lehnen bewusst eine Reformierung des aktu- 
ellen politischen und wirtschaftlichen Systems 
ab. Ihre Aktivitäten zielen auf eine ganzheitliche 
Revolution ab, die in verschiedenen Lebensberei- 
chen durch Organisierung in lokal eingebetteten 
Netzwerken wie den CI vorangetrieben werden 
soll. Dies soll auf Basis von Kooperation gesche- 
hen, dem das spanische Wort cooperativa (dt. 
Genossenschaft) entlehnt ist. 

Gerade im von Krisen zerrütteten Spanien istein 
gesellschaftlicher Trend zu Kooperation und Soli- 
darität erkennbar. Aktivist _innen, die eine ganz- 
heitliche Revolution anstreben, beschreiben dies 
in einem Aufruf folgendermaßen: »Die Lösungen 
für die großen Probleme der Gegenwart ergeben 
sich [...] aus der Neuentdeckung der Macht der 
Kooperation, innerhalb eines transformatorischen 
Projektes einer ganzheitlichen Revolution der 
gesellschaftlichen Ordnung, des Wertesystems 
und der Persönlichkeit der Menschen, die danach 


streben, die aktuellen Institutionen von Staat und 
Kapital zu demontieren. «Sie sehen die aktuel- 
len multiplen Krisen als Folge eines Systems, das 
jegliche Arten von Kollektivität und Solidarität 
unterbindet und stattdessen Individualismus und 
Konkurrenz fördert oder mit staatlicher Gewalt 
durchsetzt. Sie sprechen sich gegen den Rückzug 
in die Konsumgesellschaft der Mittelschichten 
oder den immer prekärer werdenden Wohlfahrts- 
staat aus und propagieren eine gesellschaftliche 
Neuordnung: »Wir müssen die gesellschaftlichen 
Bande wiederherstellen, das heißt, am Rande von 
staatlichen Institutionen und Kapital, durch alle 
Arten von Initiativen und Praktiken der Selbst- 
verwaltung und des Genossenschaftswesens, 
gemeinsam und solidarisch.« 


Es gibt viel zu tun 


Die CI sehen sie als Schlüsselwerkzeug zur 
Organisation einer »gesellschaftlichen Gegen- 
macht«, die Alternativen aufzeigt, materielle 
Bedingungen dieser alternativen Gesellschafts- 
form herstellt und eine innere Transformation 
an Werten und Praktiken der Menschen unter- 
stützen soll. CI sind für Anhänger innen der 
ganzheitlichen Revolution eine »Initiative des 
Übergangs [...], die es durch Selbstorganisation 
ermöglichen sollte, Bedingungen zu schaffen, die 
die momentanen Einschränkungen der aktuellen 
kapitalistischen Gesellschaft, sprich Banken und 
Markt, überwinden zu können.« 

Die Verbreitung von CI in verschiedenen Regi- 
onen Spaniens und Südfrankreichs erweitern die 
Möglichkeiten einer überregionalen Selbstorga- 
nisation in Netzwerken, die reale Alternativen 
zu Staat und Marktwirtschaft bieten können und 
lokal und regional eingebettet sind. Dabei ist es 
von großer Wichtigkeit, dass transformatori- 
sche Prozesse als »qualitative Umgestaltung der 
Revolutionär innen selbst und der Gesellschaft 
als ganzes verstanden werden, die notwendiger- 
weise mit einer politischen, sozialen und wirt- 
schaftlichen Umgestaltung einhergehen muss. 
Eine emanzipatorische Sichtweise kann sich nicht 
nur auf etwas uns äußerliches beziehen, sondern 
muss gleichzeitig Innen und Außen im Blick 
behalten.« 

Auf welche Art und Weise eine verstärkte Form 
der territorialen Vernetzung und Institutionalisie- 
rung solidarischen Miteinanders auch in Deutsch- 
land möglich ist, muss sich noch herausstellen. 
Damit einzelne Projekte aber keine abgeschotte- 
ten Inseln der Utopie bleiben oder an ihrer gesell- 
schaftlichen Isolation zugrunde gehen, wäre eine 
neue ganzheitliche Organisationsform als Gegen- 
modell zu momentanen Lebensformen sicher 
nicht verkehrt.@ 


Weiterführende Links: 
°Cooperativa Integral Catalana 
http://cooperativa.cat 
*Revoluciön Integral 
http://integrarevolucio.net/es/ 
Aufruf in deutscher Fassung: http://cooperativa.cat/ 
de/uebersetzung-revolucion-integral/ 


Community Exchange System (CES) 


Das CES ist ein weltweit verfügbares, gemein- 
schaftsbasiertes Netzwerk von Komplemen- 
tärwährungen. Seine Organisationseinheiten 
sind unabhängige lokale Tauschringe. Diese 
sind durch die CES-Webseite miteinander 
verbunden, die Tauschoperationen auch auf 
weltweiter Ebene erlauben. Dieser Tausch 
findet ohne die Nutzung von handelsübli- 
chem Geld statt. Jeder Tauschring hat seine 
eigene »Währung«, die in einem Kontensys- 
tem die transferierten Werte zwischen den 
Tauschenden festhält. Die meisten Tauschrin- 
ge funktionieren auf der Grundlage von 
gegenseitigem Kredit, während andere als 
Zeitbank geführt werden. Einige nutzen auch 
Papierwährungen als transportable Form 
von elektronischen Krediten. Das Commu- 
nity Exchange System wurde als Kapstadt- 
Zeitbank im Februar 2003 gegründet und 
bestand nach eigenen Angaben zu Anfang des 
Jahres 2013 aus 493 einzelnen Tauschringen 
in 53 Ländern. CES ist das erste und bisher 
einzige weltweite Netzwerk für Tauschringe 
mittels Komplementärwährungen. 


Quelle: Wikipedia 
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Eignen wir uns das Leben an 
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4 Alternativer Geldschein auf der Messe für Solidarische Ökonomie in Barcelona. 


Unter diesem Slogan (katalan: Reapropiem-nos 
de la vida) fand vom 23. bis 25. Oktober 2015 

in Barcelona die Fira d'’Economia Solidaria 

de Catalunya (FESC) statt - eine Messe für 
Solidarische Okonomie, mit einer Vielzahl von 
Veranstaltungen und Projekten. 


VON ELISABETH VOSS, BERLIN®@Die Bandbreite der 
vertretenen Projekte war groß, wie es bei solchen 
Anlässen üblich ist, von kleinen Alternativbetrie- 
ben über Netzwerke und Beratungsfirmen bis zu 
etablierten Sozialunternehmen und Finanzie- 
rungseinrichtungen. Ökologie, soziale Gerechtig- 
keit und genossenschaftliche Selbstverwaltung 
waren prägende Themen. Für Gäste aus anderen 
Ländern stellte Katalan als dominierende Sprache 
eine Barriere dar, die sich aber punktuell über- 
winden ließ. 


Foto: Elisabeth Voß 


Gleich am Eingang zur Messe überraschte ein 
Stand mit Produkten, die alle ein Schild »Reen- 
carnacion« trugen. Es war keineswegs ein esote- 
risches Unternehmen, sondern das Kollektiv 
Biciclot, das hier hübsche Taschen und Porte- 
monnaies verkaufte, die in ihrem früheren Leben 
Fahrradschläuche waren, und Schmuck aus Fahr- 
radketten. Normalerweise bietet die vor fast 30 
Jahren gegründete Genossenschaft Kurse rund 
ums Fahrrad und eine offene Werkstatt an. Für 
die Errichtung eines neuen Fahrradzentrums, das 
sich gezielt an Benachteiligte wenden soll, wird 
sie von der Stadtverwaltung gefördert. 

Öffentliche Mittel erhält auch die neu gegrün- 
dete Kooperative Alencop. Sie wurde aus genos- 
senschaftlichen Unterstützungszusammenhängen 
initiiert und bietet Unternehmen und Privatper- 
sonen die kostenlose Abholung von Gegenstän- 


den aus Metall, Haushaltsgeräten, Batterien und 
Leuchtkörpern an. Diese werden mit Transport- 
Fahrrädern mit zusätzlichem Elektroantrieb 
abgeholt und der Wiederverwertung zugeführt. 
Fünfzehn Männer aus verschiedenen Ländern 
Afrikas haben einen bezahlten Arbeitsplatz in der 
Genossenschaft. Sie bekommen Fortbildungen 
und sollen nach und nach in die genossenschaftli- 
che Mitverantwortung einbezogen werden. Pers- 
pektivisch wollen sie selbst recyceln und aufbe- 
reitete Gebrauchtwaren verkaufen. 

Auch der gehobene Konsum mit Anspruch 
nahm einigen Raum ein auf der Messe. Edle 
Weine, guten Biokäse oder Vollkornbrot zu Prei- 
sen, die teils noch höher sind als in Bioläden in 
Deutschland, werden sich diejenigen, die unter 
den Folgen der Krise zu leiden haben, kaum leis- 
ten können. Dies soll als Kritik an den herrschen- 
den Verhältnissen verstanden werden und richtet 
sich nicht gegen die engagierten Projekte. Zum 
Beispiel bietet das Bäckereikollektiv L’Aresta aus 
Tarragona, knapp hundert Kilometer südlich von 
Barcelona, neben leckerem Brot auch Kurse an 
Schulen an. Sie vermitteln Kenntnisse über die 
vielen Schritte vom Korn zum Brot, und gleich- 
zeitig ökologische Einsichten und Wertschätzung 
für eine kleinbäuerliche Landwirtschaft. 

Wer auf der FESC etwas kaufen wollte, musste 
zuerst Euros gegen Ecosols eintauschen, die einzi- 
ge dort gültige Währung. Dafür gab es auch etwas 
zum Essen — dass manches schnell ausverkauft 
war, kann passieren. Dass aber ausgerechnet bei 
der FESC überwiegend Fleischliches angeboten 
wurde, erstaunt schon, zumal der Vegantrend in 
Barcelona schon vor vielen Jahren begann. 

Veranstaltet wurde die Messe vom Xarxa 
d’Economia Solidaria de Catalunya, dem Netz- 
werk Solidarische Ökonomie von Katalonien, 
kurz xes, mit Unterstützung der Stadtverwaltung 


von Barcelona. Diese hatte auch einen Messe- 
stand, und die Mitarbeiter*innen dort versicher- 
ten, dass sie zukünftig die Solidarische Ökonomie 
in Barcelona noch stärker unterstützen möchten. 
In Barcelona regiert seit Juni 2015 die Plattform 
Barcelona en Comü (Barcelona Gemeinsam), die 
ein Jahr zuvor als Wahlbündnis Guanyem Barce- 
lona (Gewinnen wir Barcelona) gegründet wurde. 
Bei den Kommunalwahlen im Mai 2015 erhielt 
sie die meisten Stimmen, jedoch keine absolute 
Mehrheit. Barcelona en Comuü setzt sich für sozi- 
ale Rechte und Demokratie ein und knüpft an die 
Platzbesetzungen der 15M-Bewegung an, ähnlich 
wie politisch erfolgreiche Bewegungen in anderen 
spanischen Städten, zum Beispiel Ahora Madrid 
oder Zaragoza en Comün. Die Bürgermeisterin 
von Barcelona, Ada Colau, kommt aus der globa- 
lisierungskritischen Bewegung und engagierte 
sich zuletzt in der PAH (Plataforma de Afectados 
por la Hipoteca), dem Netzwerk der Geschädig- 
ten, die ihre Wohnungen verlieren, weil sie die 
Bankkredite nicht zurückzahlen können. 

Barcelona en Comü versteht sich als Basisbewe- 
gung und legt großen Wert auf Partizipation. Fast 
9.000 Mitglieder haben sich registriert, einen 
Beitrag müssen sie nicht bezahlen. Allerdings 
sind die Mitbestimmungsmöglichkeiten bisher 
beschränkt, denn das Regieren fordert alle Ener- 
gien. Zusätzlich tritt Barcelona en Comü zu den 
Spanischen Parlamentswahlen am 20. Dezember 
2015 in Katalonien als En Comü Podem gemein- 
sam mit der deutlich hierarchischer organisierten 
Partei Podemos an. Der Wahlkampf erzeugt Sach- 
zwang und Zeitdruck, daher muss die Entwick- 
lung der internen Strukturen warten. Es bleibt 
spannend zu beobachten, wie sich die Stadtpoli- 
tik mit einer Basisbewegung »an der Macht« und 
der ersten weiblichen Bürgermeisterin Barcelo- 
nas weiterentwickeln wird.® 


BARCELONA IN BEWEGUNG 


Widerstän 


4 Straße des 11. Juni 2011, dem letzten Tag des Leer- 

stands der ehemaligen Textilfabrik "Can Batllö", mit 

kunstvoll angebrachten Garnrollen an der Fassade. 
Foto: Elisabeth Voß 


Sants ist ein Arbeiter*innenbezirk in Barcelona, 
in dem soziale Kämpfe und Selbstverwaltung 
schon immer eine große Rolle spielten. Die 
Sozialen Zentren Can Vies und Can Batllö sind 
Beispiele für den Mut und die Entschlossenheit 
der Nachbarschaft. Sie kooperieren trotz 
unterschiedlicher Ausgangssituationen und 
Kampfformen. 


VON ELISABETHVOSS, BERLIN @Die Bewohner*innen 
von Sants organisieren sich als Nachbarschafts- 
versammlung (katalan: Assemblea de Barri de 
Sants), die zwei Prinzipien hat: Diversität unter- 
einander und Geschlossenheit nach außen, insbe- 
sondere gegenüber Faschisten, aber auch gegen 
andere Zumutungen. Viele kleine Kooperativen 
prägen den Stadtteil sowie Soziale Zentren, die 
oft umkämpft waren. So zum Beispiel das bereits 
seit 1997 besetzte Can Vies. Das Gebäude gehört 
den städtischen Verkehrsbetrieben, die es für eine 
Hochgeschwindigkeits-Trasse abreißen wollten. 
Als alle Verhandlungen um den Erhalt gescheitert 
waren, wurde im Mai 2014 unter Polizeischutz 
mit dem Abriss eines Gebäudeteils begonnen, 
obwohl sich im Haus Menschen aufhielten und 
sich ein paar Leute sogar angekettet hatten. Die 
äußerst brutale Räumung dauerte neun Stunden. 
Die Nachbarschaft zeigte sich solidarisch und 
protestierte lautstark. Vier Tage lang herrschte 
Bürgerkriegsstimmung, der Abrissbagger und 250 


Müllcontainer brannten, die Polizei kam nur noch 
mit Hubschraubern in das Viertel, 140 Menschen 
wurden verletzt, mehr als 80 verhaftet. Dann 
gab die Stadtverwaltung auf, erklärte die Been- 
digung der begonnenen Abrissmaßnahmen und 
rief die Nachbarschaft zum Wiederaufbau auf. 
Das ließ diese sich nicht zweimal sagen. Mehr als 
700 Leute bildeten eine Menschenkette von Can 
Vies zum Verwaltungssitz in Sants und transpor- 
tierten den Schutt dorthin. In kurzer Zeit kamen 
per Crowdfunding 80.000 Euro zusammen, und 
nach einem Jahr konnte im Mai 2015 das Zent- 
rum wieder eröffnet werden. Eine Baulücke klafft 
wie eine Wunde und erinnert an den begonnenen 
Abriss. Die Schienen konnten problemlos neben 
dem Grundstück verlegt werden. 


Revolutionäre Gymnastik für eine 
angekündigte Besetzung 


Früher gab es in Sants drei große Textilfabri- 
ken. Nach dem Niedergang der Textilindustrie 
erkämpfte die Nachbarschaft für zwei Fabrikge- 
lände Nutzungen als Park bzw. für eine Bibliothek. 
Nur das dritte, Can Batllö, stand jahrzehntelang 
leer. Ein Investor versprach soziale Infrastruktu- 
ren, tat aber nichts. 2009 stellte die Assemblea 
ein Ultimatum: Wenn weiterhin nichts geschieht, 
werden wir die Sache in zwei Jahren selbst in die 
Hand nehmen, auf das Gelände gehen und es so 
herrichten, dass es für die Nachbarschaft genutzt 
werden kann. 

So entstand die Kampagne »Tic Tac Can Batl- 
lö«, die nach außen eine Drohkulisse aufbaute 
und die Tage bis zum Ablauf des Ultimatums, 
dem 11. Juni 2011, herunterzählte. Die Uhr ist 
noch heute ein Symbol von Can Batllö. Nach 
innen wurde die soziale Basis für ein Nachbar- 
schaftsprojekt aufgebaut. Viele Arbeitsgruppen 
entwickelten Ideen und Konzepte für Projekte, 
die in den alten Fabrikhallen entstehen sollten, 
es wurden Strategien verabredet und Verhand- 
lungen geführt. Die Beteiligung war sehr breit 
und keineswegs auf junge Autonome beschränkt. 
Alle bereiteten sich auf ihre Art auf die Besetzung 
vor - so nahmen zum Beispiel an der revolutionä- 
ren Gymnastik überwiegend Ältere teil, um sich 
fit zu machen für die anstehenden körperlichen 


dige Nachbarschaften in Sants 


Herausforderungen. 

2011 war das Jahr der Arabellion und der 
15M-Bewegung - am 15. Mai 2011 wurde auch der 
Platz Catalunya in Barcelona besetzt. Die Stimmung 
in Sants war entschlossen, die Nachbarschaft war 
bereit zur Konfrontation: Wir nehmen uns Can Batl- 
lö. Eine Woche vor Ablauf des Ultimatums bot der 
Investor den Aktivist*innen an, ihnen ein Fabrikge- 
bäude - den Block 11 - zu schenken. Die Gruppe 
lehnte ab, denn das Zentrum sollte öffentlich sein, 
nicht im Besitz einer einzelnen Gruppe. Stattdessen 
solle die Stadtverwaltung das Haus übernehmen 
und ihnen unbefristet zur Verfügung stellen. Dieser 
Forderung wurde entsprochen und die Gruppe 
erhielt die Schlüssel zum Tor und zu »ihrem« Haus. 

Trotz dieser Verhandlungslösung wurde die 
angekündigte und gut vorbereitete Besetzung 
nicht abgesagt, und so kamen am 11. Juni 2011 
mehr als 2.000 Menschen in einem Sternmarsch 
von vier verschiedenen Punkten aus nach Can 
Batllö, viele von ihnen mit Werkzeugen und 
Ausrüstung für eine große Besetzungsaktion, und 
mit ersten Einrichtungsgegenständen. In einem 
symbolischen Akt wurde das bereits aufgeschlos- 
sene Tor »aufgebrochen« und das Fabrikgebäu- 
de in Besitz genommen, während die Kirchen- 
glocken von Sants läuteten. Die Nachbar*innen 
erfuhren, dass es diesmal ohne Besetzung funkti- 
onieren würde. Die Werkzeuge werden jedoch in 
einem Glaskasten aufbewahrt, falls sie doch noch 
einmal erforderlich werden. 

Mehr als 300 Aktive entwickeln das Soziale 
Zentrum Can Batllö Schritt für Schritt. Sie stehen 
vor der Herausforderung, sowohl die Bedürf- 
nisse der Nachbarschaft als auch ihre eigenen 
als Aktivist“innen zu erfüllen, und gleichzeitig 
den Notwendigkeiten der basisdemokratischen 
Organisation gerecht zu werden. Grundprinzip 
aller Projekte ist die Hilfe zur Selbsthilfe. Es gibt 
verschiedene Werkstätten und Ateliers, eine Biblio- 
thek und ein Auditorium für Konzerte. Die Räume 
können kostenlos genutzt werden, und bisher wird 
alle Arbeit unbezahlt gemacht. So kommt es, dass 
zum Beispiel in der Bar überwiegend Erwerbslo- 
se oder Rentner*innen hinter der Theke stehen. 
Allerdings haben die Tischlerei und der Brauerei- 
verein angekündigt, dass sie Vollzeitarbeitsplätze 
brauchen, so dass nun über Anstellungsverhältnis- 


se diskutiert wird. Die Projekte berichten auf den 
monatlichen Versammlungen, an denen 50 bis 
90 Leute teilnehmen. Arbeitsgruppen kümmern 
sich um Verwaltung und Finanzen, Sicherheit, 
Öffentlichkeitsarbeit und was sonst noch ansteht. 
Von der feministischen LGTBI/Queer-Gruppe La 
Fondona wurde eine Gender-Kommission initi- 
iert, die evaluiert, wie die von allen gewünschte 
Geschlechtergerechtigkeit in den Arbeitsgruppen 
umgesetzt wird. Zwei Personen stehen bei Konflik- 
ten als Mediator*innen zur Verfügung. 


Neue Genossenschaften 


Can Batllö möchte ein Zentrum solidarischen, 
genossenschaftlichen Wirtschaftens werden. 
Dafür stehen insbesondere drei große gemeinsa- 
me Vorhaben: Das Genossenschaftsgründungs- 
zentrum Coopolis soll auf 3.000 Quadratmeter 
Fläche Informationen, Unterstützung und Infra- 
strukturen zur Verfügung stellen. Eine selbst- 
verwaltete Schule mit radikaldemokratischem 
Ansatz entwickelt die Genossenschaft Arcadia. 
Trotz Kosten von durchschnittlich 350 Euro pro 
Kind und Monat sollen alle Familien das bezah- 
len, was sie können. Im Jahr 2018 soll der Unter- 
richt aufgenommen werden. 

Die Wohnungsgenossenschaft La Borda möch- 
te Anfang 2016 beginnen, 30 Wohnungen zu 
errichten. Dies ist insofern etwas Besonderes, 
weil bislang Genossenschaften in Spanien dazu 
dienen, ihren Mitgliedern den Bau von Eigen- 
tumswohnungen zu ermöglichen. Wenn alles 
fertig gebaut ist, lösen sie sich wieder auf. Seit 
der Krise verlieren jedoch immer mehr Menschen 
ihre Wohnung, weil sie die Bankkredite nicht 
zurückzahlen können. La Borda orientiert sich 
nun an dem Genossenschaftsmodell, das auch 
in Deutschland üblich ist, bei dem die Genos- 
senschaft auf Dauer angelegt ist, die Mitglieder 
gemeinschaftliche Eigentümer*innen bleiben 
und eine Wohnung nutzen. Inspirieren ließ sich 
La Borda von Genossenschaften in Dänemark, in 
denen Gemeinschafts- und Nachbarschaftsein- 
richtungen weit verbreitet sind.@ 


Links und Infos: 
www.barcelona.solioeko.de 
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IN HEIDELBERG ERÖFFNET DER LEIH- UND UMSONSTLADEN »LUULA« 


Januar 2016 


Wie jetzt? Umsonst? 


Viele Menschen hierzulande besitzen zahllose 
Gegenstände, die sie kaum bis gar nicht mehr 
benutzen. Dinge, die auf den ersten Blick kaum 
noch für mehr taugen als Staub zu fangen, die 
aber mal Geld und Arbeit, Ressourcen und 
Energie gekostet haben. 


VON ISABELL KUHL UND SIMON TRIMPIN, HEIDELBERG 
@Es ist einfach zu viel. Zu viel, als dass es sich 
ökologisch verträglich gestalten ließe. Zu viel, als 
dass sich die viele Zeit und das viele Arbeiten für 
das notwendige Geld gelohnt haben kann. Zu viel 
um sich noch daran erfreuen zu können - oder es 
überhaupt ordentlich zu verstauen. 

Auf der anderen Seite gibt es nicht wenige 
Menschen, die sich einfachste Dinge schlicht- 
weg nicht leisten können. Die bei jeder noch so 
kleinen Anschaffung zwei oder drei Mal abwä- 
gen müssen, ob sie es sich überhaupt erlauben 
können und dürfen. Ein verrückter Gegensatz. 
Und gleichzeitig gibt es eine rasante Übernutzung 
unserer ökologischen Lebensgrundlagen, in der 
sich die gleiche Ungerechtigkeit widerspiegelt. 
Manche Menschen dürfen aufgrund ausreichen- 
der Geldmittel die globalen Ressourcen über alle 
Verträglichkeit hinaus übernutzen, andere haben 
kaum einen Zugang zu ihnen. 

Aber wie diesen Missständen begegnen? Wie die 
ökologische Überlastung, die ungerechte Vertei- 
lung des Ressourcen- und Güterzugangs, aber auch 
die Überforderung der Menschen durch noch mehr 
Arbeit für mehr Geld für wiederum mehr Dinge - 
wie das alles zusammendenken? Vor allem ganz 
praktisch und mit Spaß? Für eine Handvoll Heidel- 
bergerInnen war die einzig sinnvolle Antwort die 
Gründung eines Leih-und Umsonstladen, der im 
Oktober 2015 große Eröffnung feierte: 

Die letzten Handgriffe zur Fertigstellung 
müssen noch am frühen Morgen vonstattenge- 
hen, entspannte Betriebsamkeit mischt sich mit 
freudiger, teilweise auch aufgekratzter Erwar- 
tung. Große Eröffnungsfeier, endlich, nach langer 
Ungewissheit, nach endlos scheinenden Monaten 
der Suche - und sehr arbeitsreichen Wochen bis 
alles einigermaßen vorzeigbar war. 

Gegen Mittag trudeln die ersten Leute ein, beim 
besten Wetter seit Wochen. Die Sonne scheint 
für den Luula extra warm und lange, vielleicht 
auch extra trotzig. Eine bunte Schar an Menschen 
genießt das Essen, die grandiosen Bands und die 
Sonne. Die Texte der Bands scheinen wie für 
die Feier geschrieben - sie handeln vom Hams- 
terrad des immer Schneller, immer Mehr und 
der Stopptaste, die jeder selbst drücken kann. 
Fleißig werden Sachen aus dem Umsonstladen 
mitgenommen, andere werden gebracht, viele 
lassen sich das Leihladen-Prinzip erklären, stellen 
Fragen, wollen wiederkommen. Die Mitnahme 
von kostenlosen Gebrauchsgegenständen aller 
Art ist mittlerweile fast Routine, die Praxis ohne 
Geld und ohne Tausch ist langsam angekommen. 


NETZWERK NEWS 


In den Anfängen sah das noch anders aus: 
Ungläubige Blicke, angedeutetes Kopfschütteln, 
zögerliches Zugreifen. Es wollte niemand so recht 
glauben, es klang einfach zu verrückt. Da lagen 
alle möglichen Dinge, Kleidungsstücke, Küchenge- 
räte und Geschirr, Dekoartikel, Elektrogeräte, CDs, 
Schallplatten, Schmuck, hier und da auch Unde- 
finierbares. Und alles darf kostenlos mitgenom- 
men werden, ist einfach umsonst. Anfangs war die 
häufigste Reaktion Verwunderung bis Fassungslo- 
sigkeit über diesen kleinen, aber eben nicht unwe- 
sentlichen Normbruch. Hier wird nichts bezahlt, 
hier wird auch nichts getauscht und hier wird auch 
nichts gegen Spenden abgegeben. Allein, dass 
etwas vorhanden ist, was mensch braucht oder 
möchte, ist entscheidend. Der Geldbeutel, ob klein 
oder groß, spielt keine Rolle. 

Der Verwunderung folgte meist recht schnell 
die Freude, die positive Überraschung. Einpacken, 
immer noch etwas irritiert sein, dann den Einkauf 
auf dem Wochenmarkt fortsetzen. So sahen die 
ersten Gehversuche der Heidelberger Umsonst- 
laden-Initiative aus, die seit März 2014 als »Füa 
umme - Umsonstladen Heidelberg e.V.« firmiert. 
Dem vorausgegangen war die einfache Überle- 
gung, dass es in vielen anderen Städten bereits 
Umsonstläden gab. Warum also nicht in Heidel- 
berg? Eine junge Frau, die in Potsdam schon einen 
Umsonstladen mitgegründet hatte, und zwei ihrer 
Mitbewohner legten den Grundstein. Rasch fand 
sich eine Gruppe an begeisterten MitstreiterInnen. 

Nur das mit den bezahlbaren Räumlichkeiten 
für ein Ladenlokal war so eine Sache. Aber auch 
ohne Laden wollten die »Umsonstis« schon mal 
loslegen. Also betrieben sie bald einen Umsonst- 
Stand auf einem Wochenmarkt in der Heidel- 
berger Weststadt. Schnell etablierte sich eine 
»Stammkundschaft«, die sich bis jetzt durch alle 
sozialen Schichten zieht. Von StudentInnen, 
wohnungslosen Menschen über RenterInnen bis 
hin zum gutsituierten Heidelberger Bildungs- 
bürgertum ist alles vertreten. Einer der großen 
Vorteile vom Umsonst-Prinzip: Die sozialen Gren- 
zen verschwimmen ein Stück weit, denn es ist 
eben für alle und jedeN umsonst. 

Aber Wochenmarkt alleine reichte nicht. Die 
Suche nach geeigneten Räumen ging weiter, 
gestaltete sich jedoch alles andere als einfach. 
Auch gab es - typisch für neugegründete Initiati- 
ven nach der Gründungseuphorie - etwas Mitglie- 
derschwund und fliegende Wechsel. Der Alltag 
schlich sich ein, manchmal fehlte es an Puste. 
Aber dann gesellten sich zum Umsonstladen die 
Leilas — eine Gruppe, die sich im Rahmen der 
Transition-Town-Bewegung Heidelberg gegrün- 
det hatte. Sie hatten das feste Ziel in Kopf und 
Herz, mit tatkräftigen Händen einen Leihladen 
auf die Beine zu stellen. Auch sie brüteten schon 
eine Weile an ihrer Idee, die sie ebenfalls von 
anderen Projekten in Berlin und Wien abgeschaut 
hatten. Sie überlegten erst klein anzufangen - mit 


4 Luula-Gruppenfoto auf der Eröffnung 


einem Leihregal. Doch schnell war klar, die Idee 
würde nur funktionieren, wenn sie von Anfang 
an groß umgesetzt wird. Der Leila ist nur dann 
attraktiv für viele Menschen, wenn alle finden, 
was sie suchen - ob Laufrad, Slackline oder Scho- 
kobrunnen. Damit der Pool an Leihgegenständen 
möglichst schnell größer und interessanter wird, 
bringt jedes Leila-Mitglied einen Gegenstand, 
den es selbst nicht mehr braucht, in die Leihge- 
meinschaft ein. Wichtig dabei ist: Die Ausleihe im 
Leila ist ebenfalls umsonst. Nur für die laufenden 
Kosten bieten die Leilas die Möglichkeit eines 
freiwilligen Mitgliedbeitrags an. JedeR zahlt nur 
so viel wie er oder sie sich leisten kann und mag. 

Beide Gruppen erkannten sofort, dass ihre 
Ideen zusammengehören, sich gegenseitig ideal 
ergänzen und befruchten. Und es leuchtet natür- 
lich ein: Es gibt Gegenstände, bei denen macht es 
mehr Sinn, sie selbst zu besitzen: Kaffeegeschirr, 
Klamotten, einen Plattenspieler oder PC-Monitor 
—- eben Dinge des täglichen Gebrauchs. Das sind 
die Gegenstände für die Umsonst-Sparte. Und es 
gibt Gebrauchsgegenstände, da ist es sinnvoller, 
sie zu teilen, weil die Nutzung von vornherein 
nur vorübergehend und oft kurzfristig ist. Deswe- 
gen braucht nicht jedeR das Gleiche bei sich zu 
Hause, wo es die meiste Zeit nur rumsteht und 
Staub fängt. Dinge wie Bohrmaschinen, altersbe- 
zogenes Kinderspielzeug, eine Donut-Maschine. 
Das sind die geeigneten Waren für die Leih-Spar- 
te. Nach ein paar Kontakten war klar: Ein Leih- 
und Umsonstladen sollte es werden. Das Kind 
sollte »Luula« heißen. Doch noch immer fehlte 


Foto: Phil Schöpflin 


die Örtlichkeit, der Raum für die Realisierung 
dieser fixen Idee, der nötige Platz für den tausch- 
losen BesitzerInnenwechsel und ein Miteinander. 

Die Lösung brachte das Mehrgenerationenhaus 
(MGH) »Schweizer Hof« in Heidelberg-Rohrbach. 
Nach einigen ersten Kontakten adoptierte das 
MGH, ein inklusives Wohn-und Lebensprojekt, 
den Luula fast von der Stelle weg. In ihrer alten 
Remise fanden die beiden Gruppen als Luula 
zusammen ein Zuhause. Es folgten Aufräum- 
und Renovierungsarbeiten, der Vorplatz wurde 
gepflastert und Schritt für Schritt wurde sorg- 
sam, mit viel Liebe zum Detail und zur Sache, ein 
Ladenlokal eingerichtet. 

Seit Ende Oktober öffnet der Laden drei Mal 
die Woche. Leihgegenstände können eingebracht 
und geliehen werden; Gebrauchsgegenstände 
können abgegeben und umsonst mitgenommen 
werden. Es kann, darf und soll auch gerne mitge- 
arbeitet und mitgestaltet werden. Oder mensch 
schaut einfach kurz auf einen Kaffee vorbei. Über 
das tägliche »Geschäft« hinaus, hoffen die Luula- 
noidos, ihren Teil zu den anfangs erwähnten 
Problemfeldern, ökologische Übernutzung und 
Bedarfsgerechtigkeit, beizutragen. Gerne soll die 
Normalität unserer Leistungs- und Tauschwert- 
ökonomie ausreichend irritiert werden, dass ein 
kleiner Riss im Bestehenden verursacht wird. 
Klein vielleicht, aber groß genug, dass etwas 
darin wachsen kann.® 


Infos: 
com/ 


https://umsonstladenheidelberg.wordpress. 


Fördern — Vernetzen — Unterstützen 


Netzwerk Selbsthilfe e.V., als staatlich 
unabhängiger politischer Förderfonds, ist 
mit seiner Idee seit nunmehr 37 Jahren 
einzigartig. Sie wird auf drei Wegen 
umgesetzt: Direkte finanzielle Förderung 
durch einen Zuschuss, persönliche und 
individuelle Beratung sowie Vernetzung 
von politischen Projekten. Wir brauchen 
Unterstützer_innen und Spender _innen, 
damit das Entstehen und Überleben vieler 
kleiner politischer, sozialer und alternativer 
Projekte möglich bleibt! 


www.netzwerk-selbsthilfe.de 


Niemand kann immer ein Held sein, aber 
er kann immer ein Mensch sein. 


Allein im Jahr 2015 starben mindestens 3500 
Menschen im Mittelmeer auf der Flucht nach 
Europa. Eine europäische Seenotrettung und 
legale gefahrenfreie Wege für Flüchtlinge schei- 
nen aber weiterhin keine Lösung für die europä- 
ische Flüchtlingspolitik darzustellen. Gleichzeitig 
zeigt auch der Gesetzesentwurf der Bundesre- 
gierung vom November 2015 welche politischen 
Ziele stattdessen angestrebt werden. Die Neue- 
rungen führen zu Familientrennungen, Abschie- 
bungen trotz lebensbedrohlicher Erkrankungen, 
Aushebelung des Rechtsstaats durch beschleu- 
nigte Asylverfahren und völligem Ausschluss von 
Asylverfahren wegen Residenzpflichtverstoßes, 
wie ProAsyl berichtete und sprechen eine deut- 
liche Sprache, wie und womit den Geflüchteten 
begegnet werden soll. Ja, wir schaffen das - wir 
schaffen es, dass Menschenrecht auf Asyl derart 
zu demontieren, dass nicht mehr viel Menschli- 
ches von ihm übrig bleibt. 

Dementsprechend verläuft auch die Unter- 
bringung der Geflüchteten, wie eine Studie 
vom Flüchtlingsrat Brandenburg zeigt. In allen 
Bundesländern, die ihre Unterbringungssyste- 


(Jüdisches Sprichwort) 


me völlig unterschiedlich organisieren, bestehen 
Defizite. Anstatt flächendeckend die Wohnungs- 
unterbringung anzustreben, entstehen weiter- 
hin Kasernen-, Zelt- und Containersiedlungen 
mit Lagerzwang und Arbeitsverbot. Und als 
wenn das alles nicht schon genug wäre, nehmen 
Anschläge, Übergriffe und Hetzveranstaltungen 
gegen Geflüchtete und Helfer*innen weiterhin 
zu. 2015 gab es rund 600 Übergriffe auf Unter- 
künfte von Geflüchteten. Diese enorme Häufung 
von fremdenfeindlichen Straftaten, können nicht 
mehr als Einzelfälle einiger Fehlgeleiteter abge- 
tan werden. - Es gibt so viel zu tun, man weiß gar 
nicht wo man anfangen soll. 


Netzwerk-Förderschwerpunkt 
2016/2017 


Insofern ist es nicht weit hergeholt, dass wir 
uns entschieden haben 2016/17 den Schwerpunkt 
unserer Arbeit auf politische Projekte von und für 
Geflüchtete und gegen Rassismus zu setzen. Unter 
dem Motto »Refugees Welcome — Aktiv gegen 
Rassismus!« möchten wir insbesondere Initiati- 


ven und Gruppen fördern, die die Selbstorgani- 
sation von Geflüchteten stärken und mit ihnen 
zusammen Perspektiven schaffen möchten sowie 
Projekte, die sich für die Unabhängigkeit und 
gegen rechtliche Beschränkungen von geflüchte- 
ten Menschen einsetzen und/oder antirassistische 
und antifaschistische Aktionen organisieren. Alle 
Informationen zu Förderkriterien und Antrags- 
stellung findet ihr auf unserer Website. Das erste 
unter dem Förderschwerpunkt geförderte Projekt 
ist »Jugend Rettet e.V.«. Dieses Projekt junger 
Menschen setzt sich aktiv für die Rettung von in 
Seenot geratener Geflüchteter ein und möchte 
mit Spendengeldern ein Schiff kaufen, um aktiv 
gegen das Sterben auf dem Mittelmeer vorzu- 
gehen. Darüber hinaus ist es ihnen ein Anliegen 
ein europaweites Netzwerk junger Erwachsener 
aufzubauen, um politische Forderungen hinsicht- 
lich Europas Verantwortlichkeit zu formulieren. 


Stella Napieralla 


Abo und Informationen unter: unter: 
http://www.zag-berlin.de 
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Neue Allmende - Biobetrieben den Boden sichern 


Biobetriebe werden am Bodenmarkt 
zunehmend verdrängt von Biogasbauern, 
konventionellen Massentierhaltern oder 
außerlandwirtschaftlichen Investoren. 
Letzteres sind in Deutschland oft vermögende 
Unternehmer, die zur Geldanlage »in 
Landwirtschaft machen« und zur Umgehung 
des bäuerlichen Flächenprivilegs eigene 
Betriebe aufbauen. Dieser Entwicklung 
entgegenwirken will eine neue 
Genossenschaftsgründung, die Kulturland eG. 
Die Gründungsinitiatoren sind angetreten, um 
Biobauern bei der Sicherung ihrer Acker- und 
Grünlandflächen zu unterstützen. 


VON TITUS BAHNER, REDAKTION GENOSSENSCHAF- 
TEN®@Gemeinsam mit dem Handwerk stand die 
Landwirtschaft mit bäuerlichen Einkaufs- und 
Absatzgenossenschaften am Anfang der genossen- 
schaftlichen Bewegung. Die Ökologiebewegung 
brachte in den 1980er Jahren erstmals Erzeuger- 
Verbrauchergenossenschaften hervor, die beide 
Seiten der Ernährungswirtschaft zusammenführ- 
ten. Die jüngste Entwicklung ist die Solidarische 
Landwirtschaft (Solawi) mit derzeit 60 Betrieben 
steigender Tendenz, die zum Teil in Vereinsform, 
zum Teil auch genossenschaftlich organisiert sind. 

Parallel zur Entwicklung der Solawi entwickeln 
sich in den letzten Jahren auch finanzielle Betei- 
ligungsformen an landwirtschaftlichen Betrieben. 
Für Stallbauten und ähnliche Investitionsvorha- 
ben hat sich die Beteiligung über Genussrechte 
etabliert. Investitionen in die gesamte regionale 
Wertschöpfungskette organisiert die Regional- 
wert AG, die inzwischen in den Regionen Frei- 
burg, Hamburg und Isar / Inn existiert, und die 
Bürger-AG Frankfurt/Main. 

Jüngstes Kind dieser Entwicklung ist nun 
wiederum eine Genossenschaft, die Kulturland 
eG. Wir sind angetreten, um Biobauern bei der 
Sicherung ihrer Acker- und Grünlandflächen zu 
unterstützen. 


Existenzielle Probleme 


Die Entwicklung der landwirtschaftlichen 
Bodenmärkte seit der Weltfinanzkrise 2008 stellt 
regional orientierte Biobauern vor existenzielle 
Probleme. Bedingt durch außerlandwirtschaftli- 
che Investoren, aber auch durch Biogasförderung 
und die anhaltende Flächenversiegelung haben 
sich die Bodenpreise in den vergangenen sieben 
Jahren im Durchschnitt der westlichen Bundes- 
länder um 75 Prozent verteuert, in Ostdeutsch- 
land sogar verdreifacht. Der Kaufpreis wird dabei 
überwiegend von Geldanlage- und Wertaufbe- 
wahrungsaspekten bestimmt: Nur noch etwa ein 
Drittel der Bodenpreise kann bei bodenschonen- 
der ökologischer Wirtschaftsweise aus den Erträ- 
gen refinanziert werden. 

Eine solche Landkauf-Situation gab auf der 
demeter-Betriebsgemeinschaft Heggelbach- 
hof am Bodensee den Anstoß zur Entwicklung 
der Kulturland-Genossenschaft. Bauer Thomas 
Schmid musste innerhalb kurzer Zeit 15 Hektar 
Pachtfläche kaufen, die die Erben der verstor- 
benen Eigentümerin zu Geld machen wollten. 
Statt sich dafür weiter bei der Bank zu verschul- 
den, entwickelte er gemeinsam mit befreundeten 
Beratern und mit Unterstützung des internatio- 
nalen Demeter-Verbandes die Kulturland eG als 
neuen Eigentumsträger. 


HOF HÖLLWANGEN EG, ÜBERLINGEN 


Biologisch - dynamisch - genossenschäftlich! 


Die Arbeit auf dem Biohof Höllwangen 

hat ihre Wurzeln in der Verantwortung 

für die Schöpfung und gegenüber den 
kommenden Generationen. Der Hof ist ein 
landwirtschaftlicher Gemischtbetrieb. Auf 
naturbelassenen Weiden- und Streuobstwiesen 
werden Milchkühe, Jungvieh und Kälber 
gehalten. Artgerechte Weidehaltung und 

eine abwechslungsreiche Fruchtfolge auf 

dem Ackerland sind für die Genossenschaft 
selbstverständlich. Angebaut werden Getreide, 
Kartoffeln, Feldgemüse, Leguminosen und 
Ackerfutter. 


VON BURGHARD FLIEGER, REDAKTION GENOSSEN- 
SCHAFTEN@Landwirt Klaus Niedermann und 


GENOSSENSCHAFTEN 


Genossenschaftlicher Ansatz 


Die Genossenschaft baut auf den Erfahrun- 
gen mit gemeinnützigen Trägern in der Land- 
wirtschaft seit den 1980er Jahren auf, die meist 
als e.V. oder gGmbH organisiert sind. In diesen 
Rechtsformen existieren heute in Deutschland 
über 180 zumeist biologisch-dynamisch wirt- 
schaftende Betriebe. Die neue genossenschaftli- 
che Organisationsform überwindet verschiedene 
Begrenzungen dieser einzelbetrieblichen Träger 
und ermöglicht eine schlankere Organisation und 
eine deutlich größere Reichweite. 

Um den Aufwand für die Landwirte gering zu 
halten, ist die Kulturland eG bundesweit und 
hofübergreifend tätig. Sie ermöglicht damit auch 
einen niederschwelligen Einstieg: Für den Kauf 
einzelner Pachtflächen muss nicht der gesam- 
te Betrieb auf eine gemeinnützige Rechtsform 
umgestellt werden. 


Städter |) 


Regionale Einbindung 


Auch im Biobereich entwickeln sich zuneh- 
mend agro-industrielle, sozial vor Ort nicht mehr 
eingebundene Strukturen. Dieser Entwicklung 
wollen die Akteure der Genossenschaft die Unter- 
stützung bäuerlicher Betriebe entgegenstellen, 
die sich bewusst in die Region einbinden und 
über den Ökolandbau hinaus die genannten sozi- 
alen und kulturellen Beiträge bringen. Denn es 
sind diese Betriebe, die das Dorfleben bereichern 
und zur integrierten Regionalentwicklung beitra- 
gen. Ihre sozialen und ökologischen Leistungen 
können nicht durch Importe ersetzt werden. 

Mit dem landwirtschaftlichen Betrieb schließt 
die Genossenschaft daher einen Pachtvertrag, der 
über Ökolandbau hinaus eine Reihe zusätzlicher 
Bedingungen enthält. Neben einem Mindestan- 
teil von 10 Prozent Naturschutz (bezogen auf die 
gepachtete Fläche) muss der Hof mindestens zwei 
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Die wichtigste Neuerung gegenüber den 
gemeinnützigen Trägern ist die Ausweitung 
der Finanzierungsbasis von steuerbegünstig- 
ten Spenden auf kündbares Beteiligungskapital. 
Dies berührt auch ein Tabu: Die gemeinnützigen 
Träger streben an, den Boden »auf Ewigkeit« 
von der Verkäuflichkeit zu befreien und für den 
ökologischen Landbau zu sichern. Bei der Kultur- 
land eG wird schlimmstenfalls, nämlich wenn 
alle Genossen ihr Geld zurück haben wollen, das 
Land wieder verkauft. Damit wird das Flächenei- 
gentum in die Hände eines lebendigen sozialen 
Umkreises um den Hof gelegt. Im Rahmen der 
Genossenschaft kann der Boden nur solange als 
Gemeingut gehalten werden, wie die Mitglieder 
von der Arbeit ihres Hofes überzeugt sind. 

An dieser Stelle zeigt sich die soziale Lebendig- 
keit der genossenschaftlichen Rechtsform. Der 
Förderzweck ist in der Satzung so formuliert: 
»Landwirtschaftlichen Mitgliedern werden Wirt- 
schaftsflächen langfristig zur Verfügung gestellt. 
Mitgliedern, die keine Landwirte sind, wird die 
Möglichkeit einer lebendigen Beziehung zu regi- 
onal orientierten Biohöfen geboten.« Die Mitglie- 
der verbinden sich mit einem Hof in ihrer Nähe 
und können gemeinschaftliche Verantwortung 
für einen konkreten Acker oder eine Grünlandflä- 
che übernehmen. Die Genossenschaft organisiert 
damit eine »Neue Allmende«, anknüpfend an das 
historische gemeinschaftliche Bodeneigentum. 


seine Familie leben und arbeiten bereits in der 
sechsten Generation auf dem Hof Höllwangen. 
Dies geschieht inzwischen in Form einer Genos- 
senschaft und als Demeter-Betrieb. 130 Hektar 
Fläche werden gemeinsam bewirtschaftet und 
bebaut. 60 Milchkühe, mit der Nachzucht insge- 
samt 100 Rinder, werden hier gehalten. Sie 
bewegen sich draußen auf den Weiden. 

Ziel ist es, die Vielseitigkeit und die Bodenfrucht- 
barkeit durch eine nachhaltige Landwirtschaft 
langfristig zu erhalten und gleichzeitig das Land- 
schaftsbild zu beleben. Seit 1988 wird auf dem Hof 
biologisch-dynamisch nach Demeter-Richtlinien 
gearbeitet. Die Organisationsform der eingetrage- 
nen Genossenschaft - ein zurzeit in Westdeutsch- 
land eher unübliches Modell in der Landwirtschaft 


sorgung, Öffnung des Hofes / Führungen, Arbeit 
mit aussterbenden Sorten und Rassen, Arbeit mit 
Schulklassen, kulturelle Veranstaltungen oder 
Arbeit mit Pflegebedürftigen / soziale Landwirt- 
schaft. 


Rechtliche Regelungen 


Solange der Bauer oder die Bäuerin die 
genannten Bedingungen einhält und den Betrieb 
als regional eingebundenen Biobetrieb weiter- 
entwickelt, hat sie mit der Kulturland eG unbe- 
grenzte Flächensicherheit. Der Pachtvertrag 
verlängert sich automatisch. Die Pacht orientiert 
sich am ortsüblichen Niveau, sofern es für vielsei- 
tige Biobetriebe leistbar ist. Von der Pacht sowie 
von einem fünf-prozentigen Eintrittsgeld auf die 
eG-Anteile bestreitet die Genossenschaft ihre 
laufenden Organisationskosten. 

Mitglieder müssen ihre eG-Anteile mindes- 
tens fünf Jahre in der Genossenschaft belassen. 
Danach sind sie jährlich kündbar. Für Beträge 
über 10.000 EUR wird mit grundbuchlich abge- 
sicherten Mitgliederdarlehen gearbeitet, die eine 
längere Kündigungsfrist aufweisen, um nicht 
überstürzt Flächen verkaufen zu müssen. 


Nichtverzinste Einlagen 


Auf Grund der überzogenen Bodenpreise sind 
die eG-Anteile grundsätzlich unverzinst. Schon 


- wurde gewählt, weil die Beteiligten partnerschaft- 
lich auf Augenhöhe miteinander arbeiten. 
Begegnungen mit Menschen, Erzeugung natur- 
belassener Nahrungsmittel, artgerechte Tierhal- 
tung und schonender Umgang mit der Landschaft 
werden als notwendige Voraussetzungen zur 
Erhaltung und Bewahrung der Lebensgrundlagen 
angesehen. Damit dies zu einer größeren Selbst- 
verständlichkeit wird, gehört Höllwangen zu den 
landwirtschaftlichen Lernorten: Kleinere Schü- 
lergruppen sind hier immer wieder auch einmal 
mehrere Tage zu Gast und übernachten. ® 


Weitere Informationen: Höllwangen 15, 88662 
Überlingen, 07551/3584, www.biohof-hoellwangen. 
de, info@biohof-hoellwangen.de. 
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4 Weideland ist wichtiger Bestandteil von Biohöfen. 
Foto: Titus Bahner 


ein Inflationsausgleich von nur 1,5 Prozent 
würde in manchen Fällen, auf die Pacht umge- 
legt, zu einer für vielseitig wirtschaftende Biobe- 
triebe ruinösen Pachthöhe führen. Die Kulturland 
eG ist daher bewusst ein Angebot für Menschen, 
denen es weniger auf Zinsen denn auf eine sozial 
wie ökologisch sinnvolle Investition ihres Geldes 
ankommt. Sehr realistisch dagegen ist die Sicher- 
heit der genossenschaftlichen Beteiligung, die zu 
100 Prozent in Grund und Boden investiert wird, 
sowie die Flexibilität, mit der die Einlage wieder 
gekündigt werden kann. 

Wer schließlich nach längerem Miterleben des 
aus seiner Beteiligung entstandenen »Bodenle- 
bens« die dauerhafte Sicherung seiner Fläche 
bewirken will, kann seine Beteiligung in eine 
Spende oder Zustiftung verwandeln. Hierfür 
kooperiert die Kulturland eG mit verschiedenen 
gemeinnützigen Trägern und mit der Schweis- 
furth-Stiftung in München, die entsprechende 
steuerliche Bescheinigungen ausstellen kann. 


Bereits sechs Beteiligungen 


Im zweiten Jahr ihres Bestehens ist die Genos- 
senschaft mittlerweile bundesweit an sechs Höfen 
beteiligt. Mit etlichen weiteren Höfen laufen 
Verhandlungen. Etappenziel nach fünf Jahren ist 
die Beteiligung an 50 Betrieben mit 500 Hektar 
Fläche. Mittelfristig besteht das Ansinnen, mit 
dem Modell der Neuen Allmende auch politische 
Anstöße für die Weiterentwicklung des Boden- 
rechts und gesellschaftliche Impulse für einen 
bewussteren Umgang mit landwirtschaftlichem 
Grund und Boden zu geben nach dem Motto: 
»Dein Land für Morgen!«® 


Kurzporträt Kulturland eG (Stand 
Ende 2015) 


Gründungsjahr: November 2013 
Vorstand: Dr. Titus Bahner, Thomas 
Schmid, Stephan Ili 

Aufsichtsrat: Matthias Zaiser (Vorsitz), 
Alexander Schwedeler, Friedemann Elsässer, 
Friedemann Wecker 

Ort: Hitzacker / Wendland 
Wirtschaftsart: Eigentumsträger für 
landwirtschaftliche Flächen 
Mitgliederzahl: 80 

Pflichtanteil: 500 EUR 
Genossenschaftskapital: 340.000 EUR 
Jährlicher Umsatz: ca. 10.000 EUR 
(Landpacht) 

Deckungsbeiträge über: Eintrittsgeld, 
Landpacht 


runden’? 


www.genossenschaftsgruendung.de 
Telefon 040 - 23 51 97 90 


>, 


Zentralverband deutscher 
Konsumgenossenschaften e.V. 
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L’OGRE - ORGANISATION GIGANTESQUE DE RACONTEURS-EXPLORATEURS 


KOLLEKTIV/RECHTSTICKER 


Es war einmal... 


Der Oger, ein furchteinflößendes Wesen aus 

der Sagenwelt. Er ist Namensgeber eines 
außergewöhnlichen Kollektivs in Paris: Der 
gigantischen Organisation von entdeckenden 
ErzählerInnen (OGRE). Das Kollektiv ist nicht nur 
ein Ort des solidarischen Miteinanders, eines 
sonst eher einzelkämpferischen Berufsstandes, 
sondern auch ein Ort der »Grundlagenforschung 
im Geschichtenerzählen« und gelebter 
Selbstverwaltung. 


VON JENS, PARIS/BRETAGNE@Der Beruf des 
Geschichtenerzählers ist ein Beruf, der allein 
ausgeübt wird. Der Alltag besteht aus dem Erzäh- 
len von Geschichten auf Anfrage sowie Recher- 
chen zu bestimmten Themen oder dem Erfinden 
von Geschichten und deren publikumswirksamer 
Umsetzung. Außerdem muss ständig an guter 
Werbung gearbeitet werden, damit sich die jewei- 
lige Geschichte gut verkauft. Da sich die Geschich- 
te gut verkaufen muss, bleibt kein Platz zum 
Experimentieren und Ausprobieren. Dies führt zu 
einem sich ständig wiederholenden Alltag, trotz 
der vielen Phantasie in den Geschichten. Aus dem 
Bedürfnis heraus, sich miteinander auszutau- 
schen und ohne Erfolgsdruck experimentieren zu 
können ist das Kollektiv OGRE entstanden. Seit 
der Gründung im September 2011 trifft sich das 
Kollektiv mindestens drei Mal pro Trimester zum 
Experimentieren im Centre Culturel de la rue 
Lumiere in Paris. Die Experimente dauern jeweils 
einen Tag und werden von einem vorher gewähl- 
ten »Meneur« (Leiter) animiert. Dieser schlägt ein 


REPRESSIONS- UND RECHTSFÄLLE 


Schwerpunkt Laienverteidigung 


Laienverteidigung bedeutet die Unterstützung 
von Gefangenen oder Beschuldigten auf der 
Basis des $ 138, Abs. 2 StPO. Danach können 
auch Nicht-Anwält innen andere verteidigen 
und strafrechtsbezogen unterstützen, wenn das 
die angeklagte Person beantragt und das Gericht 
die Rechtskunde und Vertrauenswürdigkeit der 
Person als ausreichend für eine unterstützende 
Tätigkeit bejaht. Das gelang inzwischen in vielen 
Fällen — mit erstaunlichem Erfolg. Verbunden 
mit Strategien kreativer Antirepression konnten 
die meisten Verfahren zur Einstellung getrieben 
werden. Wertvoll ist aber auch die erweiterte 
Solidarität. Denn nunmehr können auch politi- 
sche Weggefährt innen die Beschuldigten direkt, 
per Antrag, Mitsprache, Akteneinsicht, Unterstüt- 
zung im Verfahren und unbehinderte Besuche im 
Gefängnis stärken. 


Infos unter www.laienverteidigung.de.vu und www. 
prozesstipps.de.vu. 


Interview im Schattenblick (SB) zur 
ALU IEANEN aul dem Klimacamp 


Die Redaktion des Schattenblick dokumen- 
tierte in einer langen Reihe von Interviews die 
Geschehnisse und Organisierungsstrategien rund 
um das Klimacamp im Rheinland 2015. Der 
folgende Ausschnitt stammt aus dem Gespräch 
von Schattenblick mit einer Beteiligten an der 
Rechtshilfegruppe. 


(Quelle: www.schattenblick.de/infopool/buerger/ 
report/brri0092.html). 


Legt ihr Wert darauf, diese Unterstützung 
soweit wie möglich in Eigenregie zu organi- 
sieren? 


Maria: Wir versuchen schon, möglichst unab- 
hängig zu arbeiten, aber wenn es notwendig ist, 
haben wir auch Anwältinnen, die wir anspre- 
chen können und die Angeklagte bei Prozessen 
unterstützen. Es gehört zu unseren Aufgaben, 
diese Kontakte zu vermitteln. Wir vermitteln 
aber auch Kontakte zu Laienverteidigerinnen: 
Bei diesem Konzept geht es darum, daß sich 
Aktivistinnen gegenseitig vor Gericht verteidigen 
und keine externe Anwältin dazuholen, sondern 
sich gemeinsam das erforderliche juristische 
Wissen aneignen und den Prozeß gleichberech- 
tigt führen. 


Thema vor, an dem dann im Konsens gearbeitet 
wird. Mittags und Abends wird gemeinsam Bilanz 
gezogen. Einmal pro Trimester findet eine öffent- 
liche Vorführung statt, bei der es viel Improvisa- 
tion und Einblicke in die Geschichtenerzählungs- 
forschung gibt. Dabei nimmt das Publikum aktiv 
an den Improvisationen teil. 

Dem Kollektiv sind acht Grundprinzipien wichtig: 
Gutmütigkeit, Selbstverwaltung, Geldlosigkeit, 
Respekt & Humor, gutes Essen, Präsenz, Vertrau- 
en und gegenseitige Hilfe. Unter Gutmütigkeit 
verstehen die Kollektivmitglieder, sich mit kons- 
truktiver Kritik gegenseitig zu unterstützen und 
nicht zu verletzen. Selbstverwaltung ist die einzi- 
ge Organisationsform, die ihnen hierfür als natür- 
lich erscheint. Hier unterscheidet sich OGRE deut- 
lich von staatlichen Bildungsorganisationen, die 
stets hierarchisch aufgebaut sind. Bei OGRE sind 
alle Beteiligten gleichzeitig Lehrer und Lernen- 
de. Es gibt also keinen »Hüter des Wissens«. Die 
Geldlosigkeit ist den Kollelktivmitgliedern ein 
besonders wichtiger Punkt und wird von ihnen 
als Luxus betrachtet. Auf diesem Weg wird im 
Kollektiv der Erfolgsdruck und das Verkaufsele- 
ment des Geschichtenerzählens aufgehoben. Das 
Erarbeiten einer neuen Idee muss nicht zu einem 
Erfolgsrezept führen, im Gegenteil: Es wird zum 
Teil explizit nach Ideen gesucht, die nicht funk- 
tionieren. So wird die Arbeit im Kollektiv als 
»Grundlagenforschung im Geschichtenerzählen 
mit einer wunderbaren Fragilität« verstanden. 
Außerdem fällt das Erstellen von Werbematerial 
komplett weg. Dadurch fühlen sich die »Ogres« 


Was ist aus deiner Sicht der Vorteil dieses 
Konzepts? 

Maria: Für mich besteht der Vorteil bei einer 
Laienverteidigung darin, daß ich mehr Kont- 
rolle über einen Gerichtsprozeß behalten kann 
und auch selber bestimme, welche Strategie ich 
wähle. Wenn ich einen anderen Menschen mit 
Laienverteidigung unterstütze, ist mir aber auch 
eine gewisse Eigeninitiative der Betroffenen 
wichtig. Laienverteidigung ist keine Dienstleis- 
tung, sondern ein gemeinsames Aneignen von 
Handlungsmöglichkeiten vor Gericht. 


Auf welche Weise tauscht ihr euch mit ande- 
ren Menschen aus, die sich in dem von dir 
beschriebenen Sinn engagieren? 


Maria: Es gibt zum Einen ein Antirepressions- 
netzwerk, und zum Anderen finden regelmäßig 
Prozeßtrainings statt, wo man professionell lernt, 
wie man mit Prozeßsituationen umgehen kann 
und an welchen Stellen man welche Handlungs- 
möglichkeiten hat. 


Bekommt ihr bei eurer Arbeit manchmal Prob- 
leme mit der Gegenseite, sei es, daß ihr unter 
Beobachtung steht oder behindert werdet? 


Maria: RWE und Polizei versuchen hier auf 
verschiedene Weise, juristisch gegen die Protes- 
te vorzugehen. Der Ermittlungsausschuß selbst 
hatte noch keine Probleme, aber Menschen, die 
an Aktionen teilnehmen, werden im Nachhinein 
oft mit Anklagen konfrontiert. Eine Strategie, 
die RWE im letzten Jahr angewandt hat, waren 
Unterlassungserklärungen. Dabei handelt es sich 
um eine zivilrechtliche Möglichkeit, beispielswei- 
se Menschen, die bei einer Zugblockade dabei 
waren, hinterher zu zwingen, ein Papier zu unter- 
zeichnen, auf dem steht, daß sie sich nie wieder 
an Blockaden in diesem Bereich beteiligen. 


Auf welcher rechtlichen Grundlage setzt RWE 
solche Maßnahmen durch? 


Maria: Auf dem Betriebsgelände hat RWE 
natürlich Hausrecht, weshalb ein häufig ange- 
wandter Straftatbestand Hausfriedensbruch ist. 
Hingegen ist der Wald im Umfeld der Tagebaue 
nach wie vor öffentlich zugänglich und darf auch 
betreten werden. 


Laienverteidigung als neue Chance 
der Knast-Solidarbeit 


Ein Verfahren in Koblenz zeigt das Potenti- 
al der Laienverteidigung. Angeklagt sind zwei 


freier und haben das Gefühl, endlich einen Platz 
zum Atmen gefunden zu haben. Im Alltag fühlen 
sie sich eher als Sklaven des Geldes. Respekt 
voreinander, die Fähigkeit zur Selbstkritik und 
eine gehörige Portion Humor sind für eine gute 
Atmosphäre im Kollektiv notwendig. Neuan- 
kömmlinge fühlen sich in der Regel sofort gut 
aufgehoben und haben keine Scheu, sich auszu- 
probieren und anderen von ihren Ideen und Prob- 
lemen zu berichten. Zur guten Stimmung trägt 
auch das gemeinsame gute Essen bei. Präsenz 
der Kollektivmitglieder ist erwünscht, um der 
Bildung von Hierarchien entgegenzuwirken. So 
soll verhindert werden, dass die Organisation 
immer durch dieselben Leute getragen wird und 
Informationsmonopole entstehen. Außerdem soll 
das Funktionieren des Kollektivs von einzelnen 
Personen unabhängig sein. Die für das Gelingen 
eines Experimentiertages notwendigen Aufgaben 
werden jedes Mal an jemand anderes delegiert. 
Eine delegierte Person hat keine Macht, jedoch 
Verantwortung. Das gegenseitige Vertrauen ist 
ebenso eine Notwendigkeit, um sich im Kollek- 
tiv gut aufgehoben zu fühlen und um auch die 
verrücktesten Ideen ausprobieren zu können. Die 
gegenseitige Hilfe schließlich ist notwendig, da 
niemand alleine existieren kann. Für alle Betei- 
ligten ist die Gruppenarbeit extrem motivierend. 
Diese Motivation und Begeisterung war selbst 
im Interview deutlich spürbar. Die Kollektivmit- 
glieder begreifen die genannten Werte als selbst- 
verständlich und revolutionär, um der Logik 
des Kapitalismus zu entkommen. Dabei können 


Personen, die schon sehr viele und lange Gefäng- 
nisstrafen abgesessen haben. Wegen eines erneut 
geplanten Überfalls sollen sie nun nicht nur 
verurteilt werden, sondern anschließend in die 
Sicherungsverwahrung verlegt werden, das heißt 
bis zum Lebensende eingesperrt bleiben. Als sie 
Anfang April verhaftet und in Untersuchungshaft 
eingesperrt wurden, beschlagnahmte die Justiz 
etliche Briefe an Bekannte, so auch an einen Anti- 
Knast-Aktivisten im Umfeld der Projektwerkstatt 
in Saasen. Der schickte einem der Gefangenen 
daraufhin die nötigen Unterlagen, um von diesem 
als Wahlverteidiger beantragt zu werden. Das 
klappte und seitdem kann er unkontrolliert Briefe 
als Verteidigerpost austauschen und den Gefange- 
nen ohne Überwachung und unter Mitnahme von 
Akten oder Laptop im Gefängnis besuchen. Der 
Laienverteidiger spielt im Prozess, beispielsweise 
bei Vernehmungen, die aktivste Rolle und bean- 
tragt die Aufhebung der Haftbefehle. Diese Stra- 
tegie erweitert die Möglichkeiten der Strafvertei- 
digung und der Soliarbeit enorm. Die Verbreitung 
der Information ist daher wünschenswert. Die 
einschlägigen Rechtshilfeorganisationen nutzen 
die Laienverteidigung nicht als Möglichkeit der 
Soliarbeit. Damit verschenken sie die Möglichkei- 
ten einer aktiven Teilnahme der Aktivist innen an 
den Verfahren und den beschriebenen Potenzia- 
len. Das in den Verfahren entwickelte Wissen der 
Aktivist innen im selbstbewussten Umgang mit 
der Justiz ist von unschätzbarem Wert. 


Hilfen für die Selbst- und 
Laienverteidigung 


Wer sich selbst einarbeiten will oder muss, 
kann sich die einschlägigen Gesetzeskommentare 
besorgen. Die sind vor Gericht oft ausschlagge- 
bend, aber harter Stoff für Anfänger_innen. Leich- 
ter fällt der Einstieg mit Büchern, die zum Lernen 
da sind. Ein Beispiel ist die Reihe »Kompendium 
für Studium, Praxis und Fortbildung« im Nomos- 
Verlag (Baden-Baden). Das erschienene Werk 
»Polizei- und Ordnungsrecht Hessen« von Lothar 
Mühl/Rainer Leggereit/Winfried Hausmann 
(4. Auflage 2013, 237 S., 26 EUR) bietet eine 
äußerst komprimierte Darstellung der Eingriffs- 
möglichkeiten von Ordnungsbehörden nach dem 
allgemeinen Polizeirecht (in Hessen vor allem: 
HSOG) beziehungsweise zur Gefahrenabwehr. 
Es schildert, illustriert mit Beispielen, die prakti- 
schen Fälle im Handeln von Polizei und anderen 
Ordnungsbehörden. Die gesetzlichen Grundlagen 
sind dabei genannt, leider aber meist nicht zitiert. 
Für den Lesefluss wäre es mitunter besser, der 
Paragraph stände ausformuliert im Text - kombi- 
niert mit passenden Gesetzesbücher oder dem 
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und sollen die genannten Grundprinzipien stets 
hinterfragt werden. Die Ogres verstehen sich als 
wiederständige Sandkörner im Getriebe der kapi- 
talistischen Gesellschaft, die neben der Weiter- 
bildung im Geschichtenerzählen Erfahrungen 
sammeln, wie ein Kollektiv funktionieren kann. 
Natürlich ist nicht alles perfekt im Kollektiv 
OGRE. Persönliche Konflikte gehen oft in der 
Arbeit unter und bisher ist die Frage ungeklärt, 
wie mit störenden Personen umgegangen werden 
soll. Bisher gab es das Problem bei OGRE nicht, 
allerdings ist ein ähnliches Projekt in Lyon an 
solchen Konflikten zerbrochen. OGRE jedenfalls 
hat allen teilnehmenden Personen neue Freude 
an ihrem Beruf gebracht.@ 


Wer am Abenteuer OGRE teilnehmen möchte, ist 
herzlich willkommen. 


Ort: Centre d'’animation Rue Louis Lumiere 68 
Kontakt gibt es über: 658580854 conte-ogre@gmail.com 


Internet lässt sich diese Lücke aber überwinden. 
Viele weitere Hilfen, Musteranträge und Geset- 
zestexte halten die Internetseiten zur Selbst- und 
Laienverteidigung im Internet bereit: www. 
prozesstipps.de.vu und www.laienverteidigung. 
de.vu. Auf Wunsch kommen auch Trainer_innen 
zu Betroffenen und Interessierten, damit Hand- 
lungsmöglichkeiten bei Polizei und Gericht geübt 
werden können. (www.vortragsangebote.de.vu). 
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ANTIMILITARISMUS/INTERNATIONALES 
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VORTRAGSREISE VON ISRAELISCHEN KRIEGSDIENSTVERWEIGER*INNEN 


Aktiv gegen Krieg und Militarisierung 


Zwei Kriegsdienstverweiger*innen aus Israel 
tourten im November durch die Bundesrepublik 
und berichteten, was sie zu diesem Schritt 
bewogen hat. Der 21jährige Yaron Kaplan 

und die 19 Jahre alte Tair Kaminer waren auf 
Einladung von »connection e.v.« unter dem 
Motto »Israel/Palästina - Aktiv gegen Krieg 
und Militarisierung« in zehn deutschen Städten 
unterwegs: in Frankfurt, Darmstadt, Lindau, 
Stuttgart, Stetten, Köln, Oldenburg, Bremen, 
Herford und Celle. 


VON ARIANE DETTLOFF, REDAKTION KÖLN® 
Seit 1993 unterstützt »connection e.V.« 
Kriegsdienstverweiger*innen in aller Welt. Der 
kleine gemeinnützige Verein arbeitet interna- 
tional mit Gruppen zusammen, die sich gegen 
Krieg, Militär und Wehrpflicht engagieren. Die 
älteste deutsche Friedensorganisation DFG- 
VK (Deutsche Friedensgesellschaft-Vereinigte 
Kriegsdienstgegner*innen) hat die Vortragsreise 
von zwei antimilitaristischen Israelis unterstützt, 
und viele Friedensgruppen vor Ort haben sich 
selbstorganisiert mit eingebracht. 

Was hierzulande wenig bekannt ist: In Isra- 
el gilt Kriegsdienstverweigerung als Verbrechen 
und wird entsprechend behandelt. Noch weniger 
bekannt ist es, dass immer wieder junge Israelis 
ihre Teilnahme am Krieg gegen die Palästinenser 
in den besetzten Gebieten aus Gewissensgründen 
verweigert haben. So verschwand auch Yaron 
Kaplan in einem Militärgefängnis. Nach 40 Tagen 
— früher als manche seiner Leidensgenossen — 
kam er wieder frei. 

Tair Kaminer hat gerade ihren Freiwilligen- 
dienst nach dem Abitur geleistet und soll im 
Februar 2016 ihren zweijährigen Militärdienst 
antreten. Das wird sie nicht tun, sondern sich 
weigern, dem in ihren Augen verbrecherischen 
Krieg zu dienen. 

CONTRASTE war bei der Veranstaltung mit 
Yaron und Tair in Köln dabei. In gekürzter Form 
drucken wir den Vortrag von Yaron Kaplan für 
unsere Leser*innen ab: 


Kämpfer für den Frieden 
Vortrag von Yaron Kaplan 


»Hier ist ein Schaubild, das die Zahl der 
Terroropfer zeigt. Wie Sie sehen können, gibt es 
kein Jahr, in dem wir in Israel in Frieden lebten, 
sei es wegen Krieg, Terrorangriffen, Selbstmord- 
attentaten, Raketen oder was auch immer. Als ein 
israelisches Kind hatte ich Angst. Es gab Zeiten, 
in denen es gefährlich war, vor die Tür zu gehen. 
Ich konnte nicht verstehen, warum Araber uns 
so hassen. Was hatten wir getan?? Die meisten 
Menschen um mich herum hatten keine Antwort 
und waren selbst verwirrt. Es gab viele Vorschlä- 
ge, wie man damit umgehen solle und es gab viele 
Meinungen dazu, aber bei einer Sache waren sich 
alle einig: Das Militär schützt uns! 

Als ich zwölf Jahre alt war, brach der 2. Liban- 
onkrieg aus und ich erklärte: Wenn ich einbe- 
rufen werde, gehe ich zu den Fallschirmjägern. 


Mit 15 Jahren erhielt ich eine Einladung, einen 
Aufnahmetest für ein Militärinternat zu machen. 
Das ist ein Internat, für das sich Schüler für eine 
dreijährige Militärausbildung verpflichten, die 
sie darauf vorbereitet, Offiziere zu werden. Im 
Gegenzug für die Ausbildung verpflichten sich 
die Schüler, sechs Jahre Dienst in der Armee zu 
leisten, doppelt so lange wie der normale Mili- 
tärdienst. 

Schon vor dem Unterricht, um halb sechs in 
der Früh, wurden wir durch die Schreie unse- 
rer Kommandeure geweckt und uns wurde dann 
befohlen, lange zu laufen oder zu trainieren. Mit 
sechzehn wusste ich, wie ich einen Angriffsbefehl 
formuliere, eine Ablenkungsoperation führe und 
einen Kopf auf 100 Metern Entfernung treffe. 
Tatsächlich gelang es mir nie, hier erfolgreich zu 
sein. 

Die Voraussetzung, auf der die ganze Militär- 
doktrin basiert, ist, dass wir einen Feind haben 
und uns verteidigen müssen, obwohl niemals 
klar gesagt wird, wer der Feind ist. Ist es Syrien? 
Sind es die Palästinenser, Irakis, Iraner? Für die 
anderen Schüler in meiner Klasse war das klar: Es 
sind die Araber, alle zusammen. Ich hatte niemals 
Araber getroffen oder gesprochen, obwohl sie 
Bürger unseres Landes sind — und ich fühlte 
ihnen gegenüber keinen Hass, aber nach einer 
Weile begann auch ich harte und krasse Gefühle 
zu entwickeln. 


Vom »Saulus« zum »Paulus« 


Als ich das Internat abschloss, hatte ich neun 
Monate frei, bevor ich in eine Kampfeinheit 
einberufen werden würde. In dieser Zeit fanden 
Parlamentswahlen statt, und ich war zum ersten 
Mal wahlberechtigt. In diesen neun Monaten 
änderte sich meine Wahrnehmung des israelisch- 
palästinensischen Konfliktes. Ich stieß auf ein 
Videointerview mit dem israelischen Politiker 
Dov Hanin. Er war einer der Führer der linkesten 
politischen Partei in Israel, der Kommunistischen 
Partei Israels, einer Partei, in der sowohl Juden 
als auch Araber organisiert sind. 

Ich schaute mir das Video nur an, weil ich die 
Argumente von allen Seiten gehört haben woll- 
te. Ich sah eine Person, einen jüdischen Israeli, 
der mit Würde und Menschlichkeit über Araber 
sprach. Er sprach über ihre Sehnsucht nach einer 
nationalen Heimat und ihre tiefe Verbundenheit 
mit dem Land, über das Leiden aufgrund der 
Handlungen der israelischen Regierung. Er sagte, 
dass die Angst und Hoffnungslosigkeit der gegen- 
wärtigen Situation die Palästinenser zu Gewalt- 
akten treibt. Ich hatte nie zuvor so etwas gehört, 
nicht in der Schule, nicht unter den Freunden 
und nicht in den Medien. Die neue Situation warf 
für mich Fragen über meinen zukünftigen Weg 
auf. War es mir weiterhin möglich, als Soldat im 
Kampf zu dienen? 


Im März 2013 wurde ich zu den Nahal Boden- 
truppen einberufen. Die israelische Armee funk- 
tioniert ähnlich wie andere Armeen: Es gibt 
Kommandeure und die Truppen. Der Komman- 
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deur hat das Wissen und trifft Entscheidungen, 
während die Soldaten diese auszuführen haben. 
Damit solch ein System funktioniert, wird blin- 
der Gehorsam gefordert. Und das wurde mit 
uns in der Grundausbildung trainiert. Während 
ich nicht mehr wirklich an das System glaubte, 
hatte ich auf jemanden zu schießen, jemanden zu 
verhaften, in Privathäuser einzudringen. 

Glücklicherweise gestattet die Armee Einzel- 
kindern, die Kampfeinheiten zu verlassen, und 
das tat ich. Ich war weiter in der Armee, nun aber 
in unterstützender Tätigkeit. 

Ich hatte die Idee, Soldaten und palästinen- 
sische Friedensaktivisten zusammenzubringen, 
damit die Soldaten die »schrecklichen Feinde« 
treffen und eine andere Perspektive erhalten. 
Ich suchte nach einer Organisation, die Aktivitä- 
ten mit Arabern und Juden durchführt und fand 
»Combatants for Peace« , »Kämpfer für den Frie- 
den« . Es ist eine gemeinsame Organisation von 
Palästinensern und Juden, die in der Vergangen- 
heit an Gewalt beteiligt waren. 


Die sogenannten Feinde 


So bekam ich die Möglichkeit, meine soge- 
nannten Feinde näher kennen zu lernen und sie 
in einem neuen Licht zu sehen. Die erste Aktion, 
an der ich teilnahm, fand in dem palästinensi- 
schem Dorf Yaroun in der Westbank statt. Das 
Dorf hatte keinen Kinderspielplatz. Und wir woll- 
ten ihn zusammen bauen. Als wir dorthin fuhren 
und die mir bekannte und behagliche Umgebung 
aus dem Blick geriet, stellten sich in meinen jüdi- 
schen und israelischen Gedanken Szenen von 
Entführung, Gefangenschaft, Folter und Exeku- 
tion ein. Einige Jahre zuvor war ein israelischer 
Soldat entführt und fünf Jahre lang in Haft gehal- 
ten worden, Gilad Shalit. Ich hatte Angst, was uns 
geschehen könnte, und ich sah wieder alle Araber 
als Bedrohung für mein Leben. Wir wurden von 
dem palästinensischen Koordinator, Muhannad, 
willkommen geheißen. Er lud uns zu sich nach 
Hause ein. Ein langer Tisch stand im Hof, gedeckt 
mit einem Überfluss an Speisen, und wir wurden 
20 Palästinensern des Ortes vorgestellt, die um 
den Tisch herum saßen. 

Am Anfang fühlte ich mich wie ein Fremder. 
Wir sahen anders aus und sprachen verschiede- 
ne Sprachen. Aber als meine Neugier meinen 
Argwohn überwog, begann ich die Situation zu 
erfassen. Hier saß ich Menschen gegenüber, von 
denen ich wenige Monate zuvor dachte, dass sie 
Feinde und Mörder sind. Ich war nicht nur nicht 
in Gefahr, sondern es schienen auch nette und 
angenehme Menschen zu sein, die keinerlei Hass 
zeigten. 

Ich bin mir nicht sicher, wie viele Israelis paläs- 
tinensische Gäste in ähnlicher Weise willkommen 
heißen würden. Gewaltfrei zu sein in einer so 
gewaltvollen Situation, das ist extrem schwierig, 
aber es fängt mit Begegnungen wie dieser an. 


Hoffnung statt Verzweiflung 


Nach dieser beeindruckenden Erfahrung nahm 


CONTRASTE 9 


ich an weiteren Aktivitäten von Combatants 
for Peace teil: Demonstrationen von Israelis 
und Palästinensern gegen den Trennungszaun, 
gemeinsame Ernte von Oliven, Straßentheater 
vor den Checkpoints und Treffen mit israelischen 
und palästinensischen Gruppen, in denen wir 
über unsere persönlichen Erlebnisse berichteten 
und darüber, wie wir von der Gewalt zum gewalt- 
freien Kampf kamen. Unter anderen trafich einen 
Palästinenser, der all seine Felder verloren hatte, 
weil die Armee dies Gelände zum Übungsgelän- 
de deklarierte und später Siedlern übergab. Ein 
Rabbi, der bei der Olivenernte von Palästinen- 
sern half, war mit Messern von Juden angegriffen 
worden. Die siebenjährige Tochter eines anderen 
Mannes wurde auf ihrem Schulweg von einem 
Soldaten erschossen. 

Ich beteiligte mich am Wahlkampf der kommu- 
nistischen Partei. Danach war mir klar, dass ich 
kein Soldat mehr sein kann, sondern das letzte 
Jahr meines Dienstes verweigern werde. Meine 
Verweigerung ist kein Aufruf, die israelische 
Armee zu demontieren, aber ein Akt der Oppo- 
sition gegen die israelische Besatzung und dage- 
gen, dass jeder israelische Junge, jedes israelische 
Mädchen mit hineingezogen wird, um an dieser 
unmoralischen Unterdrückung teilzunehmen. 
Meiner Meinung nach ist jeder Tag, an dem die 
Besatzung fortgeführt wird, ein weiterer Tag 
des Blutvergießens, der Trauer und des Leids. 
So lange die Unterdrückung fortdauert, wird es 
keinen Frieden und keine Ruhe geben. Ich weige- 
re mich, Teil dessen zu sein, was die Armee tut, 
weil ich weiß, dass dies nichts mit Sicherheit zu 
tun hat und dass diese Politik uns immer weiter 
von einem Zustand der Sicherheit wegführt. 

Meine Mitgliedschaft in »Combatants for 
Peace« gestattete es mir, die Wandlung der paläs- 
tinensischen und israelischen Friedenskämpfer 
zu verstehen. Die Entscheidung, mit Gewalt zu 
handeln, ist ein Akt der Verzweiflung. Es ist die 
Hoffnung, die sie vom Weg der Gewalt abbrach- 
te und es ist Hoffnung, der ich verpflichtet bin 
und die ich auf beiden Seiten stärken will. Das 
ist meiner Ansicht nach der einzige Weg, wirklich 
Sicherheit und Wohlstand zu erreichen.«® 


Siehe auch: 
http://www.r-mediabase.eu/index.php?v 
iew=category&catid=693&option=com_ 
joomgallery&Itemid=519 


Venezuela in der Erdöl-Krise 


In ihrem neuen Rundbrief informiert 
CECOSESOLA, das Kooperativen-Netzwerk der 
Großstadt Barquisimeto, zur heiklen Lage in 
Venezuela vor und nach den Parlamentswahlen 
vom 6. Dezember. Der Erdölpreis fällt und fällt 
zur Zeit. Dadurch sinken die Staatseinnahmen 
ebenfalls dramatisch, da sie sich zu sage 

und schreibe 90 Prozent aus der Olwirtschaft 
speisen. Importe verteuern sich, die Inflation 
beträgt 200 Prozent und nimmt zu. 


VON HEINZ WEINHAUSEN, REDAKTION KÖLN@Wahl- 
sieger wurden die konservativen Parteien mit 58 
Prozent der abgegebenen Stimmen. Im Parlament 
werden sie sogar über eine Zweidrittelmehrheit 
der Sitze verfügen, welche Gesetzesänderungen 
und neue Gesetze leicht ermöglicht. Möglich 
wurde der Wahlsieg durch große Unzufriedenheit 
mit den Engpässen bei der Grundversorgung wie 
auch mit der Korruption und Vetternwirtschaft 


innerhalb von Staat und Verwaltung, wo jährlich 
umgerechnet 20 Mrd. US-Dollar verschwinden 
sollen. Anstatt der staatlichen Umverteilungs- 
politik soll künftig der Markt Venezuela nach 
vorn bringen. Die Sozialprogramme, die »miso- 
nes«, sind nun gefährdet. Sie gelten als wichtige 
Errungenschaft der sogenannten bolivarianischen 
Revolution. Das bestehende Arbeitsgesetz soll 
verschlechtert werden. Das alte Lied: Der Markt 
soll durch Lohndumping belebt werden. Schlech- 
te Aussichten für die »kleinen Leute«. 

Die Misere bei den Steuereinnahmen hatte 
aber auch schon die ehemaligen Regierungspar- 
teien ins Unsoziale abgleiten lassen. Anstatt wie 
vorgesehen die Steuern auf Benzin zu erhöhen, 
wurden die Kooperativen und Genossenschaften 
ins Visier genommen. Ein neues Gesetz wurde im 
Dezember 2014 verabschiedet, das die seit Jahr- 
zehnten bestehende Steuerfreiheit der Genossen- 
schaften aufhebt. Und da wird nicht gekleckert, 


sondern geklotzt. Bei CECOSESOLA, wo mehrere 
tausend Familien ihr Einkommen haben, macht 
dies umgerechnet mehr als eine Million Euro (!) 
jährlich aus. Auch weil zweimal besteuert wird, 
einmal beim Umsatz und zum zweiten bei der 
individuellen Lohnsteuer. Damit ist das solidari- 
sche Projekt existentiell gefährdet, ein Netzwerk, 
welches ganze Wohnquartiere mit preiswertem 
frischem Gemüse und Lebensmitteln versorgt, 
weiterhin eine Sterbeversicherung samt Bestat- 
tungsunternehmen betreibt und seit sieben 
Jahren ein Krankenhaus. 

Seitdem organisiert CECOSESOLA mit ande- 
ren Kooperativen einen beeindruckenden Protest. 
Gewaltfrei, wie sie betonen, ohne Personen und 
Institutionen anzugreifen. Auch in der Form 
des Widerstandes zeigt sich das gelebte Leit- 
bild: Aufbau nichtkapitalistischer Beziehun- 
gen und solidarisches Wirtschaften nicht nur 
für sich selbst, sondern ebenso für und mit den 


»Kund*innen« vor Ort. Dabei setzen sie konse- 
quenterweise neben dem fairen Verkauf von 
Waren und Dienstleitungen auch auf ein zweites 
Standbein, nämlich Selbstversorgung. Ein zartes 
Pflänzchen wird gehegt: Austausch von Saatgut 
mit der Hamburger Tomatenrettergruppe und 
ecuadorianischen Initiativen. Ein Prozess, der an 
den von Kuba erinnert, als das sozialistische Land 
nach dem Einbruch des Ostblocks sich in einer 
ähnlich dramatischen Situation befand und sogar 
Hunger drohte. Heute versorgt sich Havanna zu 
70 Prozent selbst mit Gemüse. ®@ 


Info: 


Kontakt und Solidarität über CECOSESOLA-Mitglied 
Georg Rath: jorgeorath@gmail.com 

Buch: »Auf dem Weg - gelebte Utopie einer Koope- 
rative in Venezuela«, Verlag Die Buchmacherei, 
Berlin 2012, 138 S, 9 Euro. 
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Glück für alle? 


Ha Vinh Tho ist seit 
2012 Leiter des Gross 
National Happiness 
Centre (GNH) in Bhutan. 
Über diesen Traumjob 
berichtet er in dem auto- 
biografisch geprägten 
Sachbuch »Grundrecht 
auf Glück«, das der Jour- 
nalist Gerd Pfitzenmaier 
für ihn aufgezeichnet hat. 

Der Autor schildert 
seine Kindheit in einer 
gut situierten vietna- 
mesisch-französischen Familie, die jedoch von 
schweren Schicksalsschlägen gezeichnet war. Er 
studierte unter anderem am anthroposophischen 
Goetheanum in Dornach (Schweiz) und lebte eini- 
ge Jahre mit Frau und Kindern, gemeinsam mit 
Menschen mit Behinderungen, in einer Camphill- 
Gemeinschaft am Genfer See. Diese Alternative 
zum herrschenden Lebensstil, mit gemeinsamer 
Ökonomie und Wertschätzung für diejenigen, 
die oft an den Rand der Gesellschaft gedrängt 
werden, prägte ihn. Das Buch ist durchzogen 
von buddhistischen Glaubenssätzen, bewegen- 
den Erfahrungen und Mitgefühl für Leidende und 
Ausgegrenzte. Glück ist für Ha Vinh Tho nicht nur 
ein individueller Zustand, sondern er betont die 
Verantwortung von Staat und Gesellschaft, dafür 
geeignete Bedingungen zu schaffen. Bhutan gilt 
weltweit als Vorreiter, seit es dem Bruttonational- 
glück Vorrang vor dem Bruttosozialprodukt gibt. 
Die Wirtschaft soll nicht dem Konkurrenzprinzip 
folgen, sondern nach Kooperation und Gemein- 
wohl streben. Der Beitritt des Landes zur Welt- 
handelsorganisation WTO wurde vorerst nicht 
vollzogen, weil die Bedenken stärker waren als 
die zu erwartenden wirtschaftlichen Vorteile. 

Jedoch wurde im Zuge der Glückspolitik 
1985 ein Staatsangehörigkeitsgesetz erlassen, 
das Zuwander*innen aus Nepal zu illegalen 
Immigrant*innen erklärte und sie des Landes 
verwies. Dies verschweigt der Autor und berichtet 
ausgerechnet hier nur dürftig: »Auch Bhutan wurde 
in den Neunzigerjahren des vergangenen Jahrhun- 
derts mit schwerwiegenden Immigrationsproble- 
men durch viele Flüchtlinge aus dem Nachbarland 
Nepal konfrontiert. Die Regierung löste das nicht 
immer gut. Gute Regierungsführung, die vom Prin- 
zip der Inklusion oder von Gleichheit geleitet wird, 
kann jedoch dazu beitragen, diese Entfremdung zu 
überwinden.« Diplomatensprache — aber wo ist das 
Mitgefühl mit den zigtausenden vertriebenen und 
wenigen gebliebenen Nepalis, die seither in bitterer 
Armut leben müssen? Basiert das Grundrecht auf 
Glück auf rassistischer Auslese? 

Nicht alles sei ideal in Bhutan, räumt Ha Vinh 
Tho ein, und es sei nicht immer leicht, zwischen 
Gemeinwohl und persönlicher Freiheit abzuwä- 
gen. Im GNH bietet er Kurse und Lernprogramme 
zum Erlernen von Achtsamkeit und Glückskom- 
petenz an. Auf mich wirkt das wie Selbstoptimie- 
rung für diese spezielle Gesellschaftsform, deren 
Vorzüge fast gebetsmühlenartig angepriesen 
werden. Eine ernsthafte emanzipatorische und 
antikapitalistische Perspektive habe ich aus dem 
Buch nicht herauslesen können. 


Dr. Ha Vinh Tho 


Elisabeth Voß 
Ha Vinh Tho: Grundrecht auf Glück - Bhutans 
Vorbild für ein gelingendes Miteinander, nymphen- 
burger 2014, 208 Seiten, 20 Euro 


Kritik der Grünen Ökonomie 


Zugegeben: Emotions- 
los kann sich ein enga- 
gierter Stuttgarter nicht 
(mehr) mit dem Thema 
»Grüne Ökonomie« 
befassen. Obwohl dies- 
mal gar nicht so sehr der 
Widerstand gegen Stutt- 
gart21 im Vordergrund 
steht, den die grüne 
Parteispitze verraten 
hatte. Vielmehr lieferte 
der grüne Oberbürger- 
meister Fritz Kuhn vor 
wenigen Wochen ein Paradebeispiel davon, was die 
schwarz-angehauchte Vollkorn-FDP unter Grüner 
Ökonomie versteht, indem er sich mit dem Slogan 
»Fahrt smart« als Werbeträger für Elektromobilität 
ablichten ließ und treuherzig beteuerte, sein Enga- 
gement hätte aber nun so was von überhaupt nichts 
mit dem Konzern zu tun, dessen Zentrale in der 
Region Stuttgart sitzt - und der auch Kleinwagen 
herstellt. 

Zwar verspricht das neue Buch des oekom-Verlags 
eine Kritik eben dieses Konzepts einer Grünen 
Ökonomie, doch lässt die Herkunft der AutorInnen 
aufhorchen, haben doch alle drei längere Zeit für die 


KRITIK DER 
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Geschichten vom aktiven Widerstand 


Mit Baumhäusern 


Der Hambacher Forst ist Europas letzter »Urwald«, 12.000 Jahre alt und wohl 
bald verschwunden, denn seit Jahren rodet und baggert der Energiekonzern 
RWE, Europas größter Luftverschmutzer, die grüne Landschaft zur Wüste. Die 
Folgen des rheinischen Braunkohlereviers sind verheerend: Zwangsumsiedelun- 
gen, Bergschäden, Feinstaubbelastungen, Verlust von Kulturerbe, Menschen- 
rechtsverletzungen, Klimawandel und Flucht. Um dem ein Ende zu setzen, 
besetzten im April 2012 einige Umweltaktivist*innen den bedrohten Wald. 

In diesem Buch erzählen sie ihre Geschichten von Nächten in Baumhäu- 
sern, Baggerblockaden und der Vernetzung mit internationalen Gruppen 
und Aktivist*innen. Außerdem berichten sie vom Alltag in ihren »Monkey- 
Towns«, »Neuländern« und »Skillsharing Camps«, in denen sie alternati- 
ve Lebens-, Lern- und Vergemeinschaftungsformen ausprobieren - für ein 


Leben jenseits von Umweltzerstörung, Ausbeutung und Konditionierung. 

Dass ihr Widerstand effektiv ist, zeigt sich auch an der Härte der Repression: Durchsuchungen, DNA- 
Abnahmen, Inhaftierungen (vgl. Contraste Dezember 2015) und Räumungen. Einige der Besetzer*innen 
berichten, wie sie diese Gewalt erlebt haben und wie es ihnen trotzdem gelingt, aktiv zu bleiben. 

Verträumt, wütend, kampflustig, übermütig, optimistisch, nachdenklich - jede*r Widerständler*in 
ist anders und vermutlich ist es gerade die bunte Vielfalt von Menschen und Aktionsformen, die den 
Widerstand im Hambacher Forst von Jahr zu Jahr weiterleben, wachsen und sich entwickeln lässt. 
Dem »kleinen Verlag für große Veränderungen« und den vielen Autor*innen ist ein eindrückliches, 


weil authentisches Zeitdokument gelungen. 


Peter Streiff 


Hambacherforst.de : Mit Baumhäusern gegen Bagger, Geschichten vom Widerstand im rheinischen 
Braunkohlerevier. Packpapier, Osnabrück, Aug. 2015, 197 Seiten, Druck auf Umweltpapier, Recycling- 


parteinahe Heinrich-Böll-Stiftung gearbeitet bezie- 
hungsweise sind da teilweise immer noch tätig. 

Um was geht es nun in dem aktuellen Werk: 
Insbesondere im Vorfeld des so genannten Klimagip- 
fels wurde deutlich, dass in Westeuropa ein breiter 
gesellschaftlicher Konsens besteht, der den allgemei- 
nen Wohlstand und seine ökonomischen und ökolo- 
gischen Grundlagen in Gefahr sieht und benennt, 
dass die Kluft zwischen Arm und Reich in der Gesell- 
schaft immer größer wird. Seit einigen Jahren steht 
daher das Konzept der »Grünen Ökonomie« zur 
Debatte, das als neues Leitbild angepriesen wird und 
Lösungen anbieten will. 

Die AutorInnen fragen jedoch zu Recht, ob die 
»grüne« Technologie eine Lösung sein kann, wenn sie 
den Konsum weiter anheizt? Sie fragen außerdem, 
was grünes Wachstum bewirke, wenn gleichzeitig 
die Emissionen aus der Nutzung fossiler Energie- 
träger weiter steigen? Die Autor-Innen unterziehen 
das Konzept der Grünen Ökonomie einer kritischen 
Prüfung, testen ihre Versprechen, erörtern ihre 
Möglichkeiten und beschreiben die tatsächlichen 
Konsequenzen für die Umwelt. Ihre Fachkompetenz 
wird spürbar, auch dort, wo sie die blinden Flecken 
der Grünen Ökonomie beschreiben. 

Glücklicherweise bleiben sie nicht nur bei der 
Kritik stehen, sondern skizzieren auch einen 
Weg, um soziale Gesichtspunkte bei der Lösung 
von Umweltproblemen mit einzubeziehen: »Wir 
plädieren für eine Repolitisierung der Ökologie, 
die für eine radikale Transformation eintritt und 
sich dabei den Gerechtigkeits- und Machtfra- 
gen stellt.« Die AutorInnen haben dieser Aussa- 
ge zwar eine kenntnisreiche Analyse zu Grunde 
gelegt und wirken daher durchaus glaubwür- 
dig. Der Leser hätte sich jedoch an dieser Stelle 
gewünscht, dass mindestens erste Ansätze zur 
geforderten Transformation vorgestellt werden. 

Peter Streiff 
Barbara Unmüßig, Thomas Fathheuer, Lili Fuhr: 
Kritik der Grünen Ökonomie. Oekom Verlag, 
München 2015, 192 Seiten, 14,95 Euro 


Einführung in »weiche Themen« Soli- 
darischer Okonomien 


Sich mit den Grund- 
gedanken Solidarischen 


Wirtschaftens ausei- 
nanderzusetzen, ist 
besonders für Einstei- 


ger anspruchsvoll und 
kompliziert. Mit einer 
neuen Reihe wollen Kris- 
tina Bayer und Dagmar 
Embshoff hierfür »Türen 
öffnen«, und sie wollen 
Gruppen, die selbst ein 
Projekt gründen, in einer 
Ratgeberreihe aktuelles Wissen aus den letzten 
Jahrzehnten zur Verfügung stellen. Ein erster Band 
liegt nun vor. 

Die Veröffentlichung enthält unter dem Motto 
»Kultur der Kooperation« Beiträge, die die Bedeu- 
tung eines aktiven und bewussten Umgangs mit 
Gruppenprozessen für den Projekterfolg veran- 
schaulichen. Winfried Schwarz von der AGBeratung 
Berlin gibt seine Einschätzungen wieder, wie sich 
Gemeinschaftsprojekte, Initiativen und Kollektive 
der Thematik nähern könnten. Er gehört sicherlich 
zu den erfahrensten Beratern in der Selbstverwal- 
tungsszene. In seiner Darstellung spiegelt sich die 
wenig theorie- und methodengeleitete, sondern vor 
allem erfahrungsgeprägte Herangehensweise des 


Kartonumschlag. 16 EUR inkl. Versand. ISBN 978-3-931504-55-7. Bezug: www.packpapier.de 


Beratungsbüros wieder, wenn er Antworten gibt 
zu Fragen wie »Mit welchen Themen starten wir?«, 
»Welchen Stellenwert sollte die Rechtsformenklä- 
rung einnehmen?«, »Sind Prozesse der Machtbil- 
dung unumgänglich und wie können sie gehand- 
habt werden?«. 

Als eine Art Gegenpol dazu können die Ausfüh- 
rungen von Annett Gnass mit dem Titel »Solidari- 
sche Kommunikation« gesehen werden. Sie erläu- 
tert ganz konkrete methodische Hilfen zum Thema 
Konsens als Prozess und Entscheidungsmodus. 
Dabei betont Gnass, dass Konsens nicht mit Einstim- 
migkeit gleichzusetzen ist, sondern verschiedene 
Konsensstufen zu unterscheiden sind. Die dabei 
angestrebten Ziele für Entscheidungsergebnisse, 
welche hilfreichen Methoden existieren und welche 
Phasen bei der Konsensfindung zu unterscheiden 
sind, werden von ihr anschaulich erläutert. 

Weitere Themen des Buches sind Phasen der 
Gemeinschaftsbildung, Achtsamkeit, konstruktiver 
Umgang mit Zoff und Konflikten, Methoden der 
Entscheidungsfindung, Gewaltfreie Kommunikation. 

So vielfältig wie die Themen des Sammel- 
bands mit sehr unterschiedlichen Autorinnen 
und Autoren, so vielfältig sind eben auch deren 
Herangehensweisen und Darstellungsformen. Die 
Stärke des Buchs liegt darin, den geneigten Lese- 
rinnen und Lesern Möglichkeiten aufzuzeigen, 
sich einen eigenen Weg innerhalb der Angebote 
und Vorgehensweisen zu suchen. Als Schwäche 
kann eine fehlende Einordnung und Bewertung 
der Beiträge, eine nicht immer nachvollziehba- 
re Systematik und die unzureichende Aufnahme 
vertiefender Literatur angesehen werden. 

Burghard Flieger 
Kristina Bayer, Dagmar Embshoff (Hrsg.): Der Anfang 
ist gemacht. Band I, Kultur der Kooperation - Die Grup- 
pe, 160 S., AG SPAK-Verlag, Neu-Ulm 2015, 16,00 Euro 


Wir könnten auch anders 


Es gibt viele Wege in 
eine bessere Welt. Daran 
lässt die 90-minütige 
Dokumentation »Wir 
könnten auch anders« 
von Daniel Kuhle und 
Holger Lauinger keinen 
Zweifel. Ursprünglich 
wurde der Film für die 
ZDF-Redaktion »Das 
kleine Fernsehspiel« 
produziert. 2012 wurde 
er erstmalig ausgestrahlt. Nun ist die gleichnamige 
DVD mit 100 Minuten Bonus-Material erschienen. 

Die Zuschauer*innen werden in eine Sammlung 
von lokalen Kämpfen und Ansätzen eines anderen 
Gesellschafts- und Wirtschaftssystems hineinge- 
worfen. Sie begegnen Menschen, die jenseits des 
Wachstums schon heute sinnvolle Alternativen 
aufbauen. Thematisch sind diesem »Mosaik über 
Lebenswirklichkeiten, Zivilengagement, Selbstorga- 
nisation, Möglichkeiten der Teilhabe, über andere 
Ideen und die Verhältnisse« kaum Grenzen gesetzt. 

So geht es unter anderem um Bürgerhaushal- 
te, Proteste von Geflüchteten, antifaschistischen 
Widerstand, selbstorganisierte Bildung, ein 
bedingungsloses Grundeinkommen, dezentrale 
Energieversorgung oder die Aneignung von bezahl- 
barem Wohnraum. Der Filmtitel setzt zwar eine 
inhaltliche Klammer, doch die einzelnen Begeg- 
nungen stehen unverbunden nebeneinander. Die 
Protagonist*innen werden erst am Ende des Films 
vorgestellt. Das mag eine unkonventionelle Heran- 
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gehensweise sein, lässt die Zuschauer*innen aber 
unter Umständen ratlos zurück. So gibt es auch 
keine*n Sprecher*in, der die Geschichten miteinan- 
der verbindet. Stattdessen werden zusätzliche Infos 
in Textform eingeblendet. 

Andererseits lässt der Film viel Raum für eigene 
Assoziationen. Menschen werden nicht anhand 
von Namen und Funktionen vorgestellt, sondern 
mit dem, was sie tun und was ihnen wichtig ist. 
Alle Protagonist*innen stehen gleichberechtigt 
nebeneinander, ihre Ideen werden nicht gegen- 
einander aufgewogen. Stattdessen vermittelt die 
Doku den Eindruck, dass sie alle Teil von etwas 
Größerem sind. Dieses große Ganze hat allerdings 
noch keinen Namen - und auch die Regisseure 
wollten offenbar weder eine Definition noch eine 
Richtlinie für dieses Andere entwerfen. 

Wer sich bereits für eines der aufgegriffenen 
Themen engagiert, kann mit dem Film einen Blick 
über den Tellerrand werfen: Wofür kämpfen ande- 
re Menschen? Wer sich noch nicht mit Fragen des 
gesellschaftlichen Wandels auseinandergesetzt hat, 
bekommt einen Eindruck von den vielen unter- 
schiedlichen Schauplätzen. Vielleicht nimmt der 
eine oder die andere die lokalen Aktivitäten um sich 
herum plötzlich anders wahr — und möchte sogar 
irgendwo andocken. Darin besteht wahrscheinlich 
das große Potenzial des Films: Mehr Menschen für 
den Wandel zu sensibilisieren. 

Regine Beyß 
Wir könnten auch anders — Begegnungen jenseits 
des Wachstums. Die DVD (2015) kann für 10 Euro 
zzgl. Versand per Mail bei info@sein-im-schein.de 
bestellt werden. 


Wegweiser zur freien Stadt der Zukunft 


NIELS BOEING 


VON 


Sein Engagement 
im Recht-auf-Stadt- 
Netzwerk verband Niels 
Boeing von Anfang an 
mit konsequenter Kapita- 
lismuskritik und konkre- 
ten Alternativentwürfen. 
Dieser schmale Band 
vereint alle drei Aspekte 
Boeings Position ist klar: 
der Kampf um die Städ- 
te muss geführt werden, 
»um der Zukunft willen«, 
um dem sich gerade etab- 
lierenden, grün verbrämten, autoritären Hightech- 
Kapitalismus etwas entgegenzusetzen. 

Nach einer Einleitung, in der die aktuelle Situation 
skizziert wird, folgen abwechselnd jeweils ein Kapi- 
tel, in dem ein theoretisches Konzept erklärt wird 
und Beispiele konkreter Aktionen und Initiativen, die 
dieses Konzept illustrieren. Der Autor räumt dabei 
mit so mancher romantischer Vorstellung und stellt 
die zwischen auf und Eigentumsordnung ebenso in 
Frage wie die parlamentarische Demokratie. 

Das erste Kapitel behandelt den Kapitalismus, 
als Praxisbeispiel dient der von Henri Lefebv- 
re eingeführte Begriff »Recht auf Stadt«. Dieses 
Konzept habe nichts von seiner Aktualität verlo- 
ren, denn »die Stadt ist für den Kapitalismus mehr 
denn je Terrain, Ressource und Produkt in einem«. 

Auf das Kapitel über die »Multitude« folgt eines 
über verschiedene Versuche der Selbstverwaltung 
von der Pariser Commune über die Occupy Bewe- 
gung und aktuellen Widerstandsbewegungen in 
Spanien. Nach den Ausführungen zu »Staat und 
Kapital« geht es um steigende Mietpreise, Zwangs- 
räumungen, um Gentrifizierung und Hausbeset- 
zungen. Dem Thema »Kapital« folgt der Aufruf, 
die Frage nach der Produktion wieder mehr zu 
thematisieren, was er dann gleich am Beispiel der 
Fab Labs selbst umsetzt. »Nachhaltigkeit« sowie 
»Gemeinschaft und Gesellschaft« sind weitere 
Ideen die kurz erläutert und an konkreten Beispie- 
len kapitalismuskritisch gewendet werden. 

Am Ende steht die Botschaft: »Die freie Stadt 
der Zukunft wird nicht zuerst aus der Wut auf die 
Mächtigen entstehen, sondern aus einer heiter- 
entschlossenen Selbstermächtigung ihrer Bewoh- 
ner, die begriffen haben, dass sie ein Ziel eint: ein 
gutes Leben für alle.« Anstatt durch individuellen 
Konsumverzicht einen neuen Puritanismus zu 
praktizieren, gelte es, die »Zweck-Entfremdung« 
der Stadt wieder zu entdecken. 

Das Buch nimmt eine Metaebene ein und kann 
deshalb die Vielfalt der Initiativen, die im globa- 
len Kampf um die Städte entstanden und immer 
wieder neu entstehen, zueinander in Beziehung 
setzen. Was von konkreten Menschen aus konkre- 
ten Anlässen getan wird, bekommt einen Platz 
in einem größeren Bild, wird zum Symbol für 
gesamtgesellschaftliche Prozesse und zu einem 
Wegweiser zu einer Gesellschaft jenseits des 
Kapitalismus, in der Städte eine wichtige Rolle 
einnehmen werden. 


WEGEN 


ÜBERLEGUNGEN ZUR 
FREIEN STADT 
DER ZUKUNFT 


NAUTILUS FLUGSCHRIFT 


Brigitte Kratzwald 
Niels Boeing: Von wegen. Überlegungen zur freien 
Stadt der Zukunft. Nautilus Flugschrift, 14,90 EUR 
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GELEBTE SOLIDARITÄT MIT FLÜCHTLINGEN 


CoNTRASTE 11 


Flüchtlinge aufnehmen statt ausgrenzen 
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4 Der Fischer Costantino Baratta verliest den Dankesbrief von Giusi Nicolini, seiner Bürgermeisterin von Lampedusa, an der Friedensgala in Stuttgart. Im Hintergrund eine Aufnahme mit seiner Frau und einer Gruppe eritreischer 


Flüchtlinge. 


Die Stuttgarter Anstifter hatten ihren Frie- 
denspreis 2015 zum elften Mal vergeben - und 
waren wieder einmal sehr aktuell. Nach der 
Verleihung an Edward Snowden im Jahr davor 
fiel die Wahl auf Giusi Nicolini, die »mensch- 
liche« Bürgermeisterin von Lampedusa. Die 
italienische Insel wurde durch dramatische 
Bilder von Flüchtlingen in seeuntauglichen 
Booten bekannt 


VON PETER STREIFF, REDAKTION STUTTGART @ Der 
große Saal im Theaterhaus am 6. Dezember war 
voll, als die Sozialwissenschaftlerin Prof. Dr. 
Heidrun Friese die Preisträgerin und »ihre« Insel 
vorstellte. Lampedusa liegt im Mittelmeer an der 
geografischen Grenze zu Afrika und sei zu einem 
der Symbole für Europas verfehlte Asyl- und 
Einwanderungspolitiken geworden. 

Wie Friese aus eigener Erfahrung berichtet, 
werde »das Gesetz der Gastfreundschaft und das 


Gesetz des Meeres« im Alltag auf Lampedusa 
gelebt, denn sie seien deutlich älter als jegliche 
Konvention. »Siamo gente di mare«, wir sind 
Seeleute, so sage man auf der Insel: »Wenn es 
etwas gibt, was Lampedusa beibringen kann, 
dann ist es das Einfachste der Welt: Ein Mensch 
in Schwierigkeiten ist ein Bruder oder Schwester 
ohne Farbe oder Religion. Und um zu helfen oder 
um Hilfe zu bitten, muss man nicht dieselbe Spra- 
che sprechen. Wenn wir hier auf Lampedusa Hilfe 
leisten, fragen wir nicht »Woher kommst du?« 
oder »Welchen Glauben hast du?« Wir fragen: 
»Was ist dir passiert?« 

Im Jahr 2011, dem Jahr der tunesischen Revo- 
lution, hatte die Insel — sie zählt knapp 6000 
EinwohnerInnen - über 100.000 Menschen aufge- 
nommen. Ein Jahr später wurde Giusi Nicolini zur 
Bürgermeisterin gewählt. Sie sei immer schon eine 
streitbare Frau und ein kämpferischer, kritischer 
Geist gewesen. Und kaum im Amt, erzählt Friese, 


hatte die Bürgermeisterin »che accoglie l’umanitä« 
(die die Menschlichkeit willkommen heißt), einen 
dringlichen Appell an die EU gerichtet: 

»Ich bin über die Gleichgültigkeit entrüstet, die 
alle angesteckt zu haben scheint. Ich bin entrüs- 
tet über das Schweigen Europas, das gerade den 
Friedensnobelpreis erhalten hat und nichts sagt, 
obwohl hier die Zahl der Toten daran glauben 
lässt, es wäre Krieg. Ich bin mehr und mehr davon 
überzeugt, dass die europäische Einwanderungs- 
politik den Tod dieser Menschen billigend in Kauf 
nimmt, um die Migration einzudämmen.« 

Seither gehöre Nicolini zu den eindringlichen 
Stimmen, die unermüdlich das europäische 
Grenzregime anprangern und europäische Politi- 
ker zum Umdenken auffordern. Im letzten Jahr 
richtete sie erneut einen Appell an das europä- 
ische Gewissen und forderte entschieden ein 
neues europäisches Asyl- und Einwanderungs- 
recht: »Wir unterscheiden weiterhin Flüchtlinge 


Foto: Die Anstifter/Michael Seehoff (CC BY-NC 4.0) 


erster und zweiter Klasse. Es ist schlicht absurd, 
dass ein Mensch, der das eigene Haus verlassen 
muss, aufgenommen wird, wenn er vor einem 
Krieg flieht, und abgelehnt, wenn ihn ein Bürger- 
krieg, Terrorismus oder Hunger zur Flucht zwin- 
gen. Zwischen Flüchtlingen und ökonomischen 
Migranten zu unterscheiden, ist grotesk. Denn 
in beiden Fällen bedeutet die Rückkehr in die 
Heimat oft den Tod.... Europa beharrt darauf, 
Flüchtlinge wie Ware zu behandeln, die man 
von Lager zu Lager schiebt. Das hilft weder den 
Migranten noch den Länder, die sie aufnehmen 
... Auch in dieser Hinsicht wären legale Einreise- 
möglichkeiten die humane und logische Wahl.«® 


Info: Alle Reden sind (deutsch und italienisch) nachzule- 
sen auf www.die-anstifter.de. Das gemeinnützige Anstif- 
ter-Projekt für Gemeinsinn und Zivilcourage finanziert sich 
ausschließlich aus Spenden und regelmäßigen Beiträgen 
von Förderlnnen. 


» Jeder hat einen Grund, der ihn zur Flucht zwingt« 


Das BürgerInnenprojekt der »Anstifter« verlieh 
den Stuttgarter Friedenspreis 2015 an Giusi 
Nicolini, Bürgermeisterin der italienischen Insel 
Lampedusa. Sie konnte den Preis leider nicht 
persönlich entgegennehmen, bedankte sich 
jedoch mit einem persönlichen und gleichzei- 
tig politischen Brief. Wir dokumentieren die 
ungekürzte deutsche Fassung (Übersetzung: 
Anstifter). 


Lampedusa, 5. Dezember 2015 


Lieber Fritz Mielert, liebe Freunde (»carissimi 
amici«) in Stuttgart, 


Ich wäre gerne bei euch gewesen, um euch 
kennenzulernen und euch persönlich zu danken. 
Dies war leider nicht möglich, wegen der vielen 
Aufgaben, mit denen ich als Bürgermeisterin 
jeden Tag auf der Verwaltungsebene konfrontiert 
bin auf diesem armen Stück Land, das Lampedu- 
sa heißt. 

Ein Grenzposten, so weit entfernt von Euro- 
pa wie von Italien. Ein Stück Land, auf dem die 
einheimische Bevölkerung die ihr zustehenden 
bürgerlichen Rechte einfordert, die ihr zu lange 
verweigert wurden. Und auf dem Tausende von 


Migranten anlanden, die ebenfalls ihr Recht zu 
leben einfordern. 

In den letzten drei Tagen sind weitere eintau- 
send Flüchtlinge und Migranten zu uns gebracht 
worden, die aus der Meerenge von Sizilien geret- 
tet wurden. 

Jeder Einzelne von ihnen hat eine Geschichte 
zu erzählen und jeder hat einen Grund, der ihn 
zur Flucht zwingt. Jeder Einzelne von ihnen, wie 
die Hunderttausende, die in den letzten Jahren 
auf Lampedusa angekommen sind, hat das Recht, 
gehört und nicht zurückgewiesen zu werden, wie 
ein Problem, das uns nichts angeht. Weil so ist 
es nicht! 

Heute diskutieren die Vereinten Nationen 
weitere Maßnahmen zur Kontrolle der Waffen, 
die in die Hände des Islamischen Staates gelan- 
gen könnten. Aber weiterhin versteifen sie sich 
darauf, einige Migranten als wirtschaftliche 
»Abstauber« zu betrachten und an den Absen- 
der zurückzuschicken, nur weil es in ihrem 
Herkunftsland keinen anerkannten Krieg gibt, 
der aus ihnen »Flüchtlinge« machen würde. 

Es spielt keine Rolle, dass sie in die Hände von 
Menschenschindern und Folterknechten zurück- 
geschickt werden oder dort zum Verhungern 
verdammt sind. Noch spielt es eine Rolle, dass 


an den Orten, von denen sie herkommen, Waffen 
weiter verbreitet sind als Brot. 

Für Europa haben sie kein Recht, an unsere 
Tür zu klopfen. Wir erheben den Anspruch, sie 
zu selektieren, sie auszusondern. Und festzule- 
gen, wer wohin gehen darf. Mauern zu errichten, 
Stacheldraht auszurollen und jegliches Überle- 
bensrecht zu erdrosseln. 

All dies passiert auch wegen des Durcheinan- 
ders, das von der Propaganda und den Medien 
produziert wird, oder aufgrund eines eingängi- 
gen Populismus, bei dem viel zu oft mit der Angst 
spekuliert wird, um Zustimmung einzuheimsen. 

Ich bin froh darüber, dass ich Costantino 
Baratta damit betrauen konnte, meine Botschaft 
vorzutragen. Denn sein Zeugnis kann all jene 
wachrütteln, die noch nie einem der Migranten, 
die jeden Tag auf Lampedusa ankommen, in die 
Augen schauen konnten. Um dort die Hoffnung 
zu sehen, dass er an dem Ort angekommen ist, an 
dem er sein zweites Leben beginnen kann. 

Ich hoffe daher, nun zwei Gründe zu haben, 
euch zu danken: einer ist die tolle Anerkennung, 
die ihr mir zukommen lasst. Darauf bin ich stolz 
und es ist eine Ehre, für mich und für meine Insel. 

Der andere Grund, euch zu danken ist die 
Arbeit, die jeder von euch macht und in Zukunft 


machen wird, um diejenigen zu sensibilisieren, 
die immer noch glauben, dass es eine gerechte 
Sache sei, diejenigen zurückzuweisen und zum 
Tod zu verurteilen, die uns um Hilfe bitten. 

Schlimmstenfalls ist es unsere Politik des 
Raubes und der Ausbeutung, die die Armut 
und die Not verschlimmert hat und damit die 
Menschen aus Afrika zur Flucht treibt. 

Und vor allem müssen wir heute die Kraft und 
den Mut haben, Zeugnis darüber abzulegen, 
dass der Kampf gegen den Terrorismus islamis- 
tischer Prägung nicht dazu führen darf, dass wir 
denjenigen die Aufnahme verweigern, die genau 
den grausamen Terroristen entfliehen, die Paris 
getroffen haben. 

Heute mehr denn je ist das Willkommenheißen 
ein Instrument des Friedens. Für Lampedusa wird 
es schwierig sein, mehr zu tun als es bisher getan 
hat und immer noch tut: das Leben der Schiffbrü- 
chigen zu retten und sie in die Lage zu versetzen, 
ihre Reise fortzusetzen. 

Viel mehr könnte und müsste ein gerechteres 
und solidarischeres Europa tun, zu dessen Konst- 
ruktion wir alle beitragen müssen. 

Danke an das Bürgerprojekt AnStifter und an 
euch alle. 

Giusi Nicolini 


12 coNTRASTE 


Als StellvertreterInnen für die Bürgermeisterin 
von Lampedusa reiste der Fischer Costantino 
Baratta mit seiner Frau nach Stuttgart. Rosa 
Maria Maggiore, genannt »Mamma Rosa, hielt 
an der Pressekonferenz vor der Friedensgala 
eine bewegende Rede, in der sie aufgrund Ihrer 
Erfahrungen an Frieden, Liebe und Respekt 
appellierte (Übersetzung: Anstifter). 


@Die Insel, auf der ich lebe, hat mich einige Dinge 
gelehrt, die ich mit euch teilen möchte. 

1. Seit nunmehr 20 Jahren ist die Insel ein 
sicherer Landeplatz für diejenigen, die Europa 
erreichen wollen. Hunderttausende sind auf dieser 
Insel angekommen. Und das Zusammenleben 
mit den Einheimischen hat nie Probleme berei- 
tet, solange den Migranten Rechte und Würde 
garantiert wurden. Erst als entschieden wurde, sie 
einzuschließen, sie als Verbrecher zu behandeln, 
gab es gewalttätige Ereignisse. Aber ausschließlich 
gegen Sachen, nie gegen Personen. So wurde in 
den Jahren 2009 und 2011 das Willkommenszen- 
trum angezündet, das aufgrund absurder politi- 
scher Entscheidungen in einen Knast verwandelt 
worden war. Lampedusa hat mich also gelehrt, 
dass die Pforten der Gewalt sich öffnen, wenn den 
Menschen Rechte und Würde verweigert wird. 

2. Die zweite Sache, die ich gelernt habe ist, 
dass die Schiffe, mit denen die Migranten in See 
stechen, letzten Endes alle dazu bestimmt sind, 
unterzugehen (»destinate die affondare«). Kein 
Wasserfahrzeug, das zu diesem Zweck konstru- 
iert wurde, dann aber mit so vielen Menschen 
beladen ist, in Anbetracht dieses gefährlichen und 
langen Meeresabschnittes, war je dazu gedacht, 
am Bestimmungsort anzukommen. Alle Personen, 
die sich einschiffen, sind »natürlicherweise« dazu 
verdammt unterzugehen. Es sind die Männer der 
Finanzpolizei, der Küstenwache, der Marine, die 
Besatzungen der Schiffe, die seit Jahren auf dem 
Meer sind, um die Migranten zu retten, die Matro- 
sen auf den Handelsschiffen und den Fischerboo- 
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4 Costantino Baratta und Rosa Maria Maggiore aus Lampedusa, die Übersetzerin und Ebbe Kögel von den Anstiftern bei der Preisverleihung (von rechts). 
Foto: Die Anstifter/Michael Seehoff (CC BY-NC 4.0) 


ten, die Fischer von Lampedusa und Mazara und 
so weiter, die jedes Mal ein »Wunder« vollbringen, 
wenn sie Menschen retten. Das ist eine Wahrheit, 
die jeder kennt, der auf Lampedusa lebt, aber die 
niemand - weder Politiker noch Journalisten — der 
Öffentlichkeit mitteilt. 

3. Eine andere Sache, die Lampedusa allen 
lehrt, die es begreifen wollen: es sind unsere 
Gesetze, die diese Menschen ins Meer werfen. 
Es ist nicht das Meer, es sind nicht die Stürme, 
es ist nicht das Pech. Noch sind es die Schleuser, 
die diese Menschen umbringen. Es sind wir, mit 
unseren Gesetzen, die wir die Menschenhändler 
»bewaffnen«. (Jene, die an Land bleiben, um ihr 


Geld zu zählen und das Geschäft zu organisieren). 
Mit diesen Gesetzen blockieren wir jeden legalen, 
sicheren und gerechten Zugangsweg. 

Seit Jahren verlangen deshalb alle, die auf 
Lampedusa leben, die sofortige Öffnung von huma- 
nitären Zugangswegen, die denjenigen Personen, 
die Europa erreichen wollen, dies ermöglichen, 
ohne dass sie ihr Leben riskieren müssen. 

4. Eine letzte Sache, die ich gelernt habe, 
möchte ich mit euch teilen: die Menschen, die 
auf Lampedusa anlanden, haben uns gewählt, 
haben den Westen gewählt. Und nicht allein und 
nie ausschließlich wegen unseres Wirtschaftsmo- 
dells oder wegen den Möglichkeiten eines besse- 


ren Lebens, die unser Kontinent ihnen eröffnet 
(zumindest theoretisch). Sie wählen uns, weil 
sie auf der Suche nach ihren Rechten sind. Das 
Recht, frei zu leben, der Zugang zu Bildung, seine 
Ideen äußern zu können, in Frieden zu leben. Der 
Frieden. In Wirklichkeit kommen sie, um Frieden 
zu suchen. Diese Personen abzuweisen, sie in 
ihre Länder zurückzuschicken, ist ein Sieg für die 
Feinde des Westens. Lampedusa hat mich gelehrt, 
dass es der Frieden ist, die Liebe und der Respekt, 
mit denen die Schlacht gegen das Böse gewonnen 
werden kann. Es ist, wie Erasmus von Rotterdam 
sagt: Alles, was wir mit Gewalt erreichen, werden 
wir auf dieselbe Weise wieder verlieren.® 


»Guten Abend Nachbar« 


Wie wir konkret Fremdenhass entgegentreten 
können. Ein Stimmungsbild aus der südlichsten 
Gemeinde Österreichs, in der 5 Prozent der 
Bevölkerung Asylsuchende sind. 


VON HEIKE SCHIEBECK, LONGO MAI @Im Dezember 
2013 kamen 30 Asylbewerber aus Afghanistan in 
das Bergdorf Eisenkappel-Vellach im Bundesland 
Kärnten. Sie wurden in einem Haus an der Pass- 
Straße, die über den Seebergsattel nach Slowe- 
nien führt, 8 km vom Ortskern entfernt, unter- 
gebracht. Der Tierarzt hatte das dreigeschossige 
Haus zu diesem Zweck umgebaut und renoviert. 
In jedem Stockwerk gibt es Zimmer, eine Gemein- 
schaftsküche und einen Aufenthaltsraum mit 
Tischen und Fernseher. Mit einigen Freund_innen 
machten wir uns auf, um die neuen Einwohner 
willkommen zu heißen und um nachzufragen, ob 
sie etwas bräuchten. Der Bürgermeister schloss 
sich unserem kleinen Trupp an. Er hatte zu Beginn 
seiner Amtsperiode vor 6 Jahren vorgeschlagen, 
in der Gemeinde ein Erstaufnahmezentrum für 
Asylbewerber innen einzurichten, und dafür 
einen Sturm der Entrüstung von Gewerbetreiben- 
den, Parteien und der Leitung des Kurbades im 
Ort geerntet. Seither hielt er sich in dieser Frage 
eher zurück. Dann standen wir den 30 jungen, 
dunkelhäutigen Männern gegenüber. Einige spra- 
chen Englisch und halfen bei der Übersetzung. Der 
Winter stand vor der Tür. Warme Jacken hätten 
sie schon bekommen. Sie wollten Deutsch lernen, 
Sport treiben und suchten Lammfleisch, welches 
sie im Supermarkt nicht finden konnten. Den 
Deutschunterricht haben einige Frauen ehrenamt- 
lich übernommen, mit Sport war es schwieriger 
im Winter in diesem schmalen, abgelegenen Tal. 
Vom nächsten Schlachttag brachten wir von Longo 
mai Lammfleisch vorbei. Der Pfarrer lud die Neuen 
zum Pfarrcafe nach der Messe in den Pfarrsaal ein. 
Im Frühjahr wurden auf einer großen Wiese an 
der Straße Richtung Dorf Fußballtore aufgestellt 
und Fahrräder für die Asylwerber besorgt. 


Fremdenfeindliche Stimmungsmache 


Später eröffnete der Tierarzt ein zweites und 
im September 2014 ein drittes Flüchtlingshaus. 


Die rechtsnationalistische FPÖ sammelte Unter- 
schriften gegen die Asylbewerber_innen - Heime. 
Eisenkappel habe schon genug Asylanten, hieß es. 
Sie gingen von Haus zu Haus. Wir wollten dieser 
fremdenfeindlichen Stimmungsmache etwas 
entgegensetzen, trafen uns mit einigen Gleichge- 
sinnten und organisierten ein Willkommensfest 
für die 25 Frauen aus 14 Ländern, die in das drit- 
te Flüchtlingshaus am Ortseingang des Dorfes, 
das frühere Gasthaus »Vellachtaler Hof«, einge- 
zogen waren. Offenbar dachten noch andere wie 
wir und hatten schon Kontakt aufgenommen. Wir 
sammelten etwas Geld in den Eisenkappler Verei- 
nen, die mitmachen wollten, und gingen mit den 
Frauen aus Nigeria, Somalia, Eritrea, Syrien und 
Kasachstan Zutaten für das Festessen einkaufen. 
Der Kinderchor sang zur Begrüßung, wir brach- 
ten Kleider, Schuhe und Spiele, die Frauen boten 
die Spezialitäten aus ihrer Heimat an. Wir hatten 
dieses kleine Willkommensfest nicht an die große 
Glocke gehängt, denn wir wollten nicht, dass die 
Ausländerfeinde davon Wind bekämen. Viele 
Frauen hatten auf der Flucht Schlimmes erlebt. 
Nach Begrüßungsworten auf Deutsch, Slowenisch, 
Englisch und Französisch ergriffen Frauen aus 
Somalia und Nigeria das Mikrofon, um zu singen, 
dann sang der Bürgermeister und zum Schluss 
sangen alle gemeinsam. Am Abend saßen wir um 
die Feuerschüssel und stellten vorsichtig Fragen. 

Am 25. Oktober organisierte der slowenische 
Kulturverein Zarja wie jedes Jahr am Tag vor dem 
österreichischen Nationalfeiertag im Pfarrsaal den 
Abend »Dober veeer sosed / Guten Abend Nachbar, 
der der Verständigung zwischen den Volksgrup- 
pen, in Kärnten deutsch- und slowenischsprachige, 
dienen soll. Nun waren viele andere Volksgruppen 
in unser Dorf gekommen. Wir fanden einige Asyl- 
suchende, die bereit waren, auf der Bühne über 
ihr Land und ihre Flucht zu erzählen. Nach jedem 
Namen, der genannt wurde, um sie vorzustellen, 
applaudierte das Publikum, wie wenn Fernseh- 
oder Fußballstars die Bühne betreten würden. Die 
Leute waren von den Berichten erschüttert. 

Das Flüchtlingsreferat der Landesregierung 
lud kurze Zeit später zu einer Informationsver- 
anstaltung ein. Der Betreuer der Eisenkappler 
Asylsuchenden, eine Freiwillige, die Deutsch 


unterrichtet, und die Beauftragte des Flücht- 
lingsreferates saßen am Podium. Die Stimmung 
war angespannt, denn die FPÖ sammelte noch 
immer Unterschriften. Die Flüchtlingsbeauftrag- 
te erklärte ruhig und ausführlich die Rechte der 
Asylsuchenden in Österreich: Das Asylverfahren 
ist Bundessache. Der Bund verteilt die Asylbe- 
werber innen nach einer Quote auf die Bundes- 
länder. Privatpersonen, die öffentliche Hand, die 
Kirche u.a. bieten dem jeweiligen Flüchtlings- 
referat Quartiere an. Dieses prüft die Angebote 
sehr genau auf ihre Eignung, denn es hat in der 
Vergangenheit einige Skandale wegen desolater 
Unterkünfte gegeben, und bringt die Asylsuchen- 
den dort unter. Die Gemeinde hat kein Mitspra- 
cherecht, kann den Zuzug aber verhindern, 
indem sie etwa keine Baugenehmigung erteilt 
oder diese verzögert. Die Asylbewerber innen 
bekommen eine Grundversorgung vom öster- 
reichischen Staat. Diese umfasst Unterkunft, 
Verpflegung und ärztliche Versorgung. Sind die 
Schutzsuchenden in Selbstversorgerhäusern mit 
eigener Küche untergebracht, bekommen sie 180 
Euro im Monat für Lebensmittel und persönliche 
Bedürfnisse, kaufen ein und kochen selbst. Sind 
sie in Pensionen untergebracht, bekommen sie 40 
Euro Taschengeld im Monat und es wird für sie 
gekocht. In diesem Fall erhält der Betreiber 19 
Euro pro Tag und Flüchtling für Unterbringung, 
Essen und Betreuung. Das ist manchmal eine 
Alternative für Gasthäuser und Pensionen, die 
sich wirtschaftlich nicht halten können. In Eisen- 
kappel wurde erstmalig ein Haus nur für Frau- 
en eingerichtet, weil sie unter den Flüchtlingen 
eine kleine Minderheit darstellen, auf der Flucht 
häufig vergewaltigt oder missbraucht wurden 
und deshalb besonderen Schutz benötigen. Für 
Familien und Paare gibt es eigene Häuser. 

Bei der anschließenden Diskussion gab es viele 
positive Wortmeldungen zugunsten der Flücht- 
linge. Vom Oberförster im Ruhestand, von der 
75-jährigen Hebamme bis hin zu katholischen 
Frauen und linken Aktivist _innen fanden alle, 
dass wir den Flüchtlingen helfen müssen und 
hatten das auch schon getan. 

Die Flüchtlingsgegner innen wiederholten 
mehrfach, wir hätten schon zu viele aufgenommen 


und die Info-Veranstaltung sei schlecht angekün- 
digt, andere Argumente hatten sie offenbar nicht. 


Die Musik hat sich geändert 


In Eisenkappel-Vellach hat der Betreiber 
der drei Flüchtlingshäuser einen Betreuer und 
eine Betreuerin angestellt, um die Asylwer- 
ber innen bei Arztbesuchen, Behördengängen 
und allem Notwendigen zu unterstützen. Paral- 
lel zur schmalen kurvenreichen Straße wurde 
für die Frauen im Vellachtaler Hof ein eigener 
Weg gebaut, damit sie zu Fuß sicher in den 2 
km entfernten Ort gelangen können. Freiwilli- 
ge unterrichten ehrenamtlich Deutsch, nehmen 
die Flüchtlinge zum Einkaufen und auf Ausflüge 
mit. Frauen aus Somalia gestalten das Kinderpro- 
gramm beim bäuerlichen Dorffest. Bei manchen 
Festen hat sich die Musik geändert: Wir tanzen 
nun auch nach arabischen Klängen. Die FPÖ hat 
irgendwann ihre Unterschriftensammlung einge- 
stellt, ohne das Ergebnis bekannt zu geben. 

Inzwischen leben in Eisenkappel 115 Flüchtlin- 
ge in drei Häusern. Bei 2300 Einwohner innen 
sind das 5 Prozent der Bevölkerung, weit mehr 
als die derzeit in Österreich diskutierte Quote 
von 1,5 Prozent. Von den ehemals Murrenden 
ist nicht mehr viel zu hören. Bei den Gemein- 
deratswahlen im März 2015 versuchte die FPÖ 
wieder Fremdenhass zu schüren und die Asyl- 
frage zum Thema zu machen. Sie hatte damit 
keinen Erfolg, denn von den vier Mandaten im 
Gemeinderat blieb ihr nach der Wahl nur eines. 
Die slowenische Liste hingegen, die sich immer 
für die Flüchtlinge eingesetzt hatte, konnte ihre 
Mandate von vier auf acht verdoppeln. 

Das alles geschah lange bevor die große Welle 
der Hilfsbereitschaft Österreich bewegte, und die 
Medien auch darüber berichteten. Ich vermute, 
es geschah an vielen Orten gleichzeitig, fast im 
Stillen, ganz normal. Die schweigende Mehrheit 
hatte sich schon lange in Bewegung gesetzt, um 
zu helfen. Für uns war es, im Nachhinein betrach- 
tet, gar nicht so schwierig, die Stimmung im Dorf 
umzudrehen.® 
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Leichter Fuß fassen 


»Ausbildung statt Abschiebung«, abgekürzt 
AsA - so heißt ein Unterstützungsprojekt für 
junge Flüchtlinge in Bonn. Sara Ben Mansour ist 
als Sozialarbeiterin für den Verein tätig. Sie hat 
»Contraste« erläutert, worum es dabei geht. Das 
Interview führte Ariane Dettloff, Redaktion Köln 


Frau Ben Mansour, was bietet AsA jungen 
nach Deutschland Geflüchteten an? 


Wir haben es uns zur Aufgabe gemacht, ihnen 
von der ersten Stunde an Deutschunterricht zu 
geben. Denn die Stadt Bonn sieht sich außerstan- 
de, ihnen einen Schulplatz zu vermitteln. Dabei 
stünde er ihnen zu, wenn denn das Menschen- 
recht auf Bildung umgesetzt würde. 

Wir haben neben dem Lernzentrum auch ein 
Bewerbungszentrum und ein Beratungszentrum — 
da geht es unter anderem um Begleitung zu Ämtern. 

Unsere Unterstützung soll als Hilfe zur Selbst- 
hilfe erfolgen. Wir helfen den Weg zu ebnen, 
aber gehen müssen ihn die Jugendlichen allein. 
Die Idee ist, dass sie so gefördert und gecoacht 
werden - sei es durch Bildungsangebote, Freizeit- 
angebote, unsere Möbel-Werkstatt »aus Alt mach 
Neu« -, dass sie in der Gesellschaft leichter Fuß 
fassen können. Und sie üben auch, sich gemein- 
schaftlich selbst zu organisieren. 

Unsere Arbeit ist für die jungen Flüchtlinge 
unentgeltlich. 


Wie finanziert sich AsA? 


In der Hauptsache durch Sponsoren wie Aktion 
Mensch, HIT-Stiftung, Hilfswerk deutscher Zahn- 
ärzte und viele kleinere Spenden. Ein Zuschuss 
der Stadt reicht gerade für die Raummiete. 


Wie ist der rechtliche Status der Geflüchte- 
ten, mit denen Sie arbeiten? 


Wir arbeiten seit 2001 mit jungen Flüchtlin- 
gen mit einem unsicheren Aufenthaltsstatus: 
Jugendliche mit einer Aufenthaltsgestattung, die 
im Asylverfahren sind, die über Jahre hinweg 
nur geduldet werden. Das sind zum Beispiel die, 
deren Asylantrag abgelehnt wurde und die somit 
Deutschland jederzeit verlassen müssten, solan- 
ge kein Abschiebehindernis besteht wie etwa ein 
fehlender Pass oder Krankheit. 

Die Chance einen Ausbildungsplatz oder 
Arbeitsplatz zu erhalten, scheitert häufig an zu 
geringen Deutschkenntnissen. Und die rechtli- 
chen Einschränkungen zwingen die Betroffenen 
oft zum Nichtstun. 


Wie funktioniert das Lernen bei »AsA«? 


Wir haben überwiegend individuelle Einzel- 
nachhilfe in allen Bereichen: Deutsch, Mathema- 
tik, Geschichte, Politik, Informatik, Wirtschaft. Es 
gibt auch einen Kurs für Minderjährige, der von 
Ehrenamtlichen geführt wird. Ein Minderjähri- 
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ger wartet jetzt seit einem halben Jahr auf einen 
Schulplatz, und wenn es diesen Kurs nicht gäbe, 
würde er vor sich hin gammeln. 

Wir haben auch verschiedene Deutschkurse für 
die über Achtzehnjährigen mit einem unsicheren 
Aufenthaltsstatus, die sonst einen Integrationskurs 
bezahlen müssten, was sich ja keiner leisten kann. 


Wo kommen die jungen Geflüchteten her? 


Überwiegend aus Afghanistan, dem Iran, Irak, 
aus Eritrea und aus dem westafrikanischen Guinea. 


Hat AsA noch weitere Angebote? 


Ja, wir bieten auch preiswert zum Beispiel ein 
Theaterprojekt, wir haben ein »Bonn entdecken«- 
Projekt — da gibt es zum Beispiel Museums- und 
Opernbesuche, Schlittschuh fahren, Kino etc. Wir 
haben auch ein Kochprojekt. Da wird gemeinsam 
eingekauft und dann gemeinsam gekocht und geges- 
sen, jedes Mal Rezepte aus einem anderen Land. 


Was passiert denn im Theaterprojekt? 


Die jungen Geflüchteten haben selbst ein Stück 
erarbeitet. Es schildert vor allem ihre Alltags- 
probleme hierzulande — zum Teil sehr witzig. 
Eine Szene hat mich besonders beeindruckt. Da 
haben sie sich zwei, drei Minuten hingestellt und 
ihre verschiedenen Sprachen auf das Publikum 
einprasseln lassen. So konnte man erleben, wie 
das Nicht-Verstehen anders herum wirkt! Diese 
Kreativ-Projekte stärken auch das Selbstbewusst- 
sein der Jugendlichen. 


Sie erwähnten Ehrenamtliche - wie viele 
sind bei ASA beschäftigt? 


Wir haben rund 70 Ehrenamtler*innen, außer- 
dem drei Hauptamtliche, zwei geringfügig 
Beschäftigte und zwei freiberufliche Lehrer für 
Deutsch als Fremdsprache. 

Wir bieten den Ehrenamtlichen regelmäßige 
Schulungen an, sei es zum Umgang mit Trauma- 
ta, sei es zum Bildungssystem, Deutsch als Fremd- 
sprache - diese Schulungen sind verpflichtend. 


Und nach den Kursen folgt eine Ausbildung 
- wo finden denn die hierher geflüchteten 
Jugendlichen Ausbildungsplätze? 


Oft bei mittelständischen Betrieben. Aber auch 
die Telekom ist an uns herangetreten, ebenso die 
GIZ (Gesellschaft für internationale Zusammen- 
arbeit) sowie die Friedrich-Ebert-Stiftung. 


Brechen denn auch manche ihre Ausbildung ab? 


Ja, das haben wir auch gehabt. Aber das ist nur 
ein kleiner Anteil. Im Moment sind 37 Jugend- 
liche in einer betrieblichen Ausbildung, davon 
zehn mit unsicherem Aufenthaltsstatus. Das 
zeigt, dass die Wirtschaft insgesamt sich jetzt 
mehr öffnet gegenüber solchen Jugendlichen. 
Denn es ist eine Zielgruppe, die Potentiale hat. 


Fachkräftemangel ist das Stichwort. Ich denke, in 
dem Zusammenhang findet ein Umdenken statt. 
Wo wäre Umdenken noch angebracht? 


Wir finden es widersinnig, dassjunge Menschen, 
die in ihrem Herkunftsland sogar studiert haben, 
hier den Hauptschulabschluss nachholen müssen, 
um einen Ausbildungsplatz zu bekommen. Sie 
sollten gleich eine Ausbildung beginnen können. 
Damit hätten sie dann zugleich den Hauptschul- 
abschluss erworben. Und so würden auch Schul- 
plätze für andere frei, die sie dringend brauchen. 


Ist für einen Ausbildungsplatz eine Arbeits- 
erlaubnis nötig? 


Ja, eine Arbeitserlaubnis ist erforderlich. Seit 
Anfang 2015 ist das vereinfacht worden - Jugend- 
liche dürfen schon nach drei Monaten statt 
früher nach sechs eine Ausbildung anfangen, 
ohne »Vorrangprüfung«. Es wird also nicht mehr 
geguckt, ob es jemand anderen für die Stelle gibt, 
der deutsch ist oder einen besseren Aufenthaltstitel 
hat. Sondern man beantragt die Arbeitserlaubnis 
und kann gleich anfangen - außer es besteht ein 
Abschiebegebot. Das betrifft jetzt dieses neue Asyl- 
paket mit den sogenannten sicheren Herkunftslän- 
dern. Insofern wurde das Ganze verschärft. 


Welchen Schwierigkeiten begegnen Sie 
bei der Suche nach Ausbildungsplätzen für 
Jugendliche ohne festen Aufenthaltstitel? 


Häufig wird argumentiert, die Ausbildung von 
Jugendlichen ohne sicheren Aufenthaltsstatus koste 
ja zu viel Geld, das dann eventuell »herausgeworfen« 
sei. Aber ich meine, wenn jemand zwei, drei Jahre 
lang nicht arbeitet, sondern von der Kommune lebt, 
kostet das ebenfalls viel Geld. Das ist doch unlogisch! 


Berichten die jungen Geflüchteten von 
Diskriminierungen? 


Immer wieder mal — zum Beispiel über »Raci- 
al Profiling«, das Aussondern nach rassistischen 
Kriterien. Ein junger Guineer hat erzählt, dass 
er in einem Cafe saß und Kaffee trank, als plötz- 
lich ein Polizist hereinkam, ihn herauspickte und 
kontrollierte. Oder ein Jugendlicher wurde bei 
McDonald's als »Bananenfresser« tituliert. Wir 
geben dann Tipps, wie man Diskriminierungen 
begegnen könnte - zum Beispiel die Polizei ruhig 
mal fragen, warum denn gerade sie kontrolliert 
werden. 


Wie wirkt sich die unsichere rechtliche Situ- 
ation auf die Betroffenen aus? 


Man kann sagen, dass die rechtliche Lage einen 
Schatten auf ihren Lebensweg wirft und das 
Dasein der Jugendlichen unnötig beschwert. Ich 
höre zum Beispiel von ihnen: »Wir sind doch alle 
Menschen, wir sind doch alle gleich. Und warum 
sind wir das vor dem Gesetz nicht?« 

Dazu fällt mir folgender Vorfall ein: Einige unse- 
rer Jugendlichen wohnten in einem Wohnheim in 
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Wachtberg. Plötzlich hörten sie, sie müssten in 
einer Stunde weg, heraus — ohne weitere Informa- 
tion. Und wenn sie heute das Haus nicht räumten, 
käme morgen die Polizei und nähme sie mit. 

Einer der Jugendlichen hatte gerade im AsA- 
Lernzentrum vom Menschenrecht auf Wohnen 
erfahren und sich die Menschenrechte fotoko- 
piert. Er holte den Zettel hervor und hielt ihn 
dem Mitarbeiter des Sozialamts mit den Worten 
vor: »Hier stehts drin!« Dann war nach einigem 
Hickhack auf einmal etwas möglich: Die Jugend- 
lichen sind nicht in ein Zelt gekommen, wie es 
eigentlich wegen eines Wasserschadens in dem 
Heim vorgesehen war, sondern sie konnten in 
private Unterkünfte umziehen. Das war ein toller 
Erfolg. Der junge Mann hat seine Rechte vertei- 
digt mit diesen Gesetzen: Wenn man sie kennt, 
kann man sie ja auch beanspruchen. 


Merken Sie hier Auswirkungen des Asylver- 
fahrensbeschleunigungsgesetzes? 


Ja, heute kam ein junger Mann mit dem Brief, 
dass er abgeschoben werden soll. Meine Kollegin 
kümmert sich jetzt darum. Wir versuchen, ihm 
schnell eine Ausbildungsstelle zu vermitteln. Das 
ist die einzige Chance. Ausbildung schützt. 

Aber es gibt ein paar Jugendliche, die wir nie 
wieder gesehen haben. Vielleicht sind sie unter- 
getaucht oder wurden abgeschoben. Neulich 
ist ein Jugendlicher aus Albanien hier gewesen 
und danach nicht wieder aufgetaucht. Über den 
Rechtsanwalt haben wir erfahren, dass die ganze 
Familie in einer Nacht- und Nebelaktion abge- 
schoben wurde. Ansonsten haben wir es aber 
viele Male geschafft, dass die Jugendlichen nicht 
abgeschoben wurden, wenn es hart auf hart kam. 
In achtzig Prozent der Fälle war die Ausbildungs- 
stelle ausschlaggebend. 


Welcher Erfolg hat Sie besonders beein- 
druckt? 


Der Hauptschulabschluss eines Jungen aus 
Afghanistan. Ich bin sehr stolz auf ihn. Er ist mit 
fünfzehn Jahren hierher gekommen, allein. Seit 
2 % Jahren lebt er in Deutschland. In Afghanis- 
tan hatte er nie eine Schule besucht. Er hat von 
Kindesbeinen an gearbeitet und konnte weder 
lesen noch schreiben. In 2 % Jahren hat er nicht 
nur komplett die deutsche Sprache gelernt, 
sondern auch Mathematik, Geschichte und alles 
Übrige - einfach unglaublich! 


Weitere Informationen unter www.asa-bonn. 


Asa 
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Balanceakte in beweglichen sozialen Feldern 


Uber Kooperationen zwischen Flüchtlingsiniti- 
ativen und österreichischen UnterstützerInnen 
sowie Räume für angstfreie Kooperation sprach 
für CONTRASTE Brigitte Kratzwald, Redaktion 
Graz, mit Heidrun Primas, Leiterin des Forum 
Stadtpark in Graz. 


Heidrun, kannst du bitte kurz dich selbst 
und das Forum Stadtpark vorstellen? 


Heidrun Primas: Ich selbst bin Künstlerin und 
Architektin, seit 2011 Leiterin des Forum Stadt- 
park, was ich auch als künstlerische Arbeit sehe. 
Das Forum ist ein Mehrspartenhaus, das heißt, 
mehrere Künste sind unter einem Dach versam- 
melt und es ist eine weitere Besonderheit, dass 
es von Künstlerinnen und Künstlern auch geführt 
wird. Es liegt mitten im Stadtpark, ein Standort 
über den es selbst viele zu verhandelnde Themen 
gibt, weil er ein virulenter Schauplatz der Öffent- 
lichkeit ist. 


Diese Lage im Stadtpark führte auch zu 
engen Kontakten mit dem Flüchtlingsprotest- 
camp. Kannst du darüber erzählen? 


Das Protest-Camp ist Anfang Oktober 2016 
entstanden, direkt vor der Landespolizeidirekti- 
on, wo die Asylverfahren bearbeitet werden. Eine 
Gruppe von syrischen, irakischen und iranischen 
Menschen, die schon länger als sechs Monate in 
Österreich sind und hier auch bleiben wollen, 
haben sich zusammengetan, weil sie gar nicht 
wussten, wo ihr Asylverfahren steckt. Alle warte- 
ten noch auf ihr zweites Interview, nach dem der 
Asylantrag überhaupt erst bearbeitet wird. Und 
diese Menschen waren total irritiert darüber, dass 
sie keine Informationen bekamen, wann sie dran 
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kommen würden und warum das so lange dauert, 
das scheint völlig willkürlich zu sein. Da waren 
auch Menschen dabei, deren Familien im Kriegs- 
gebiet zurückgeblieben sind, eine total verzwei- 
felte Situation. Darauf wollten sie aufmerksam 
machen. 

Die Initiative ist von den Flüchtlingen ausge- 
gangen. Interessant ist, dass die meisten von 
ihnen in verschiedenen Kleinstädten in der 
Umgebung von Graz untergebracht waren. Die 
haben sich vermutlich über Social Media verstän- 
digt, dass sie ihr Thema öffentlich machen 
wollen. Unterstützt wurden sie von Österreiche- 
rInnen, weil wenn du den Asylstatus nicht hast, 
darfst du gar keine politische Aktion anmelden, 
das kann nur jemand mit einem Aufenthaltsstatus 
in Österreich. Es gab hier viele junge Leute aus 
den unterschiedlichsten Communities, die dafür 
unterstützend da waren. Es musste 24 Stunden 
am Tag jemand von ihnen anwesend sein. Ich 
hatte den Eindruck, dass die sehr gut die Selbs- 
termächtigung der Flüchtlinge unterstützt haben 
und ihnen nicht gesagt haben, was sie tun soll- 
ten, sondern immer wieder gefragt haben, was 
braucht ihr, wie können wir euch unterstützen? 


Die Menschen vom Flüchtlingscamp haben 
dann eure Infrastruktur genutzt. Wie ist diese 
Kooperation zustande gekommen? 


Dieser Standort hier im Stadtpark provo- 
ziert das gerade zu, weil ich gehe davon aus, 
dass die UnterstützerInnen wussten, dass das 
Forum versucht, ein offenes Haus zu sein und 
eine gesellschaftliche Debatte zu führen. Es war 
zum Beispiel auch ein Techniker von uns unter 
den UnterstützerInnen. Ich war gerade mit eini- 
gen Mitarbeiterinnen in Zypern, als die Anfrage 
gekommen ist, ob sie hier übernachten dürfen, 


weil es so kalt war. Da haben zwei Mitarbeiter 
hier die Entscheidung getroffen, dass das wohl 
im Sinne des Hauses und der Leitung ist, das zu 
ermöglichen, worauf ich sehr stolz war. 

Wir haben das dann natürlich im großen 
Kreis diskutiert, weil da einerseits Leute ein- 
und ausgehen, die mit dem Haus nichts zu tun 
haben und andererseits gleichzeitig die normalen 
Veranstaltungen laufen mussten, was uns manch- 
mal an unsere Grenzen gebracht hat, weil wir oft 
sowieso aus allen Nähten platzen. Wir mussten 
dafür eine handhabbare Struktur finden, weil es 
für uns trotz allem ganz klar war, dass wir diese 
Unterstützung machen wollen. 

Es haben zwischen zwei und fünfzehn Perso- 
nen hier geschlafen, geduscht, gekocht und 
Geschirr abgewaschen. Das hat sich sehr schön 
verselbständigt, die UnterstützerInnen hatten 
einen Schlüssel und haben den jeweils weiterge- 
geben. Manche Leute haben dann gefragt, ob das 
Forum nun ein Sozialverein statt einem Kunstver- 
ein ist, was natürlich eine interessante Debatte 
ist. Welche Verantwortung hat man als gemein- 
nütziger Verein und ist das nicht auch ein Kultur- 
auftrag? Es gab während dieser Zeit auch zwei 
Demos vom Camp aus, die auch wieder angemel- 
det und begleitet wurden von österreichischen 
UnterstützerInnen, bei denen die Themen rund 
um Flucht und Asyl und die Willkür, der man 
begegnet, sowie die Zermürbung, dadurch sehr 
stark thematisiert wurden. Ende Oktober haben 
sich die Refugees dann entschieden, das Camp 
abzubrechen. 

Ich habe einige Leute von den Refugees 
kennengelernt, mit denen ich noch in Kontakt 
bin. Das hat uns dazu motiviert, dass wir zu 
diesem Thema 2016 eine stabile, langfristige 
Auseinandersetzung hier im Haus führen wollen. 
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Wie denkst du, könnte das weitergehen? 
Was können wir als Zivilgesellschaft tun, 
damit es zu einem konstruktiven Miteinander 
zwischen ÖsterreicherInnen und Flüchtlingen 
kommen kann? 


Ich denke, dafür braucht es gut begleiteten 
Raum. Wir hatten ja schon eine Veranstaltung in 
diese Richtung: »Forum im Forum« mit Forum- 
küche. Das ist eine Plattform, wo ganz viele 
Leute mit den unterschiedlichsten Fragestellun- 
gen gekommen sind: Wie gehen wir mit Ängsten 
um? Wie begegnen wir uns? Wie verständigen 
wir uns über konkretes Vorgehen? Aber auch 
auf einer Metaebene: welche Art von Gesell- 
schaft bauen wir gerade und wie geht das über- 
haupt? Wie schaffen wir uns diesen Raum und 
wie schaffen wir diese Verständigung? Es wurde 
klar, dass das eine schwierige Übersetzungsfra- 
ge ist. Damit meine ich nicht nur die Sprachen, 
sondern die unendlich vielen Felder, aus denen 
wir alle kommen. Ich glaube, wir brauchen einen 
stabilisierenden Raum, wo Menschen zu einander 
Beziehungen aufbauen können und bereit sind 
ein bewegliches soziales Feld zu bilden und wo 
nicht die völlige Panik ausbricht, wenn irgendje- 
mand sagt, oh, das sind jetzt aber zu viele. Wir 
als Gesellschaft können so etwas bewältigen, 
wir müssen uns nur richtig in Position zueinan- 
der bringen. Ich glaube, dass der Prozess lange 
dauern wird, wir müssen uns auf eine langwieri- 
ge Arbeit einstellen, aber es ist wichtig, dass wir 
ganz viele unterschiedliche Menschen zusam- 
menbringen, die bestimmte Expertisen mitbrin- 
gen und diese Expertisen verknüpfen, um uns 
gegenseitig zu verstehen und dieses bewegliche 
Feld aufzubauen. 


https://www.facebook.com/refugeesgraz 


Ein Selbstläufer stellt sich vor 


Im öffentlichen Diskurs über Flucht und Asyl 
werden geflüchtete Menschen meist sprach- 
los, passiv, als homogene Masse repräsentiert. 
Hinter der verniedlichenden und vereinheit- 
lichenden Worthülse »Flüchtling« lässt sich 
schwer ein eigenständiger Mensch mit eigener 
Geschichte, eigenem Willen und Vorstellungen 
vermuten. 


VON HEIDI KÄFER, KÖLN@c im Allerweltshaus 
in Köln-Ehrenfeld will mit dieser Vorstellung 
brechen — nicht nur als Plattform für Begeg- 
nung und interkulturellen Austausch zwischen 
Menschen unterschiedlicher Herkunft, sondern 
auch durch die Möglichkeit, sich eigeninitia- 
tiv jede Woche aufs Neue in Gestaltung eines 
gemeinsamen Abends einzubringen. Jeden 
Dienstag Abend treffen sich Geflüchtete sowie 
alle anderen Interessierten zum gemeinsamen 
Kochen und Abendessen. 


Die Idee 


Das Cafe ohne Grenzen wurde im Herbst 2014 
von Mitarbeiter innen des Allerweltshauses initi- 
iert. Wer sich zuvor in eine Liste eingetragen hat, 
kocht zusammen mit einem Team aus ehrenamt- 
lichen Helfer innen für 50 bis 80 Gäste. Ob erit- 
reisch, syrisch, albanisch oder bunt zusammen 
gewürfeltes mit Nudeln - eintönig kommt selten 
auf den Teller. Für Geflüchtete soll das Essen 
kostenlos sein, alle anderen sind dazu eingela- 
den, gegen eine Spende mit zu essen. Das Budget 
für den Einkauf der Lebensmittel kommt aus der 
Spendenkasse. Das Cafe ohne Grenzen speist sich 
finanziell also immer wieder selbst. Auf Wunsch 
vieler Geflüchteter kochen einmal im Monat Frei- 
willige der Kölner Initiative »Slowfood« traditio- 
nelle deutsche Gerichte. 

Bevor es ans Essen geht, informiert die Koor- 
dinatorin der Sozial -und Migrationsberatung 
im Allerweltshaus, Dörte Mälzer, zusammen 
mit Übersetzer innen über asylrelevante Verän- 
derungen sowie über andere Refugee-Welcome 
Projekte, wie z.B. dem einmal im Monat im 
Allerweltshaus stattfindenden interkulturellen 
Spieleabend. Gäste bringen Instrumente mit, es 
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werden syrische Lieder angestimmt und zusam- 
men getanzt. 


Der Selbstläufer 


Aus der ursprünglichen Idee der Initiator_ 
innen, einen Ort zu schaffen, an dem Geflüchtete 
ihre Sorgen wenigstens für drei Stunden in den 
Hintergrund stellen können, ist ein Selbstläufer 
geworden: Raus aus dem eintönigen Alltag und 
der Isolation der Unterkunft, rein ins Veedel. Der 
dort stattfindende spontane Kontakt und nied- 
rigschwellige Austausch antwortet auf die drin- 
gende Notwendigkeit, einen Begegnungsrahmen 
zu schaffen und so das Zusammenleben in der 
Kommune zu stärken. 

Einige der einheimischen Gäste sind selbst 
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bei Willkommensinitiativen, und interkulturel- 
len Vereinen tätig (z.B. Kein Mensch ist Illegal, 
Kölner Syrienhilfe), sodass das Cafe ohne Gren- 
zen auch eine Plattform für Vernetzung mit derar- 
tigen Gruppen darstellt. Als Beispiel haben regel- 
mäßige Besucher innen im Rahmen des Cafe 
ohne Grenzen die Gruppe »RefuFREE« gegrün- 
det, welche über Facebook kostenlose Kulturak- 
tivitäten mitteilt, um Geflüchtete Teil des sozi- 
alen und kulturellen Lebens in Köln werden zu 
lassen. Auch stellen sich neugegründete Gruppen 
vor, wie z.B. das von Studierenden gegründete 
Projekt »Welcome Dinner Köln«. 

Die Veranstaltung hat viel kreatives Potenti- 
al. Wir werden uns gerade erst richtig bewusst 
über die wertvolle Möglichkeit, diesen Abend für 
diverse kulturelle Vorhaben zu nutzen. Erst kürz- 


lich fand dort ein Theaterstück auf arabischer 
Sprache statt. 

Oft kommen Geflüchtete selber erst als Gäste, 
werden von einem Freund mitgenommen oder 
direkt in der Beratungsstelle zum Cafe ohne Gren- 
zen eingeladen, und bringen sich dann aktiv ein. 
Das Mädchen, das mit ihrer Familie zum ersten Mal 
gekommen ist und die Ankündigungen auf alba- 
nisch übersetzen kann, kommt beim nächsten Mal 
wieder, um mitzuhelfen. Währenddessen hat sich 
ihre Mutter schon in die Kochliste eingetragen. 


Selbst ist der Gast 


Selbstorganisation ist nicht nur elementarer 
Bestandteil der Abende selbst, durch die Motiva- 
tion zum selbstorganisierten Kochen ist zu erwar- 
ten, dass auch generell eigeninitiatives Einbringen 
in diverse Aktivitäten gestärkt wird. Selbstorga- 
nisation kann also ein greifbares Resultat dieser 
Abende sein: Lasst uns doch eine Theatergruppe 
gründen! Wann und wo treffen wir uns? 

Selbstorganisation ist darüber hinaus nicht nur 
als Koordinierung von Planung und Durchfüh- 
rung der eigentlichen Veranstaltung zu verste- 
hen, sondern fängt mit der zugrunde liegenden 
Einstellung an: Bedient werden oder selber 
aufstehen? Darauf warten bis mich jemand unter- 
hält oder selber für Unterhaltung sorgen? Jemand 
braucht Hilfe, das Geschirr stapelt sich, die Tische 
und Stühle müssen weggeräumt werden - Fühle 
ich mich angesprochen? Sehe ich mich als gleich- 
wertiger Teil des Ganzen und bin gleichermaßen 
an dessen Gestaltung beteiligt und dafür verant- 
wortlich? Diese Einstellung ist nur möglich, 
wenn den Gästen, und nicht nur den Geflüchte- 
ten, gezeigt wird, dass man offen für ein solches 
Einbringen ist, dieser Zustand gewollt ist, man 
Platz und Zeit für freie Gestaltung hat und die 
Menschen, die auf der Flucht waren als Individu- 
um nicht übersehen werden, sondern Teil eines 
Prozesses sind, der immer Verselbständigung 
der ursprünglichen Idee bedeutet. Das Cafe ohne 
Grenzen ist ein Lernprozess, eine große Bereiche- 
rung. Der Dienstag Abend im Allerweltshaus ist 
ein fester Bestandteil des Alltags vieler Menschen 
geworden. ® 
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Stellengesuch Raum 
Aachen 
Landwirtschaftliche-, und 
oder technische Tätigkeit 

in Aachen & Umgebung 
gesucht. 

Kann aber auch im Büro oder 
im Designbereich helfen. 
Freue mich über jeden Kon- 
takt, Anfrage oder Informa- 
tion. 


Kontakt: D. Gubin, gubin@ 
livetracks.de, Mobil: 0170- 
2119991 


Berliner Hausgemein- 
schaft sucht... 
Hausgemeinschaft in Berlin- 
Mitte (4f+1m+3Kinder von 
5 bis 54 Lj.), sucht Mann, der 
sich mit Hand, Herz und Erfah- 
rung einbringt. Lust auf den 
ganzen Rummel mit WG und 
Selbstverwaltung? Prima! 


Kontakt: 0177-7935274 


Sozialistische Selbst- 
hilfe Mülheim (SSM) 
sucht Leute 

Wir bieten selbstbestimmtes 
Arbeiten und Leben in Gemein- 
schaft. Seit mehr als 35 Jahren 
verdienen wir, die »Sozialis- 
tische Selbsthilfe Mülheim« 
(SSM) unseren Lebensun- 
terhalt unter anderem durch 
Wohnungsauflösungen, Umzü- 
ge, Transporte, Raumvermie- 
tung und Veranstaltungen. 

Ein weiteres Standbein ist 
unser Second Hand Laden 
in dem wir Hausrat, Klei- 
dung, Kurioses und Raritäten, 
Küchengeräte und Möbel aller 
Art verkaufen. 

Für die gemeinsame Weiter- 
entwicklung dieses erfolgrei- 
chen Arbeitsbereiches suchen 
wir motivierte Menschen mit 
Interesse und Freude am Orga- 
nisieren, Besichtigen, Aussortie- 
ren und dem Verkauf der Stücke 
im Laden. Auch beim Online 
Vertrieb ist Unterstützung 


KLEINANZEIGEN/IMPRESSUM 
MU IE HE EEE EEE EEE HEN EEE HEN HE LEE EEE 


willkommen. 

Wir haben für uns, derzeit 

zwanzig Menschen, Arbeits- 
plätze und Wohnraum in den 
ehemaligen Fabrikgebäuden 
der Düsseldorfer Straße 74 
geschaffen. Bei unserer »Neuen 
Arbeit« wird auch das Soziale 
groß geschrieben: Jede(r) macht 
gemäß ihrer oder seiner Kräf- 
te und Fähigkeiten mit, sodass 
auch Menschen in belastenden 
Lebenssituationen bei uns ihren 
Platz finden oder bereits gefun- 
den haben. Wir arbeiten sozi- 
alversichert und erhalten keine 
staatlichen Unterstützungsleis- 
tungen. 
Weitere Infos geben wir gerne 
unter der Tel.Nr.: 0221-640 3152 
per e-mail: info@ssm-koeln.org 
Internet: www.ssm-koeln.org 


Göttinger Medienbüro 
erstellt Druckvorlagen für 
Broschüren, Kataloge, Flyer, 
CD-Cover und Plakate, über 


nimmt Archiv-Recherchen, 
liefert Fotos, formuliert und 
redigiert Beiträge und Texte. 
Anfragen an: contact@artin- 
web.de, www.artinweb.de 


Geschichte(n) bewah- 
ren- ein Generationen 
verbindendes Projekt: 


Lebenserinnerungen als 
gebundenes Buch sind ein 
wunderbares Geschenk für 


Eltern oder Großeltern, Kinder 
oder Enkel. CONTRASTE- 
Redakteurin Ariane Dettloff 
zeichnet sie auf, Grafikerin 
Anne Kaute gestaltet und illus- 
triert; für CONTRASTE-Lese- 
rInnen gibt es 10Prozent Preis- 
nachlass. 

Kontakt: www.werkstatt- 
fuer-memoiren.de 

E-Mail: arianedettloff@ina- 
koeln.org 

Tel.: (02 21) 31 57 83 
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einzug. Im voraus muss allerdings immer das Geld hier sein. Quittungen nur bei 
ausreichend frankiertem Rückumschlag. Aufträge ohne Geld & Absender landen 
ausnahmslos im Papierkorb! 


Ausnahme: Bestellwert ab 26 EUR. Da gibts nämlich ’ne Rechnung. 


Termin: jeweils zum 15. des Monats 
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CONTRASTE e.V. 
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Liebe Redaktion, 


Großes Lob für die Zeitung - ich habe sie bei unserem Sohn 
entdeckt; seither lesen mein Mann und ich sie sehr aufmerksam 
und schicken sie dann noch an unsere Tochter mit Familie oder 


geben sie weiter an Freunde. 


Vor allem freut es mich von vielen Projekten zu erfahren, von 
denen ich vorher noch nie gehört hatte und das, obwohl auch wir 
schon in frühen Jahren in alternativen Lebensformen gelebt und 
gearbeitet haben. Dass das so weitergeht ist echt super. 


Weiterhin gutes Gelingen und viel Erfolg 


Viele Grüße 


Ingrid Teufel 


Abo abschließen, 
LREIEOFTE CH 
und Preise 


LATEIN® AMERIKA 
NACHRICHTEN 


X Die Monatazeitschtift 


Lateinamerikanachrichten 


* Schlagt zu und schließt bis zur 500. Ausgabe im Februar 2016 ein Abo 
ab. Ein Jahr LN als PDF-Abo zum Jubiläumspreis von € 35,- / erm. € 25,-! 
Unter allen Neu-Abonnent*innen verlosen wir ein Jahr Zapatista-Kaffee mit 
jeder LN, eine aus LN-Heften handgemachte Pihata voller Überraschungen 
und die DVD-Box Cinespanol. 


Here We Are - 


Refugees & Selbstermächtigung 


Außerdem » Krieg in Syrien » Die Türkei nach 
Gezi » Kubas afrikanisches Erbe ... 


52 Seiten, Einzelpreis € 5,30 


auch als PDF-Download 


iz3w » Telefon (0049)+761-740 03 
info@iz3w.org - www.iz3w.org 


GeN Gen-ethisches Netzwerk e.V. 


‚Aus dem Inhalt: TTIP und Pharma-Lobbying +++ CETA, TTIP und Krankenversicherungssystem +++ 
Investitionsschutz und Gesundheitsversorgung +++ Gesundheitspolitischer Protest in den USA +++ 


Tel.: 030/685 70 73, gen@gen-ethisches-netzwerk.de 


Gen-ethisches Netzwerk e.V. 
www.gen-ethisches-netzwerk.de 


junge Welt 
abonnieren. 


Revolution in 
der Bildung? 


Aktueller 
Schwerpunkt: 


Bildung als ganzheitliche 
gewerkschaftliche Aufgabe 
| 


DIREKTE AKTION 


Irorchosyndikalistische zeitung 


www.direkteaktion.org 
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ZIVILGESELLSCHAFT 


Stuttgart Open Fair 2016 
29.01. - 31.01. 2016 


Unter dem Leitspruch »Säen 
für die Stadt von morgen« laden 
etwa 50 zivilgesellschaftliche 
Gruppen zum 11. »Stuttgart 
Open Fair« ein. Ziel des drei- 
tägigen Forums ist es, globale 
Ansätze für eine zukunftsfähi- 
ge soziale Welt auf Stuttgart 
herunterbrechen. Während 
dieser drei Tage stehen Work- 
shops und Diskussionen zu 
den Themenbereichen Flucht 
und Migration, Ernährung, 
Wohnen, Klima und Strategie- 
fragen sozialer Bewegungen 
im Programm. Außerdem sind 
Workshops mit praktischem 
Handwerkszeug sowie zur 
Umsetzung des Commons- 
Ansatzes vorgesehen. 

Bisher haben Pam Warhurst 
(Incredible Edible, GB), Fabi- 
an Scheidler (Kontext-TV, D), 
Katja Maurer (medico interna- 
tional, D) sowie Stefan Meretz 
(Keimform, D) ihre Teilnahme 
zugesagt. Weitere Gäste, u.a. 
aus Rojava und Tunesien sind 
angefragt. 

Ort: Forum3, Gymnasiumstr. 
21, Stuttgart (Mitte) 
Info: »www.stuttgartopenfair.de« 


Strategie- und Aktionskon- 
ferenz gegen TTIP, CETA, 
TISA 


26.02. - 27.02. 2016 (Kassel) 


Die selbstorganisierte Bürger- 

initiative »Stop TIIP« ist mit 
mehr als 3 Millionen Unter- 
schriften aus ganz Europa eine 
höchst erfolgreiche Bürger- 
initiative. Es gab unzählige 
Veranstaltungen, Aktionen und 
Publikationen zu den aktuellen 
Freihandelsverhandlungen TTIP, 
CETA und auch TiSA, und vor 
allem finden sich immer mehr 
Menschen zusammen, um auf 
diesen Ausdruck einer verfehl- 
ten Politik zu reagieren. Doch 
was kommt als nächstes? Für 
viele Aktivist“innen war das 
letzte Jahr eine anspruchsvolle, 
aber auch ermutigende Erfah- 
rung, die Lust auf mehr macht! 
Doch der endgültige Erfolg — die 
Abkommen zu stoppen - ist nicht 
vorprogrammiert. Es geht ums 
Ganze: Wie können wir unsere 
Argumente gegen Austeritätspo- 
litik, Entsolidarisierung, Deregu- 
lierung oder Agrarindustrie noch 
besser auf den Punkt bringen? 
Mit welchen Strategien gewin- 
nen wir diese Auseinanderset- 
zung? Das Angebot zur Strategie- 
und Aktionskonferenz richtet 
sich insbesondere an alle Aktiven 
lokaler Bündnisse und Initiativen 
aus dem gesamten deutschspra- 
chigen Raum. Ihr könnt euch 
außerdem in Form von Work- 
shops direkt in das Programm 
der Konferenz einbringen. Es 
wird um Anmeldung bis zum 
15.02.2016 gebeten. 
Mehr Informationen zum 
Programm in Kürze im Netz 
unter: »http://ttip-aktionskon- 
ferenz.de/« 


UMWELT 


Aktionswoche gegen Ende der 
Rodungssaison 


22.01. - 31.01. 2016 (bei Köln) 
Jedes Jahr wird der Hamba- 


cher Forst weiter gerodet. Die 
Rodungsarbeiten sind Teil der 


Ausweitung des Braunkohleta- 
gebaus Hambach. Der restliche 
Teil des einst 6.000 Hektar gro- 
ßen Bürgewaldes, ist ökologisch 
einzigartig in Europa. Seit mehr 
als 30 Jahren wird dieser vom 
Energiekonzern RWE gerodet. 
Heute sind nicht einmal mehr 
500 Hektar davon vorhanden 
und sollen nach den Plänen 
der Regierung und RWE in den 
kommenden vier Jahren dem 
Tagebau weichen. Je mehr 
Menschen während der Ro- 
dungszeit im Wald sind, desto 
besser. Die Waldbesetzung ist 
ein offenes Projekt — jede*r 
kann einfach vorbeikommen 
und sich einbringen! 

Ort: Hambacher Forst, in der 
Nähe von Köln und Düren 

Info:  »http://hambacherforst. 
blogsport.de« 


AKTION 


Wir haben Agrarindustrie satt! 
16.01.2016 Demo (Berlin) 


Die Landwirtschaft steht am 
Scheideweg: Wird unser Essen 
zukünftig noch von Bäuerinnen 
erzeugt oder von Agrarkonzer- 
nen, die auf Agrogentechnik 
und Tierfabriken setzen und zu 
Dumpingpreisen für den Welt- 
markt produzieren? Wir fordern 
einen anderen Weg! Wir wollen 
ökologisch hochwertige und 
gesunde Lebensmittel von Bau- 
ernhöfen mit fairen Preisen und 
Marktbedingungen weltweit! 
Agrar- und Ernährungspolitik 
müssen sich an den Interessen 
der Menschen, Tiere und der 
Umwelt, nicht dan denen der 
Konzerne orientieren. Dafür ge- 
hen wir auf die Straße! 

Wir sind Bäuer*innen, 
konventionell und bio, ge- 
müseanbauend und _ tierhal- 
tend; Verarbeiter“innen und 
Verbraucher“innen. Wir sind 
Menschen vom Land und aus der 
Stadt. Was uns verbindet: Wir 
fordern den Stopp der indust- 
riellen Landwirtschaft, der Le- 
bensmittelproduktion und eine 
Förderung bäuerlicher Betriebe! 
Info: »www.meine-landwirt- 
schaft.de« 


Selbst-Repräsentationen von 
Krise. 


27.01.2016, 19:00 Uhr (Hamburg) 


Diskussion / Vortrag: Künst- 
lerische Praktiken und kultu- 
relle Protestformen in Spanien. 

Die spanische »Recht auf 
Stadt« -Bewegung (V de Vivi- 
enda) stellt nur eine Station 
in der langen Geschichte der 
kulturellen Protestformen 
in Spanien dar und knüpfte 
2006 in ihrem Entstehen an 
die Antiglobalisierungsbewe- 
gungen um 2000 an. Vorge- 
stellt werden künstlerische 
Aktionsformen der Selbst- 
Repräsentation von Krisen- 
situationen in Spanien Mitte 
der 70-er Jahre bis in die 
Gegenwart, die mithilfe von 
Performance, neuen Kommu- 
nikations- und Bildtechnolo- 
gien sowohl individuell als 
auch kollektiv ihr Unbehagen 
hinsichtlich Prekarität, Wirt- 
schaftskrise und deren soziale 
Auswirkungen zum Ausdruck 
bringen und auf diese Weise 
neue Formen von kritischen 
Öffentlichkeiten und gemein- 
schaftlichen Handlungsräu- 
men bildeten und bilden. 

Ort: Centro Sociale, Sternstra- 
ße 2, 20357 Hamburg 
Kontakt: »info@rls-hamburg.de« 


Niddastraße 64 60329 FRANKFURT 
express-afp@online.de 
www.express-afp.info Y} 


Tel. (069) 67 99 84 t3 


Ausgabe 12/15 u.a.: 


Joachim Hirsch: »Germany: Längst Topmo- 
dell« - Über die Debatte zum deutschen 
»Erfolg« 


Peter Nowak: »Eigenständig solidarisch« - 
Über ein Treffen der Amazon-Soligruppen 


Andreas Wulf: »Der lange Schatten der 
Festung Europa« - Über das Recht zu 
Gehen und das Recht zu bleiben 


»Europas Süden bleibt rebellisch« - 
Abschlusserklärung zum Treffen der 
deutschen Griechenland-Soligruppen 
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Jane Slaughter: »Über Einmalzahlungen 
hinausdenken« - Über Tarifverhandlungen 
in der US-Autoindustrie 


Linda van der Horst: »Der Walmart- 
Aufstand« - Nadelstichtaktiken für die 
Rechte der ArbeiterInnen in China 


ZEITUNG FÜR SOZIALISTISCHE 


BETRIEBS- & GEWERKSCHAFTSARBEIT 


Der Kaffee für den 


lichen Aufstand! 
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eK anden in Chiapas - Mexiko 


Cafe Libertad Kollcktiv eG 


Stresemannstr. 268 - 22769 Hamburg 
Telefon: 040-20906892 * Fax: -93 


Unterstützt die zapatistische 
Selbstverwaltung! 
„ Kaffeekollektiv Aroma Zapatista eG 


Solidarischer Handel mit 
zapatistischem Kaffee 
und Tee 


www.cafe-libertad.de * cafe-libertad@gmx.de 


Informativ, knapp und klar: 


| | 
Die Schaubühne seit 1905 
Die Weltbühne seit 1918 


Ossietzky seit 1998 


Infos und Online-Shop: 
www.aroma-zapatista.de 


kaffeekollektiv@aroma-zapatista.de 


»Der Krieg ist ein besseres Geschäft als der Friede. Ich 
habe noch niemanden gekannt, der sich zur Stillung 
seiner Geldgier auf Erhaltung und Förderung des 
Friedens geworfen hätte. Die beutegierige Canaille hat 


von eh und je auf Krieg spekuliert.« 


9. Nationale Maritime Konferenz 
Subventionen chne Gegenleistung 


Kolonisierung der Tiefsee 


Furcht übers Meer: 
Seanotrettung allein Ist keine Lösung 
UN-Machhaltiekeits Ager da 2030 

IAaaraszial jetzt umsetzen und Peter Turrini. 


IK klimakorteron? COP >? 
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Fracking wäre Klimas Sargnagel 
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Carl von Ossietzky in der Weltbühne vom 8. Dezember 1931 


Ossietzky erscheint alle zwei Wochen - jedes Heft 
voller Widerspruch gegen angstmachende Propaganda, 
gegen Sprachregelung, gegen das Plattmachen der 
öffentlichen Meinung durch die Medienkonzerne, 
gegen feigen Selbstbetrug. 


Ossietzky herausgegeben von Matthias Biskupek, 
Daniela Dahn, Rolf Gössner, Ulla Jelpke, Otto Köhler 
und Eckart Spoo, unter Mitarbeit von Rainer Butenschön 


Ossietzky - die Zeitschrift, die mit Ernst und Witz das 
Konsensgeschwafel der Berliner Republik stört. 


Ossietzky Verlag GmbH + ossietzky@interdruck.net 
Siedendolsleben 3 « 29413 Dähre » www.ossietzky.net 
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